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Vom 11. bis 15. Februar 1986 wird Johnson Mlambo, der Vorsit­
zende des PAN AFRICANIST CONGRESS (PAC), zu einer Infor­
mationsreise in die BRD kommen. Der PAC ist eine Organisation 
der azanischen Befreiungsbewegung, die auch von der UNO und 
der Organisation der Afrikanischen Einheit OAU anerkannt wird. 
Die Rundreise soll mit einer Sammlung verbunden werden, die die 
Anschaffung notwendiger Büroeinrichtungen ermöglicht, um 
eine regelmäßige, unzensierte, allein vom Wunsch des azanischen 
Volkes nach Befreiung bestimmte Informationsverbindung zwi­
schen dem südlichen Afrika und der BRD zu schaffen. Zur Un­
terstützung dieses Projekts sollen bis zum Abschluß der Rundrei­
se 20000 DM gesammelt werden. Auf dem Spendenkonto sind bis 
zum 6. Januar 2260,— DM eingegangen.

Veranstaltungen mit dem PAC-Vorsitzenden finden statt am: 
Dienstag, den 11. Februar, in Hamburg
Folgende Komitees und Organisationen rufen zu der Veranstal­
tung auf und unterstützen die Spendensammlung: Arbeitskreis 
zur Unterstützung der unabhängigen schwarzen Gewerkschaften 
in Azania (Südafrika); Azanian Adhoc Committee; BWK; Freie 
Arbeiter Union/Rätekommunisten (FAU/R); GAL; G1M; Gruppe 
Junger Anarchisten (GJA); KPD; KPD(ML); Volksfront; AZADE 
(Frauengruppe)
Mittwoch, den 12. Februar, in Dortmund:
Im Kreuzsaal, An der Kreuzkirche, Kreuzstraße 61; 19.00 Uhr 
Folgende Organisationen und Komitees rufen bisher zu der Ver­
anstaltung auf und unterstützen die Spendensammlung: Südafri­
ka-Komitee Dortmund; Akafrik Münster; BWK; KG (NHT); KPD; 
Volksfront
Freitag, den 14. Februar, in München 
Samstag, den 15. Februar, in Stuttgart
Weitere Informationen sind über die Arbeitsgruppe zu erhalten, 
die von der gemeinsamen Vollversammlung der Leitungen bzw. 
Vertreter von AAU, BWK, FAU-HD (A), FAU/R, GIM, KG (NHT), 
KPD und PA zur Unterstützung der Rundreise gebildet wurde. 
Die Arbeitsgruppe ist zu erreichen über BWK, Kamekestr. 19, 
5000 Köln 1, Tel. 0221 /517376, KPD, Wellinghofer Str. 103,4600 
Dortmund 30, Tel. 0231/43 3691— Spendenkonto: R. Lötzer, BfG 
Köln, Kt.-Nr. 2154424600 (BLZ 37010111)

An tii mperiali sti sehe 
Gruppen — Kongreß 

Unter dem Titel "Antiimperialisti­
scher und antikapitalistischer Wider­
stand in Westeuropa" führen die Anti­
imperialistischen Gruppen vom 31.i. 
86 bis zum 3.2.86 einen Kongreß in 
Frankfurt, Fachhochschule Nibelun­
genplatz, durch. Im Aufruf zu dem 
Kongreß schreiben sie u.a.:

"Es geht um die Organisierung der 
internationalen Diskussion:...

Der Austausch von Erfahrungen des 
Widerstands gegen die imperialisti­
sche Politik aus Krieg, Ausbeutung 
und Unterdrückung und die Vermitt­
lung der unterschiedlichen Lage der 
Kämpfenden soll gemeinsame Prozes­
se möglich machen und den Zusam­
menhang der antiimperialistischen 
und antikapitalistischen Bewegung 
hier und in Westeuropa vertiefen und 
weiterentwickeln.

Wichtig für diese Vorstellung waren 

die Erfahrungen der letzten Jahre, be­
sonders die während des letzten Hun­
gerstreiks der Gefangenen aus der 
RAF und dem Widerstand im letzten 
Winter: Der gemeinsame Kampf von 
Guerrilla, Widerstand und Gefange­
nen, in dem die revolutionäre Front 
für viele greifbar geworden ist, und 
die starke internationale Mobilisie­
rung ...

Aus dieser Erfahrung kommt das In­
teresse für eine bewußte und offene 
Aueinandersetzung über die authenti­
schen Bedingungen in den jeweiligen 
Ländern und den Kampf, wie er sich in 
Westeuropa entwickelt hat:

Die Mobilisierung gegen den impe­
rialistischen Krieg, konkret gegen die 
Stationierung, gegen die NATO und 
US-Kriegsbasen, gegen AKWs, WAAs, 
neue Technologie und Kriegsökono­
mie, gegen die Vernichtung von Le­
bensbedingungen und die Kämpfe ge­
gen die Repression in den NATO-Staa­
ten ..."
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Die MLPD 
schreibt uns

Zu dem Artikel "Die MLPD will 
kandidieren — auf welcher Linie?", 
Politische Berichte Nr. 26/85, Seite 
19, erreichte uns folgende Antwort, 
zu der wir uns in einer der nächsten 
Ausgaben äußern werden:

"In bezug auf euren Artikel in den 
Politischen Berichten Nr. 26/75 
wollen wir euch sachlich darauf hin­
weisen, daß in bezug auf die natio­
nale Frage natürlich weiterhin das 
Programm der MLPD uneinge­
schränkt gültig ist. Daß die Revisio­
nisten die nationale Frage den 
Reaktionären überlassen haben, ist 
eine historische Tatsache, welche 
diese in ihrer revanchistischen De­
magogie ausnutzen.

Wollt ihr dies bestreiten?
Anlaß für das internationale mar­

xistisch-leninistische Tribunal am 
15..3. 1986 ist übrigens nicht der 
Bundestagswahlkampf, sondern der 
30. Jahrestag der revisionistischen 
Machtergreifung in der Sowjetunion 
und zahlreichen anderen ehemals 
sozialistischen Ländern. Wir hoffen, 
daß es nicht in eurer Absicht lag, 
diese ebenfalls unbestreitbare histo­
rische Tatsache den Lesern der Po­
litischen Berichte zu verschwei­
gen."

Freiheit für Heß — Freiheit für 
Symbol gegen Bolschewismus

Von Weizsäckers Fähigkeit, mit seiner 
Rede zum 8. Mai ein gemeinsames Na­
tionalgefühl bei allen politischen 
Richtungen zu erwirken, führte dazu, 
daß die Rede zur Pflichtlektüre an den 
Schulen wurde. Wer darauf verwies, 
daß der Bundespräsident sich faktisch 
hinter das Mottoder Schlesier stellte, 
machte sich unbeliebt. An Weihnach­

In der "Welt" vom 30.12.1985 hat Kirchner, Hauptgeschäftsführer von Gesamt­
metall, die Lohntarifbewegung 1986 eröffnet: Eine neue Niedriglohngruppe für 
Neueingestellte mit befristeten Arbeitsverträgen soll in den Tarif aufgenom­
men werden. Lohnflexibilisierung auch bei Einmalzahlungen und Urlaubsgeld: 
Sie sollen vom Unternehmenserfolg abhängig werden. Steinkühler hat für die 
IGM die Forderungen zurückgewiesen. Welche praktische Antwort gibt der 
IGM-Vorstand auf seiner Januar-Klausurtagung? — (rok)

ten probte von Weizsäcker nun, wie 
belastbar die nationale Gemeinschaft 
sei. Er macht sich zum Sprecher für 
die Freilassung des greisen Rudolf 
Heß. Barmherzigkeit würde das Urteil 
über begangene Untaten nicht aufhe­
ben, sondern nur noch bekräftigen. 
Anschließend an die Forderung nach 
Freilassung von Hitlers Stellvertreter 
spricht von Weizsäcker von der Last 
der Teilung und daß es gilt, unseren 
Grundsätzen mit Vernunft und Huma­
nität zu dienen. Die Abgrenzung zu 
faschistischen Organisationen wie der 
HNG, FAP und der Nationalen Front 
dient zur Unterstützung ihrer Ziele, 
der Wiederherstellung des großdeut­
schen Reiches. Heß wurde vom Nürn­
berger Gerichtshof wegen gemein­
samer Verschwörung und Verbrechen 
gegen den Frieden zu lebenslanger 
Haft verurteilt. Das sowjetische Mit­
glied des internationalen Militärge­
richtshofes forderte dagegen für Heß 
ebenfalls die Todesstrafe. Er führte 
an, daß es die Mission von Heß bei sei­
nem Englandflug 1941 war, durch ei­
nen zeitweiligen Frieden mit England 
den Krieg gegen die Sowjetunion zu 
erleichtern. Das Angriffsdatum stand 
bereits fest. Weiter, daß Heß neben 
Himmler maßgeblich für die Schaf­
fung der SS- und Polizeiorganisatio­
nen, der Festlegung ihrer Aufgaben 
verantwortlich war, daß er das "Ge­
setz zum Schutz des deutschen Blutes 
und der deutschen Ehre" unterschrieb 
sowie den Erlaß "Über die Verwaltung 
der besetzten polnischen Gebiete", er 
also alles tat, Verbrechen gegen die 
Humanität und Menschlichkeit vorzu­
bereiten. Die Freilassung von Heß 
steht für die Faschisten als "Symbol" 
dafür, den "Menschenrechten zum 
Recht verhelfen", für die Einheit des 
Westens gegen den Bolschewismus. 
Dem schließt sich von Weizsäcker an.
- (düb)
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Reaganomics in der Krise

Die Spekulation gegen den Dollar wird stärker, 
die Propaganda für neue Lohnsenkungen auch

Auf den Devisenmärkten hat die Spekulation gegen den 
Dollar in den letzten Tagen weiter an Kraft gewonnen. Am 
vergangenen Donnerstag fiel der Kurs des Dollars an der 
Frankfurter Devisenbörse auf 2,44 DM. Ein Dollarkurs un­
ter 2,40 DM bzw. unter 200 Yen gilt unter imperialisti­
schen Devisenhändlern als "kritisch", weil dann der Abzug 
großer in US-Papieren angelegter Vermögen wahrschein­
lich wird, was panische Dollarverkäufe auslösen könnte. 
Sowohl die D-Mark als auch der japanische Yen liegen jetzt 
gegenüber dem Dollar um ca. 28% höher als vor einem 
Jahr. Schon haben große US-Kapitalisten begonnen, Teile 

ihrer in Wertpapieren angelegten Vermögen in ausländi­
schen Papieren anzulegen. Zur gleichen Zeit versuchen die 
westdeutschen Kapitalisten, eine neue Propaganda für 
Lohnsenkung zu entwickeln. War vorher der hohe Dol­
lar k u r s und die "geringe Rendite" in der BRD das Argu­
ment, daß man den USA bei der Senkung von Lohnkosten 
und der Bekämpfung von Ansprüchen der Arbeiter nachei­
fern müsse, so soll nun der sinkende Dollar kurs 
Vorwand für neuerliche Lohnsenkungen werden: Die Ex­
porte seien gefährdet, und um sie zu verteidigen, müßten 
die Lohnkosten weiter sinken.

Devisenkurse zwischen imperialisti­
schen Staaten folgen gewöhnlich dem 
Anstieg oder Rückgang des Export- 
iiberschusses, den die Kapitali­
sten eines Landes auf den Märkten ih­
rer Rivalen erzielen. Steigt z.B. der 
Exportüberschuß westdeutscher Kapi­
talisten nach Frankreich, weil diese 
schlauer und erfolgreicher als ihre 
französischen Rivalen die Konkurrenz 
unter "ihren" Lohnabhängigen schü­
ren, die Lohnkosten senken und das 
Arbeitstempo in Fabriken und Büros 
steigern konnten und deshalb ihre Wa­
ren billiger anbieten, so steigt für ge­
wöhnlich auch die Nachfrage franzö­
sischer Kapitalisten nach D-Mark, um 
diese westdeutschen Waren zu bezah­
len. Der Kurs der D-Mark steigt, der 
des französischen Franc fällt. 

Was der bürgerliche Sachverstand 
als nationalen Triumpf ("D-Mark 
steigt’") feiert, ist so in Wirklichkeit 
ein Zeichen für schwere Niederlagen 
der Lohnabhängigen gegen die Kapita­
listen des Landes, dessen Währung ge­
rade im Kurs steigt. Folgerichtig wur­
de deshalb vor einem Jahr der Kursan­
stieg des Dollars als Zeichen schwerer 
Niederlagen der US-Lohnabhängigen

gegen ihre Kapitalisten und als 
"Triumpfzug der Reaganomics" ge­
wertet. Die Chrysler-Sanierung, Mas­
senentlassungen und schwere Lohn­
senkungen in vielen Betrieben, Verbot 
des Fluglotsenstreiks und Zerschla­
gung ihrer Gewerkschaft, das neuerli­
che Aufblühen von Heimarbeit mar­
kierten diesen Triumpfzug der US- 
Bourgeoisie. Daß die USA zur gleichen 
Zeit bereits Defizite im Außenhandel 
hatten, tat dem keinen Abbruch. Viel­
mehr entfaltete sich nun, in der Er­
wartung, daß mit diesen Niederlagen 
der US-Lohnabhängigen auch die 
Kriegs- und Interventionsfähigkeit 
der USA zugenommen hätte, eine 
weltweite Spekulation auf das US-Rü- 
stungsprogramm. Das US-Schatzamt 
bot immer neue Schuldpapiere zur Fi­
nanzierung des enormen Rüstungs­
etatsan, und die Nachfrage nach die­
sen hochverzinsten Papieren trieb den 
Dollarkurs weiter in die Höhe.

Inzwischen mehren sich die Zei­
chen, daß der Fall des Dollarkurses 
der Vorbote einer Krise und schwerer 
Rückschläge der US-Finanzbourgeoi- 
sie gegenüber ihren imperialistischen 
Rivalen ist. Am 15.12. meldete der 

"Außenhandelsdienst" der Bank für 
Gemeinwirtschaft: "Die Industriepro­
duktion (in den USA, d. Verf.) verharr 
te im Oktober auf dem Niveau von 
September. In diesem Monat wurde 
ein Rückgang von 0,1 Prozent gemel­
det. Seit Beginn des Jahres 1984 sind 
die monatlichen Zuwachsraten gegen­
über Vorjahresmonat von wenigen 
Ausnahmen abgesehen rückläufig. Ein 
ähnliches Bild ergibt sich bei der Ka­
pazitätsauslastung, die im Juli/Au- 
gust 1984 ihren zyklischen Höhepunkt 
erreichte und seitdem um rund 2 Pro­
zentpunkte auf zuletzt 80,2 Prozent 
zurückging."

In Teilen des Maschinenbaus und der 
metallverarbeitenden Industrie war 
die Produktion 1985 rückläufig. Für 
1986 erwartet das US-Wirtschaftsmi- 
nisterium bei der Fertigung von Turbi­
nen und Generatoren einen weiteren 
Rückgang um 31%, bei der Fertigung 
metallverarbeitender Maschinen um 
13%. Lediglich bei Halbleitern (+28%), 
Computern (+23%), optischen Geräten 
und eng mit der Rüstung verbundenen 
Bereichen rechnet es mit einem Pro­
duktionsanstieg.

Beim privaten Konsum erwartet das

So viele Freunde 
hat Flick!

Bis heute hat Flick keine Entschädi­
gung an überlebende Zwangsarbeiter 
gezahlt, die vor 1945 in den Flick- 
Werken wie Sklaven ausgebeutet wur­
den. Deshalb hat der frühere amerika­
nische Ankläger bei den Nürnberger 
Prozessen, Kempner, die Deutsche 
Bank im Dezember völlig zu recht 
aufgefordert, sie möge darauf hinwir­
ken, daß Flick endlich zahlt. Das hat 
bei der Deutschen Bank und bei der 
CSU Empörung ausgelöst. Beide wol­
len an so was nicht erinnert werden, 
und schon gar nicht wollen sie zahlen. 
Der Sprecher der Deutschen Bank, 
Christians, wies die Forderung Kemp- 
ners zurück. Als auch der Vorsitzende 
der Jüdischen Gemeinde Berlins, Ga- 
linski, von Flick Entschädigungen ver­
langte, reagierte der CSU-Abgeord- 
nete Fellner, jüdische Zwangsarbeiter 
hätten "weder eine rechtliche noch ei­

ne moralische Grundlage" für solche 
Forderungen. Er habe den Eindruck, 
"daß die Juden sich schnell zu Wort 
melden, wenn irgendwo in deutschen 
Kassen Geld klimpert." Um Flick zu 
helfen, ist die CSU sofort mit Antise­
mitismus zur Stelle. Die SPD will die 
Sache nun im Bundestag vorbringen. 
Ob Kohl für Flick auftritt?— (rül)

Die Post nun auch 
Strafkammer?

Ein "Untersuchungsführer" namens 
Belke von der Oberpostdirektion Mün­
ster hat vor kurzem vier Münsteraner, 
darunter ein DKP-Bezirksvorstands- 
mitglied, wegen Nichterscheinens vor 
einem Disziplinargericht der Post zu 
zweimal 150 DM, einmal 100 DM und 
einmal 50 DM Ordnungsstrafe ver­
urteilt. Der Bundesdisziplinaranwalt 
hatte die vier als Zeugen benannt, die 
in einem Post-internen Disziplinar­
verfahren gegen ein vermutetes 
DKP-Mitglied dessen DKP-Mitglied- 

schaft und Funktionen in der DKP be­
zeugen sollten. Die vier wurden, ob­
wohl gar nicht bei der Post beschäf­
tigt, vorgeladen und, als sie nicht er­
schienen, zu "Ordnungsstrafen" ver­
urteilt. Damit maßen sich Schwarz- 
Schillings Staatsschutzfahnder bei der 
Post nunmehr auch Rechte einer 
Strafkammer an. Uber den Wider­
spruch der vier "Zeugen" entscheidet 
demnächst das Bundesdisziplinarge­
richt in Frankfurt (Quelle: UZ, 27.12. 
85— rül)

VW: Seat-Aufkauf 
kurz vor dem Abschluß

Als ersten Schritt zu einer bis 1990 
geplanten Gesamtübernahme des spa­
nischen SEAT-Konzerns wird VW eine 
Mehrheitsbeteiligung von 51% auf­
kaufen. Am 5-/6. Dezember hielten 
sich zwei SEAT-Präsidenten zu Ver­
handlungen in Wolfsburg auf. Ergeb­
nis: Sie wurden mit weiteren Forde­
rungen von VW-Chef Hahn nach Ma-



Politische Berichte 01/86 Aktuelles aus Politik und Wirtschaft Seite 5

Wenn das Defizit im US-Haushalt durch Ausgabenkürzungen beseitigt würde, 
sei die Produktion dieses M-i-Panzers gefährdet. So polemisierte im November 
das (halboffizielle) “National Journal“ in den USA gegen die Forderung nach 
Senkung des Haushaltsdefizits. Ende Dezember verabschiedete der Kongreß 
den Etat186— mit 281 Mrd. Dollar neuen Rüstungsausgaben.

Ministerium keinen Rückgang. Aber: 
Die Verschuldung der privaten Haus­
halte ist seit 1980 um 60% auf über 
500 Mrd. Dollar gestiegen. Viele 
Lohnabhängige mußten 1985 erneut 
Lohnsenkungen hinnehmen. So lag der 
durchschnittliche Reallohn 
nach Angaben des US-Arbeitsministe- 
riums Mitte 1985 6% niedriger als 
1977. Auch die “Sparquote“, d.h. der 
Anteil neuer Sparguthaben der priva­
ten Haushalte am Bruttosozialpro­
dukt, ist gesunken. Diese Sparquote 
lag in den USA lange zwischen 5 und 
7%. Nun ist sie auf 1,9% gefallen. Laut 
“BfG-Außenhandelsdienst" ist das 
“der niedrigste Stand seit den frühen 
fünfziger Jahren". Wenn das Wirt­
schaftsministeriums dennoch keinen 
Rückgang beim Konsum erwartet, 
dann deshalb, weil es rechnet, daß die 
Prasserei der Kapitalisten und ihres 

hochbezahlten Anhangs auch 1986 
weiter zunehmen wird.

Zusätzlich versucht die US-Finanz- 
bourgeoisie, die Vernichtung “alter“, 
wenig profitabler Unternehmen und 
die Neuanlage von Kapital in “moder­
nen", sprich: profitableren Bereichen, 
zu beschleunigen. 1985 gab es in den 
USA 2800 große Unternehmenskäufe. 
Oft versuchen selbst kleine Unterneh­
men, mit der Ausgabe hochverzinster 
und kurzfristiger Schuldpapiere, soge­
nannter “Junk Bonds“, große Unter­
nehmen aufzukaufen, um sie dann zu 
liquidieren. Das Geschäft blüht, weil 
bei vielen Unternehmen der Verkauf 
ihres Land- und Rohstoffvermögens 
mehr einbringt, als der Erwerb der da­
für erforderlichen Aktienmehrheit 
kostet. Unternehmen, deren Aktien­
kapital einen Kurswert von etwa 85 
Milliarden Dollar hatte, sind auf diese 

Weise schon 1984 vernichtet worden. 
1985 hat diese Fusions- und Kapital­
vernichtungswelle weiter zugenom­
men.

Zahlreiche Belegschaften werden 
durch diese Kampagne der Kapitali­
sten in verzweifelte Abwehrkämpfe 
zur Verteidigung ihrer Löhne, ihrer 
Schutzrechte und Versicherungsrech­
te gezwungen, ganze Regionen ver­
öden, weil große Betriebe von heute 
auf morgen stillgelegt werden. Regie­
rung und Großbanken fördern diese 
Fusionen und helfen mit, auf diese 
Weise den Druck auf die Lohnabhängi­
gen weiter zu steigern. Als vor kur­
zem die Zentralbank ankündigte, sie 
wolle die Ausgabe von “Junk Bonds“ 
für solche Aktionen künftig beschrän­
ken, mußte sie diese Ankündigung 
nach massiven Protesten des Weißen 
Hauses und zahlreicher Großbanken 
vorerst zurückziehen.

Die Anzeichen einer möglichen Kri­
se haben auch die Abgeordneten des 
Kongresses davon abgehalten, das De­
fizit in dem von der Regierung vorge­
legten Haushalt 1986 zu verringern. 
Zwar verabschiedete der Kongreß im 
Dezember ein Gesetz, das bis 1991 die 
Beseitigung des Defizits im Bundes­
haushalt vorschreibt. In der US-Presse 
wird aber offen darauf hingewiesen, 
daß dieser Gesetzentwurf nur verab­
schiedet wurde, weil er für den Haus­
halt 1986 nur sehr geringe Kürzungen 
vorschreibt. Das kommt beiden gro­
ßen Parteien gelegen, sind doch im 
nächsten September Wahlen zum Se­
nat und Repräsentantenhaus. Erst da­
nach muß der Haushalt 1987 verab­
schiedet werden, bei dem Steuererhö­
hungen oder schwere Kürzungen un­
vermeidbar werden.

Der Ende Dezember im Kongreß 
verabschiedete Haushalt ’86 sieht da­
her erneut ein Defizit von 172 Mrd. 
Dollar vor. Seine Finanzierung dürfte

drid zurückgeschickt. Zum endgül­
tigen Abschluß verlangt VW eine in­
ternationale Bankbürgschaft, die Of­
fenlegung aller möglichen "verbor­
genen Verbindlichkeiten“ und die Zu­
sicherung von weiteren 2000 Entlas­
sungen.— (ehe)

SPD billigt Steuererhöhung 
für Ausländer

Mitte Dezember haben CDU/CSU, 
FDP und SPD einen Antrag der Grü­
nen, die zum 1.1. in Kraft tretende 
Steuererhöhung für ausländische 
Lohnabhängige zurückzunehmen, ab­
gelehnt. Die Steuererhöhung ist Teil 
von Stoltenbergs Steuerreform. Da­
nach dürfen ausländische Lohnabhän­
gige für im Ausland lebende Kinder 
keine Kinderfreibeträge mehr in An­
spruch nehmen. Nach Schätzungen der 
Grünen müssen deshalb ca. 150000 
ausländische Lohnabhängige mit 
375000 Kindern im Ausland 390 Mio. 
DM Steuern im Jahr mehr zahlen als 

bisher. Über die Begründung, mit der 
die SPD den Antrag der Grünen ab­
lehnte, schreiben die Grünen: “Nach 
ihrer Meinung würde die Gewährung 
von gleich hohen Vergünstigungen für 
im Inland und im Ausland lebende Kin­
der eine ungerechtfertigte Begünsti­
gung von Ausländerkindern darstellen, 
weil damit Kaufkraftunterschiede 
nicht berücksichtigt würden.“ Die 
Kaufkraft der Arbeiter in der Türkei 
ist so niedrig, daß viele hungern. Die 
SPD ist erbärmlich genug, das als Ar­
gument zu nehmen, um auch das Kin­
dergeld für türkische Kinder zu ver­
weigern.— (rül)

Sparkassen klagen gegen 
Kreditwesengesetz

120 Sparkassen und Gemeinden wollen 
beim Bundesverfassungsgericht gegen 
das neue Kreditwesengesetz klagen. 
Die Sparkassen verlangen einen soge­
nannten “Haftungszuschlag“. Das 
neue Kreditwesengesetz beschränkt 

die Kreditvergabe von Banken und 
Sparkassen, indem es— verglichen mit 
den ausgegebenen Krediten— ein hö­
heres “Eigenkapital“ der Banken und 
Sparkassen vorschreibt, als das alte 
Gesetz. Das ist eine Folge mehrerer 
Bankskandale, angefangen vom Zu­
sammenbruch der Kölner Gerling- 
Bank 1974. Ein “Haftungszuschlag“ ist 
eine fiktive Eigenkapitalerhöhung. 
Die Sparkassen begründen das frech 
damit, im Krisenfall würden ja die Ge­
meinden mit ihrem Vermögen für sie 
einspringen. Bisher erlaubt das Kre­
ditwesengesetz nur den Genossen­
schaftsbanken einen solchen Zu­
schlag, deren “Genossen“ im Krisen­
fall mit ihrem gesamten Vermögen 
haften. Genau das würde bei einem 
Erfolg der Sparkassen auch vielen 
Kommunen blühen, deren Sparkasse 
wegen riskanter Geschäfte in Schwie­
rigkeiten kommt: Sie müßten haften, 
haften, haften, bis sie nackt und bloß 
dastehen.— (rül)
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Die US-Arbeiterbewegung hat in den vergangenen Jahren schwere Niederlagen gegen die Kapitalisten hinnehmen müs­
sen. Aber sie hat z.B. eine offene US-Intervention in Mittelamerika bisher verhindert. Links: Demonstration in Kalifor­
nien gegen die US-Waffenlieferungen nach El Salvador, 1983. Rechts: “Wohnung” für Farmarbeiter in Florida.

nicht schwierig werden, da zahlreiche 
US-Kapitalisten ihre Profite wieder 
stärker in Staatspapieren anlegen 
wollen. Eine große Staatsanleihe, 
einen Tag nach der Verabschiedung 
des Haushalts aufgelegt, war noch am 
gleichen Tag verkauft.

Den imperialistischen Konkurren­
ten der USA, angeführt von der BRD 
und Japan, eröffnen sich mit dem 
Rückgang des Dollarkurses neue Mög­
lichkeiten, um ihre Expansion zu be­
schleunigen. Schon in den vergange­
nen Monaten haben große US-Pen- 
sionsfonds Teile ihrer Wertpapierver­
mögen aus den USA abgezogen und in 
anderen Ländern angelegt. Das hat an 
den westdeutschen Börsen den An­
stieg der Aktienkurse stark beschleu­
nigt. Dauert diese Kapitalverschie­
bung aus den USA nach Westeuropa 
und Japan an, so werden die Aktien­
kurse weiter steigen. Das verschafft 

z.B. den westdeutschen Kapitalisten 
die Möglichkeit, sich zusätzliches Ri­
sikokapital spottbillig zu beschaffen. 
Zum Beispiel die Deutsche Bank: Für 
ihre neuen Aktien erzielte sie im ver­
gangenen November einen Kurs von 
900%. Selbst eine Dividende von 20% 
auf diese neuen Aktien entspricht — 
berechnet auf das tatsächlich auf­
genommene Kapital— einem Zins von 
gerade 2,2%. So billig konnten die 
westdeutschen Kapitalisten ihre Kas­
sen schon lange nicht mehr füllen.

Um diesem Aufholen ihrer Konkur­
renten begegnen zu können, haben die 
US-Kapitalisten deshalb ihrerseits 
mit einer neuen Lohnsenkungskam­
pagne begonnen. Verlorene Märkte 
müßten zurückgewonnen, Amerika 
'Teindustrialisiert” werden, lauten ih­
re Parolen. Insbesondere in der verar­
beitenden Industrie seien die Löhne 
weiter viel zu hoch, deshalb sei dort 

auch die Zahl der Arbeitsplätze trotz 
"Reaganomics” seit 1980 um 1,6 Mio. 
(auf unter 20 Mio.) zurückgegangen.

Die US-Arbeiterbewegung hat in 
den letzten Jahren viele Niederlagen 
gegen die Kapitalisten erlitten. Sie 
hat aber auch viele Erfahrungen, und 
alle antiimperialistischen Kräfte in 
den USA waren in den letzten Jahren 
stark genug, um z.B. eine offene US- 
Intervention in Nikaragua zu verhin­
dern. Wenn diese Kräfte zumindest an 
einigen Punkten eine erfolgreiche Ge­
genwehr gegen die Angriffe der Kapi­
talisten organisieren können, so wäre 
das für die Arbeiterbewegung in West­
europa und Japan eine große Ermuti­
gung und Hilfe.
Quellenhinweis: Wall Street Journal, 
2. und 3.1.; Business Week, Ausgaben 
seit Oktober; Handelsblatt, Ausgaben 
seit Dezember; BfG-Außenhandels- 
dienstvom 15.12.85— (rül)

SPD-Gesetzentwurf: Mehr 
Rechte für Jugendvertretung

Die Bundestagsfraktion der SPD hat 
einen Gesetzentwurf vorgelegt. Das 
Problem ist, viele Auszubildende sind 
über 18 Jahre alt und können somit 
keine Jugendvertretungen mehr wäh­
len. Die Anzahl ging von 12000 im 
Jahr 1979 auf 7000 bis 1984 zurück. 
Löblicherweise hat die SPD viele For­
derungen der DGB-Jugend in den Ge­
setzentwurf aufgenommen. Einerseits 
soll eine Umbenennung in Jugend- und 
Auszubildendenvertretung vorgenom­
men werden, d.h. nicht nur Jugendli­
che bis zur Vollendung des 18. Lebens­
jahres sind gemeint, sondern sämtli­
che Auszubildende bis zum 25. Le­
bensjahr. Das bedeutet einen großen 
Fortschritt. Andererseits soll es dann 
möglich sein, eine Jugend- und Auszu­
bildendenvertretung zu wählen, selbst 
wenn kein Betriebs- oder Personalrat 
vorhanden ist. Dies ist insofern be­

deutsam, weil besonders in kleinen 
Handwerksbetrieben oft viele Auszu­
bildende beschäftigt sind, aber selte­
ner mehr als fünf erwachsene Be­
schäftigte, so daß kein Betriebsrat ge­
wählt werden kann. Hier findet eine 
Stärkung der Rechte von Arbeitern 
und Angestellten statt. Deshalb ist 
der Entwurf unterstützens­
wert. — (bea)

CSU fördert Propaganda 
für BRD-Atomwaffen

"Einfach ausgedrückt, cruise missiles 
oder Pershing II einschließlich Spreng­
kopf in deutscher Hand." So hatte im 
Januar 1984 der Leiter der Einsatzab­
teilung beim Polizeipräsidium Mün­
chen und Major der Reserve Dr. Ro­
land Koller in der "Europäischen 
Wehrkunde" die atomare Bewaffnung 
der BRD propagiert. Hinderliche Ver­
träge der BRD wie den Atomwaffen­
sperrvertrag könne man mit dem Ver­
weis auf "die Lehre vom Wegfall der 

Geschäftsgrundlage" umgehen. Inzwi­
schen verschafft ihm auch die CSU 
Gelegenheit für öffentliche Auftritte. 
Ende Dezember trat Koller bei einer 
Veranstaltung des Wehrpolitischen 
Arbeitskreises der CSU in Ebersberg 
mit seinen Thesen auf. Die SPD ver­
langte eine Distanzierung der CSU 
von Kollers Thesen— die unterblieb. 
Wieso auch sollte sich die CSU von 
einem Ziel distanzieren, das die BRD 
in NATO und WEU seit Jahren ver­
folgt?- (rül)

Verteidigergespräche in 
Bruchsal abgehört

Seit 1981 verlangen die in Bruchsal in­
haftierten politischen Gefangenen 
Roland Mayer und Günther Sonnen­
berg, daß die Gegensprechanlage in 
der Trennscheibenzelle beseitigt 
wird, weil darüber ein Mithören von 
Verteidigergesprächen möglich ist. 
Die Anstalt behauptete stets, die An­
lage sei defekt. Die Rechtsanwälte
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Kommandeurstagung
Wie aus Menschen
Soldaten machen?

Alle zwei Jahre findet die Tagung 
sämtlicher Kommandeure der Bundes­
wehr statt. In diesem Jahr fand das 
Treffender Generäle und Obersten in 
Karlsruhe vom 17. bis 19. Dezember 
statt.

Generalinspekteur Altenburg und 
später auch Minister Wörner machten 
sich und den Militärs zunächst einmal 
Mut: Die Proteste gegen die öffentli­
che Zurschaustellung der Bundeswehr 
zum 30jährigen Bestehen seien gering 
ausgefallen, die Mehrheit der Bevöl­
kerung stehe also hinter der Bundes­
wehr, wie man auch aus Umfragen 
wüßte. In der Tat wird die Erfahrung, 
daß die dreiste Jubelpropaganda der 
Bundeswehr nicht großem öffentli­
chen Protest ausgesetzt war und der 
Haushalt einigermaßen reibungslos im 
Bundestag verabschiedet wurde, die 
Armeeführung darin bestärken, ihre 
Kriegsplanungen in den nächsten Jah­
ren ungerührt und sogar hitziger 
voranzutreiben.

Die unersättlichen Forderungen der 
Kommandeure nach Waffen wurden 
vom Generalinspekteur ungeduldig 
vorgetragen. Bei den Rüstungs­
schwerpunkten in der Vergangenheit 
sei versäumt worden, die Entwicklung 
der "Peripherie" (Munition, Führungs­
und Aufklärungssysteme) zu fördern, 
womit die Wirkung der bestehenden 
Waffen verdoppelt werden könne. Der 
Verteidigungshaushalt 1986 weise 
schon in die richtige Richtung. Selbst­
bewußt kritisierte der General die Rü­
stungsindustrie: "Leider haben sich 
meine Zweifel an der Fähigkeit der In­
dustrie, in absehbarer Zeit hochtech­
nologische Peripherie zu liefern, als 

begründeterwiesen." Altenburgs Pro­
blem ist allein die Geschwindigkeit 
der weiteren Aufrüstung, keineswegs 
die Finanzierung, die er als gesichert 
voraussetzt.

Sorgen bereitet den Herren aber 
mehr noch das Menschenmaterial, und 
dies in zweierlei Hinsicht:

Damit Wörners Personalplanung für 
die Bundeswehr der 90er Jahre durch­
führbar ist, müssen in den kommenden 
Jahren aus jedem Rekrutenjahrgang 
höhere Freiwilligenanteile gezogen 
werden. Eine schwer lösbare Aufgabe, 
denn trotz der hohen Arbeitslosigkeit 
meldeten sich z.B. 1984 erheblich 
weniger freiwillig als 1983. Die zwei­
te Schwierigkeit wird in der mangeln­
den Motivation der Wehrpflichtigen 
für ihren Dienst gesehen. Beide Er­
scheinungen widersprechen der zuvor 
großmäulig behaupteten Beliebtheit 
der Bundeswehr in der Bevölkerung.

Mehr Freiwillige kann man nur ge­
winnen, erklärt Wörner den Offizie­
ren, wenn die Attraktivität der Streit­
kräfte gesteigert wird. In absehbarer 
Zeit wird daher wieder eine Verpflich­
tungsprämie eingeführt. Hauptsäch­
lich aber gelte: "Kameradschafts- und 
Gemeinschaftserlebnisse in der Grup­
pe, persönlich erlebte Verantwortung 
für Menschen, Auftrag und Gerät; und 
nicht zuletzt müssen wir den Wert des 
Dienstes für die Gemeinschaft hoch­
halten." Ähnlich hilflos wie diese 
plumpen Lockmittel aus Machtverhei­
ßung, Faszination der Technik und al­
koholfeuchter Kameraderie erschei­
nen die geforderten Anstrengungen 
zur Steigerung der Wehrpflichtigen­
moral. "Es gibt nichts Wichtigeres für 
die Einsatzbereitschaft und Schlag­
kraft einer Armee als Einstellung, 
Geist und Haltung der Soldaten", ruft 
Wörner den Kommandeuren zu und 
fordert von ihnen Verbesserung des 
"menschlichen Klimas" und eine "sinn­

volle Dienstgestaltung". Von "Zuwen­
dung zum Wehrpflichtigen" spricht 
Altenburg. Die Offiziere sollen sich 
also mit mehr eigenem Engagement 
um die Unterdrückung der Wehr­
pflichtigen kümmern. Die persönliche 
Angst der einzelnen Soldaten vor "ih­
rem Alten" in der Kaserne wie im Ge­
fecht war schon immer ein wirksames 
Mittel, die Soldaten zum Kampf zu 
zwingen. Mit Begriffen wie Persön­
lichkeit und Kameradschaft (man 
weiß, daß auch Bestrafung Ausdruck 
kameradschaftlicher Zuwendung des 
Offiziers darstellt) wird diese Absicht 
vorgestellt. Darüberhinaus sollen die 
Offiziere verstärkt das Mittel des po­
litischen Unterrichts sowie den Bei­
stand der Militärseelsorger hinzuzie­
hen, um die rechte Einstellung beim 
einfachen Soldaten zu erzielen.

Die Wehrpflichtigen haben allen 
Grund, sich vor der Zuwendung der 
Offiziere zu hüten und sich ihr zu ent­
ziehen.
Quellenhinweis: bw-aktuell 08.11.84, 
23.12.85, Reden auf der Tagung veröf­
fentlicht als Pressematerial vom 
BMVg 17.-19.12.85 - (jok)

Verfassungsschutz
CDU/CSU hetzen 

gegen die GRÜNEN

Der Vizepräsident des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz, Pelny, enthüll­
te vor dem Parlamentarischen Unter­
suchungsausschuß zum Fall Tiedge, 
auf welchem Wege "Enthüllungen" 
über die Grünen in die Öffentlichkeit 
gelangten: Viermal habe sich der Par­
lamentarische Staatssekretär im Bun­
desinnenministerium, Spranger, vom 
Verfassungsschutz Material über grü­
ne Bundestagsabgeordnete zusam-

von beiden Gefangenen teilen mit: 
"Am 25.11. stellte RA Biskamp fest, 
daß diese Anlage sehr wohl funktio­
niert ... Den daraufhin erneut ge­
stellten Antrag, diese Abhöranlage 
sofort zu entfernen, wies der An­
staltsleiter Preusker zurück, da die 
Anlage . .. sich nicht zum Abhören 
eigne " — aber funktioniert. Die 
Rechtsanwälte gehen davon aus, "daß 
Verteidigergespräche in der Trenn­
scheibenzelle in der VA Bruchsal tat­
sächlich abgehört worden sind bzw. 
abgehört werden. Dies um so mehr, da 
am 17.3.1977 die damaligen Justiz- 
und Innenminister des Landes Baden- 
Württemberg zu der ... Abhöraktion 
der Verteidigergespräche im 7. Stock 
der VA Stuttgart/Stammheim erklär­
ten, sie würden in 'vergleichbaren Si­
tuationen in gleicher Weise' entschei­
den.11 Der Justizminister des Landes, 
Eyrich, forderte während des letzten 
Hungerstreiks erneut die Kontrolle 
der Verteidigergespräche. — (uld)

Gegenüberdem Reichstag, wo früher die Kroll-Oper stand, soll das "Deutsche 
Historische Museum" zur "Präsentation großer Tradition dauerhafter Werte un­
seres Vaterlandes" (Kohl) mit 265 Mio. DM Bundesmitteln errichtet werden. 
Mit der geplanten "Akademie der Wissenschaften zu Berlin" zur "750-Jahr- 
Feier"geht es um "nationale Aufgaben von europäischem Rang". In einer Gro­
ßen Anfrage im Bundestag weisen die GRÜNEN auf den Zusammenhang zum 
"Wiedervereinigungs-Gebot" des GG hin. — (haj)
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menstellen lassen, darunter einmal 
für den Privatgebrauch des CDU-Ab­
geordneten Todenhöfer. Die GRÜNEN 
weisen in ihren Presseerklärungen 
darauf hin, daß die Erkenntnisse des 
Verfassungsschutzes sich dann jeweils 
bald in der Presse, z.B. in "Bild”, wie- 
derfanden— "Enthüllungen", die zu­
meist Bekanntes enthielten. Daß Teile 
der GRÜNEN aus der Studentenbewe­
gung der 60er und 70er Jahre stam­
men, daß sie in kommunistischen Or­
ganisationen waren, daß grüne 
Rechtsanwälte Anhänger der RAF und 
der Bewegung 2. Juni verteidigten und 
daß solche Leute auch den Parla­
mentsfraktionen der GRÜNEN ange­
hören— das alles sind bekannte Tat­
sachen, die von ihnen nicht geleugnet 
werden. Warum dann die "Enthüllun­
gen" aus dem Bundesamt für Verfas­
sungsschutz?

Das Bundesinnenministerium ver­
breitete im Anschluß an die Aussage 
Pelnys, die Verfolgung der GRÜNEN 
und ihrer Bundestagsabgeordneten 
durch den Verfassungsschutz sei not­
wendig, um den "extremistischen" 
Einfluß auf sie zu beobachten, solches 
geschehe schon lange. Die Absicht der 
Beobachtungstätigkeit des Verfas­
sungsschutzes kann nur sein, das Ma­
terial für eventuelle Verbotsverfah­
ren zu sammeln. Mit der periodischen 
Veröffentlichung dieser Schnüffeler­
gebnisse durch Politiker üben diese 
Druck aus auf die GRÜNEN, um 
staatstragende Reuebekenntnisse zu 
erpressen und sie auf eine staatstreue 
Politik zu prügeln.

SPD und FDP trommeln gegen Zim­
mermann und Spranger— ohne jedoch 
eine einzige Forderung aufzustellen, 
die dem Verfassungsschutz und dem 
Bundesinnenministerium eine Schran­
ke setzen könnte. Weder sollen die 
GRÜNEN Zutritt zur Parlamentari­
schen Kontrollkommission erhalten, 
die die Geheimdienste beaufsichtigt, 
noch haben SPD oder FDP irgendeine 
Forderung zum geplanten Gesetz über 
die Zusammenarbeit der Geheimdien­
ste mit der Polizei und die Aufgaben 
der Geheimdienste geäußert, die den 
Geheimdiensten die Verfolgung von 
Parlamentariern und Parlaments­
parteien verbieten würde. Daß der 
Verfassungsschutz . künftig die Ver­
folgung der GRÜNEN unterlassen 
soll, verlangt keine Partei außer den 
GRÜNEN selbst, lm Gegenteil — 
CDU, CSU, FDP und SPD haben er­
klärt, daß sie an der Rechtmäßigkeit 
des Vorgehens von Spranger und Zim­
mermann keine Zweifel hegten. FDP 
und SPD kritisieren den Stil und hof­
fen auf Stimmen von der politischen 
Opposition. Dem Verfassungsschutz 
hat die Veröffentlichung seines Vize­
präsidenten einen weitgehenden Frei­
brief eingebracht.
Quellenhinweis: Pressemitteilungen 
der GRÜNEN v. 17., 18., 19.12. 1985; 
Kölner Stadtanzeiger vom 17.12.85 
bis 4.1.86- (uld)

Krankenhausfinanzierung / Pflegesatzverordnung

Abbau der Grund- und Regelversorgung —
Rationalisierungsdruck verschärft

Von 1975 33,7% sind die Sozialaus­
gaben in 1984 auf 32,3% am Bruttoso­
zialprodukt (BSP) gesunken. Ein wei­
teres Absinken auf 29,2% im Jahre 
1987 ist angepeilt (nach stat. Jahr­
buch 84, Materialband zum Sozialbud­
get der Bundesregierung 83). Die Ko­
sten für Gesundheit fielen von 1979 
10,4% auf 1983 9,6% vom BSP. Was 
stieg, waren die Sozialabgaben/Lohn- 
nebenkosten je Lohnabhängigen. Die­
se Kosten sollen "gedämpft" werden.

Krankenhausfinanzierung war in der 
BRD zu keiner Zeit kostendeckend ge­
regelt. Mit dem Krankenhausfinanzie­
rungsgesetz (KHG) von 1972 und der 
dazugehörigen Bundespflegesatzver­
ordnung (BPflV) wurde ein sogenann­
tes "Selbstkostendeckungsprinzip" für 
die von einem "sparsam wirtschaften­
den" Krankenhaus erbrachten Gesund­
heitsleistungen eingeführt. Die vorher 
jährlich notwendigen Bundeszuschüs­
se für entstandene Kostenunter­
deckungen im Krankenhausbereich 
entfielen und wurden in erhöhten

Mit neuen Technologien alle Rationalisierungsreserven ausschöpfen und unter 
christlichem "Tendenzschutz" durchsetzen.

Pflegesätzen ideologisch nutzbar ge­
macht. Gleichzeitig wurden die bis 
1972 angefallenen Zuschuß-Defizite 
in Höhe von rd. 20 Mrd. DM so eben­
falls auf die Kassen verlagert.

Die Kosten"explosion" war durch 
die Finanzierungsneuregelung gezün­
det und nahm immense Ausmaße an, 
nachdem durch die Rentenanpas­
sungsgesetze von 1977/78 und das Eh- 
renberg’sche Krankenversicherungs­
kostendämpfungsgesetz in großem 
Umfang Finanzierungsleistungen für 
die Gesundheitsversorgung der Rent­
ner aus der bankrottgewirtschafteten 
Rentenversicherung auf die Kranken­
versicherung verlagert wurden.

lm Bereich des Krankenhausneubaus 
waren kurzzeitig Zugeständnisse auf­
grund der total verrotteten baulichen 
Substanz gemacht worden: In der von 
der ersten SPD-Regierung vorgeleg­
ten Krankenhaus-Enquete von 1969 
wurde festgestellt, daß mehr als ein 
Drittel aller planmäßigen Betten in 
Krankenhäusern ständen, die älter als 
50 Jahre seien.
Mit dem Krankenhaus-Neuordnungs­
gesetz von 1984 und der zum 1.1.1986 
in Kraft tretenden neuen Bundespfle­
gesatzverordnung wird die daraufhin 
verankerte Verpflichtung des Bundes, 
sich an der Finanzierung der Kranken­
hausinvestitionen zu beteiligen (der­
zeit rd. 950 Mio. jährlich), jetzt eben­
so aufgehoben wie die Bedarfsplanung 
nach bundeseinheitlichen Kriterien 
und Zielgrößen.

Uber jetzt mögliche Investitions­
verträge zwischen Krankenkassen und 
Krankenhausträgern soll diese Lücke 
wiederum über die Pflegesätze ge­
schlossen werden.

Das Prinzip der Kostenerstattung 
wird ersetzt durch eine vorab auszu­
handelnde (auch für einen Zeitraum 
von mehreren Jahren mögliche) "Ent­
geltvereinbarung", was die Möglich­
keit von "’Gewinnen’ und Verlusten" 
für die Krankenhausträger eröffnen 
soll. Ein "Wagniszuschlag" (für z.B. 
Änderungen der Personalkosten oder 
sonstige — auch unvorhersehbare — 
Kostenänderungen) bietet eine solche 
"Gewinn"möglichkeit.

Während die Verluste weiterhin 
grundsätzlich vom Krankenhaus zu 
tragen sind, gilt dies für "Gewinne" 
nicht. Hier brauchen die Krankenkas­
sen nur die Rationalisierungsgewinne
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Forderungen zur 
Gesundheitspolitik

Mit der gesetzlichen Neuordnung 
der Krankenhausfinanzierung ist es 
der Reaktion gelungen, über die auf 
eine "Finanzfrage" reduzierte politi­
sche Auseinandersetzung, einen wei­
teren Abbau der allgemeinen Ge­
sundheitsversorgung einzuleiten. 
Die Umwandlung von öffentlichen 
Krankenhäusern in Kliniken für 
Langzeitkranke steht bevor. Im Zuge 
der "Humanes-Sterben'-Diskussion 
werden bereits reine Sterbekliniken 
ins Gespräch gebracht.

Ein an den Interessen der Lohnab­
hängigen ausgerichtetes Gesund­
heitswesen ist von der Reaktion in 
der BRD von Anfang an verhindert 
worden. 1953 wurde der Aufbau ei­
nes Betriebsgesundheitswesens ein­
gefroren, um die Entstehung von Be­
triebsambulanzen zu verhindern. 
Zwei Jahre später wurde das Kassen­
arztmonopol festgeschrieben, so daß 
bis heute verhindert wurde, daß über 
Krankenhausambulanzen das kollek­
tive Wissen des medizinischen Per­
sonals allgemeinzugänglich genutzt 
werden kann.

Eine einheitliche Kontrolle und 
Planung des Gesundheitswesens ist 
nicht gesetzlich geregelt. Durch das 
KHNG werden jetzt die letzten Pla­
nungsvorgaben aufgegeben.

Es ist nötig, die Struktur des Ge­
sundheitswesens generell anzugrei­
fen. Gewerkschaftliche Beschlüsse 
und Forderungen fortschrittlicher 
und sozialistischer Organisationen 
können genutzt werden. — (frw) 
DGB-Grundsatzprogra m m 
’8i: ... ist eine regionale Selbst­
verwaltung des Gesundheitswesens 
durch die Versicherten, die Beschäf­
tigten im Gesundheitswesen und

Vertreter der Gebietskörperschaften 
anzustreben ... Um eine bessere Ge­
sundheitsversorgung der Bevölkerung 
sicherzustellen, fordern die Gewerk­
schaften die Errichtung von ambulan­
ten Gesundheitszentren__ Die Kran­
kenhäuser sind an der ambulanten 
Versorgung zu beteiligen ...
ÖTV-Gesundh ei tsperspek t i v e n 
*77: Intensivierung der Vorsorge und 
Früherkennung (im Krankenhaus) und 
Einbeziehung in die ambulante Ver­
sorgung ... (es) bietet dafür gute Vor­
aussetzungen, weil es bereits heute 
interdisziplinär angelegt ist und über 
ein breites Spektrum an sozialen und 
Medizinalfachberufen verfügt...
14. o. IG-Metall-Ge werk- 
schaftstag: Die gesetzliche Kran­
kenversicherung muß— unter Aufgabe 
der unsinnigen und unsolidarischen 
Gliederung— zu einer selbstverwalte­
ten Institution der Gesundheitssiche­
rung umstrukturiert werden ... Bis 
zur Realisierung dieses Zieles ist ein 
einheitliches Mitgliedschafts-, Bei­
trags-, Leistungs- und Kassenarzt­
recht zu schaffen ... Die aus der un­
terschiedlichen Risikostruktur resul­
tierenden Belastungsunterschiede in 
der Beitragszahlung sind durch einen 
Finanzausgleich (gegebenenfalls kas­
senübergreifend) zu beseitigen .. . 
B W K-Broschür e "Der soziale 
Rechtsstaat”: Die Sozialversiche­
rungen müssen wieder zu Organen der 
Versicherten werden; die Vertre­
tungskörperschaften sind ausschließ­
lich von den Versicherten zu wählen; 
es muß eine einheitliche Sozialver­
sicherung geschaffen werden ... Die 
Vertretungsorgane der Sozialversi­
cherung müssen auch die gesetzliche 
Befugnis haben, im Rahmen des Ar- 
beits- und Unfallschutzes und der be­
trieblichen Gesundheitsfürsorge tätig 
zu werden und damit die Ursachen von

Wäscherei: schon 60% privatisiert

Berufskrankheiten, Frühinvalidität 
usw. wirksam bekämpfen zu können

Zeitung "Demokratisches Ge­
sundheitswesen", Thesen eines 
Seminars: ... Vergesellschaftung 
der Pharma- und Geräteindustrie ... 
Vereinheitlichung der gesetzlichen 
Krankenversicherung, progressive 
Beitragsstaffelung ... Beseitigung 
des 'Monopols1 der niedergelassenen 
Ärzte auf ambulante Behandlung ... 
Stärkung des öffentlichen Sektors; 
Wegfall des 'Tendenzschutzes’ für 
konfessionelle Krankenhäuser ...
DKP zum Gesundheitswesen: 
... Organisatorische und finanzielle 
Förderung von Gemeinschaftspraxen 
... Sicherstellung der ambulanten 
Versorgung besonders in unterver­
sorgten Gebieten durch den Aufbau 
eines Netzes an Polikliniken, Ambu­
latorien und Praxen in öffentlicher 
Trägerschaft oder durch die gesetz­
lichen Krankenkassen...

im jeweiligen Krankenhaus belassen, 
die zur weiteren Intensivierung und 
Rationalisierung verwendet werden. 
Es können die "Gewinne" auch als Prä­
mien an die Beschäftigten ausgezahlt 
werden.— Die private Roland-Klinik 
in Bremen hat jetzt schon eine Lösung 
gefunden: in eigenen Ferienhäusern 
können Beschäftigte verbilligten Ur­
laub in Österreich machen.

Der bisherige "pauschalierte Pfle­
gesatz” wird aufgelöst und neben ei­
nem "allgemeinen Pflegesatz" werden 
zusätzlich "besondere Pflegesätze" 
(z.B. für Schwangere, Querschnittge­
lähmte, psychisch Kranke, Krebskran­
ke, chronisch und Langzeitkranke) so­
wie "Sonderentgelte” (z.B. für Herz­
operationen, Organübertragungen 
oder Nierensteinzertrümmerung) ein­
geführt. Uber "abweichende Verein­
barungen" sollen "Modellvorhaben" 
gefördert werden, die z.B. mit der 
Dauer der stationären Behandlung ab­
nehmende Pflegesätze oder Festprei­

se für bestimmte Operationen (z.B. 
2 500 DM für eine komplette Blind­
darmoperation) festlegen.

Durch die "leistungsbezogenen" 
Pflegesätze werden die Kranken auf­
geteilt und selektiert. Das Kosten- 
Nutzen-Rechnen wird weiter ver­
schärft. Ersatzkassen und private 
Krankenversicherungen werden von 
"pauschalen”— durch Arbeit und Ver­
schleiß entstandenen— Krankheitsko­
sten entlastet. Die Umkehrung der 
Forderung nach einer Einheitsversi­
cherung scheint gelungen.

Ziel der neuen Regelungen ist, den 
Boden für ein rein nach "privatwirt­
schaftlichen Regeln" ausgerichtetes 
Gesundheitssystem zu bereiten. Pri­
vatisierung von "gewerblichen Kran­
kenhausbetriebsteilen" (Küche, Wä­
scherei, Reinigungsdienst u.ä.) soll 
zur Regel werden. In den privat nicht 
so lukrativen Bereichen soll über 
"Zwischenbetriebsvergleich", "Trans­
parenz der Pflegesätze" (in Verpfle­

gung und Unterkunft; Pflege; ärztli­
che und sonstige medizinische Versor­
gung) und "verursachungsgerechte 
Pflegesätze" das jeweils niedrigste 
Versorgungsniveau zur verbindlichen 
Norm erklärt werden.

Die in öffentlicher Hand betriebe­
nen Krankenhäuser sollen, wenn sie 
nicht als Konkursmasse für private 
und konfessionelle Krankenhausträger 
enden wollen, ebensolche Arbeitsbe­
dingungen wie unter dem christlichen 
"Tendenzschutz" einführen bzw. ihre 
Leistungen ebenso wie die privaten 
Krankenhäuser auf Kosten der Grund- 
und Regelversorgung reduzieren und 
sich auf Teilbereiche spezialisieren. 
Allgemeine Krankenhausversorgung 
für alte, im Arbeitsleben verschlisse­
ne Menschen soll der Vergangenheit 
angehören.
Ouellenhinweise: BWK-Nachrichten- 
dienstos Nr. 44 + 52; demokratisches 
gesundheitswesen 6 + 10/85; Dr. med. 
Mabuse Nr. 37 + 39 — (frw)
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Gemeinnützige Wohn ungs unternehm en:

Stoltenberg-Kommission empfiehlt 
schrittweise Auflösung

Gleich nach den Bundestagswahlen 
1983 setzte Finanzminister Stolten­
berg eine Kommission zur Überprü­
fung gemeinnütziger und genossen­
schaftlicher Wohnungsunternehmen 
ein. Die privaten Haus- und Grundbe­
sitzer starteten gerade ihre Lügen­
kampagne über 1 Mio. leer stehende 
Bauherren- und Sozialwohnungen. Die 
Presse trieb ihre Hetze über Berei­
cherung in der Neuen Heimat auf den 
Siedepunkt. Der Deutsche Industrie- 
und Handelstag verlangte ein Ende 
staatlicher Förderung des Mietwoh­
nungsneubaues, eine gezieltere Wohn­
eigentumsförderung für Billighäusle- 
bauer und Gebrauchtwohnungskäufer 
sowie die Abschaffung von Steuerbe­
freiungen, Preis-, Vermögensbindun­
gen und Standards im gemeinnützigen 
Wohnungswesen.

Die Kapitalisten wollten mehr 
Haushaltsmittel für Rationalisierung 
und Technologie-Transfer, Waren- 
und Kapitaloffensive. Ihr bestbezahl­
tes Personal und schwerverdienende 
Selbständige wollten sie weghaben 
von Steuerminderung in Bauherren­
wohnungen u.a.; die sollten nun direk­
tes Anlagekapital freisetzen. Mieter 
mit mittleren Einkommen vor allem in 
Sozialwohnungen sollten unter der 
Drohung entbundener, steigender 
Mieten stärker ins Sparen fürs Eigen­
heim oder Wohnungskauf gedrängt 
werden; $1 les zur weiteren ‘'Vergröße­
rung der Kapitalmärkte". Für Sozial­
wohnungsmieter mit niedrigem Ein­
kommen sahen die Kapitalisten die 
Alternative vor: Hungern für die stei­
gende Miete, zusammenrücken und/ 
oder raus in die letzten Schweinestäl­
le und Asyle. Die Kapitalisten ver­
langten nach einer gigantischen Um­
schichtung der Lohnabhängigen ent­
sprechend der Lohnspaltung und sich 
ausdehnender Armut.

Bauminister Schneider hat diesen 
Forderungen mittlerweile entspro­
chen: Die Förderung von Mietwoh­
nungsneubau ist bis auf die süddeut­
schen Ballungsräume eingestellt. Eine 
mit Familienzuschlägen aufgeputzte 
Wohnungseigentumsförderung tritt 
1987 in Kraft. Es konnte keine Frage 
sein, zu welchem Ergebnis die Regie­
rungskommission über das gemein­
nützige Wohnungswesen kommen wür­
de.

Die Kommission empfiehlt die weit­
gehende Aufhebung des Sozialen Woh­
nungsbaus (Thesen 4, 11, 14). Hierzu 
kommt die durch platte Wiederholung 
der Lüge vom ausgeglichenen Woh­
nungsmarkt. Dabei war bereits 1983 
erhoben, daß nur ca. 145000 Sozial­
wohnungen kurzfristig leerstanden. 
Das waren 0,6% aller 26 Mio. Räum­

lichkeiten oder 0,9% aller 15,5 Mio. 
Mietwohnungen. Ferner war gesicher­
te wissenschaftliche Erkenntnis, daß 
von einem gut durchmischten Woh­
nungsmarkt erst bei einem Überange­
bot von 10% gesprochen werden könn­
te. U.a. deswegen finden heute fol­
gende Lohnabhängige kaum Angebo­
te: Alleinstehende in und nach der 
Ausbildung; unstet Beschäftigte; we­
gen Arbeitslosigkeit oder anderweiti­
ger Arbeitsaufnahme wechselnde 
Haushalte; junge undausländische Fa­
milien. Die Schwierigkeiten anderer 
Lohnabhängiger, nach dauernden 
Lohnsenkungen, Steuer- und Gebüh­
renplünderungen, Kürzungen der So­
zialeinkommen u.ä eine angemessene 
Wohnung zu finden, hat schon lange 
niemand mehr untersucht. Sie alle 
werden von der Kommission aufmerk­
sam als "gewisse Kreise" registriert,

krummlegen. Wohnraumversorgung wird ausschließlich abhängig von der Mög­
lichkeit zur Eigentumsbildung.

ihre tatsächlichen Ansprüche aber 
weggeschoben; die Ärmsten hingegen 
werden von ihr ausdrücklich als "Un­
angepaßte" für vogelfrei erklärt.

Folgerichtig bestätigt die Kommis­
sion den reaktionären Kurs der Förde­
rung von Häuslebauern und Wohnei­
gentumsumwandlung gerade im Sozi­
alwohnungsbestand. Sie fordert nicht 
bloß die Abschaffung der Steuerbe­
freiungen der Gemeinnützigen in Hö­
he von 1 Mrd. DM, sondern die Über­
führung ihres Wohnungsbestandes in 
einen völlig liberalisierten Markt 
(Thesen 7, 13, 14). Dazu wird mit einer 
anderen Plattheit gearbeitet. Die Ge­
meinnützigenwerden als lästige Kon­
kurrenten privater Bauträger ausge­
macht. Das aber waren sie bereits 
1949 bei Planung des Systems des So­
zialen Wohnungsbaus. Von Anfang an 

wurden in diesem System private 
Grundeigentümer aus den alten Mit­
telklassen, freie Wohnungsunterneh­
men, Verbände, Kirchen oder Kommu­
nen neben den aus der Deutschen Ar­
beitsfront entflochtenen ehemaligen 
gewerkschaftlichen und gemeinnützi­
gen Unternehmen zur Vermögensbil­
dung durch Steuern angestoßen. Der 
ganzen Kapitalistenklasse wurde so 
der Bau fehlender Wohnungen passend 
zum Arbeitsmarkt in Zeiten der Wie­
derherstellung internationaler Kon­
kurrenzfähigkeit abgenommen; mit 
wachsenden Reallöhnen Anfang der 
60er Jahre und ersten Verwertungs­
krisen überschäumenden Kapitals ent­
deckten Banken und Versicherungen 
diesen Markt als Anlagesphäre; so 
wuchsen die ausschließlich auf Woh- 
nungs- und Städtebau verpflichteten 
Gemeinnützigen zu einem Marktan­
teil von 4,6 Mio. Wohnungen, davon 
2,3 Mio. preisgebundenen Sozialwoh­
nungen mit vergleichsweise guten 
Standards. Untere Lohngruppen und 
Arme, die als einst dringend benötigte 
Arbeitskräfte hier unterkamen, sollen 
noch mehr hin- und hergeschoben wer­

den können oder sind bereits für den 
Arbeitsmarkt überflüssig. Alle An­
sprüche an die Wohnraumversorgung 
sollen weg. Das bedingt die Aufhebung 
des Status der Gemeinnützigen und ei­
nen Hebel zur Verschleuderung ihrer 
Bestände. Die Kommission findet ihn 
in der Drohung der Nachversteuerung 
von Anfang an bei Unbotmäßigkeit.

Wirklich neu ist an diesen Vorschlä­
gen nur einer: Für die von Umwand­
lung und Verdrängung betroffenen un­
teren Lohngruppen und Ärmeren emp­
fiehlt sie erhöhte Wohngeld- und So­
zialhilfezahlungen. Trotz der von den 
Kapitalisten gewollten Umschichtung 
und Aufspaltung der Lohnabhängigen 
ergäbe das ungeahnte Möglichkeiten 
für reaktionäre Manöver mit allerlei 
christlicher Fürsorge in Ländern und 
Gemeinden. — (ped)
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Auszüge aus den Ergebnissen des 
Schneide r/S toltenberg-Gutachtens

1. Die Unabhängige Kommission, eingesetzt von den Bun­
desministern Stoltenberg (Finanzen, CDU) und Schneider 
(Bau, CSU), hatte den Auftrag, "gutachterlich zu der 
Frage Stellung zu nehmen, ob die derzeitigen gesetz­
lichen Aufgaben, die von der Bund-Länder-Kommission 
für Wohnungsgemeinnützigkeitsrecht vorgesehenen Auf­
gaben und die tatsächliche Geschäftsabwicklung der 
gemeinnützigen Wohnungs- und Siedlungsunternehmen 
... besondere steuerliche Vergünstigungen recht­
fertigen". Dabei waren "... u.a. allgemein wirtschafts­
politische— insbesondere wettbewerbspolitische — Ge­
sichtspunkte zu berücksichtigen".

2. Die Anerkennung als gemeinnütziges Wohnungsun­
ternehmen — beschränkt diese Unternehmen (im folgen­
den als GWU abgekürzt) ... in der Preisgestaltung. Sie 
unterwirft diese gleichzeitig einer Baupflicht, einer Ver­
mögensbindung und einer staatlichen Aufsicht und 
verlangt von ihnen, den betreuten Personenkreis offenzu­
halten.

3. Die Kommission kommt zu dem Ergebnis, daß der un­
ternehmerische Tätigkeitsbereich steuerpflichtiger und 
steuerfreier Wohnungsanbieter bei wirtschaftlicher Be­
trachtung deckungsgleich ist ... GWU dürfen zwar 
ausschließlich "Kleinwohnungen" errichten, verwalten, 
veräußern und betreuen ... Darunter fallen (aber) 
beinahe alle in der Nachkriegszeit errichteten Woh­
nungen.

4. Die Steuerbefreiungen der GWU— es handelt sich im 
wesentlichen um die Befreiung von der Gewerbe-, 
Vermögens- und Körperschaftssteuer — sind Lenkungs­
normen. Sie dienen der Lenkung des Wohnungsmarktes. 
Solche Steuervergünstigungen fallen unter den Ober­
begriff der Steuervergünstigungen ... Zweck der Steuer­
befreiungen der GWU war es, den Bau preiswerter und ge­
sunder Wohnungen für "breite Schichten der Bevölke­
rung" zu fördern.

5. Jedoch ...: Der Zweck der gemeinnützigen Woh­
nungswirtschaft wird heute auf der Grundlage anderer 
Gesetze erfüllt. Der Sicherung des Baus gesunder 
Wohnungen dienen heute das Raumordnungsgesetz, das 
Bundesbaugesetz, die Baunutzungsverordnung, das 
Städtebauförderungsgesetz und die Landesbauord­
nungen. Der Bau preiswerter Wohnungen wird auch durch 
das II. Wohnungsbaugesetz durch Einsatz öffentlicher 
Mittel zur Eigentumsbildung, Übernahme von Bürg­
schaften, Maßnahmen zur Baukostensenkung und Grund­
steuervergünstigungen gefördert. Hinzu kommen die in 
Steuergesetzen vorgesehenen Abschreibungsvergünsti­
gungen.

6. Auch wohnungspolitische Gesichtspunkte zwingen 
nicht zu einer Änderung dieser Folgerungen. Vergleicht 
man die Anzahl der Wohnungen mit der Anzahl der Haus­
halte, so kann die Wohnungsversorgung ... als im Ganzen 
recht gut bezeichnet werden ... Nicht bestreitbaren 
Schwierigkeiten bestimmter Kreise, sich mit geeigneten 
Wohnungen zu versorgen, kann weit wirksamer durch 
Wohngeld und Sozialhilfe begegnet werden.

7. Da die Steuerbefreiungen der GWU zur Zwecker­
reichung nicht erforderlich sind, sind sie in ihrer Wirkung 
gegenüber den steuerpflichtigen Anbietern ein unver­
hältnismäßiges Mittel ... Die Wettbewerbsverzerrungen 
können sich insbesondere im Bauträgergeschäft aus­
wirken.

10. Dem Vorschlag der Bund-Länder-Kommission, den 
von den GWU betreuten Personenkreis künftig durch noch 
zu bestimmende Einkommensgrenzen einzuschränken 
und darüber hinaus die GWU gesetzlich zu verpflichten, 
mit der Gemeinde Verträge über die Wohnraumver­
sorgung sogenannter Problemgruppen abzuschließen, 

vermag die Kommission nicht zu folgen ... bedürftigen 
Mietern kann man am besten durch Wohngeld oder 
Sozialhilfe helfen. Was den Kreis der sozial Unan­
gepaßten betrifft, so ist es nach Auffassung der 
Kommission keine soziale Maßnahme, diesen Kreis den 
GWU aufzuzwingen. Es ist nicht richtig, daß die Ver­
sorgung dieses Personenkreises dem historischen Auftrag 
der GWU entspricht. Es dient nicht dem Gemeinwohl, 
wenn Menschen ... die nicht selten die gemieteten 
Wohnungen verwahrlosen lassen oder ruinieren, den 
Mietern zwangsweise assoziiert werden, die ent­
sprechend dem Gemeinnützigkeitsgedanken oder dem 
Genossenschaftsgedanken Zusammenleben ... Die Be­
freiungen der GWU können (durch die Bund-Länder- 
Kommission) auch nicht damit gerechtfertigt werden, 
daß sie die GWU befähigen können, eine behutsame Miet­
preispolitik der steuerpflichtigen Wohnungsanbieter zu 
beeinflussen. Es ist grundsätzlich unzulässig, innerhalb 
eines Wirtschaftszweiges eine Gruppe von Konkurrenten 
zu subventionieren, damit diese die Vergünstigungen zur 
Konditionenunterbietung einsetzen, und die übrigen Kon­
kurrenten in Zugzwang zu setzen ... Die Steuerbe­
freiungen der GWU können danach auch nicht dadurch 
gerechtfertigt werden, daß künftig ... das Prüfungs­
wesen effektiver gestaltet und Verstöße geahndet wer­
den (sollten).

13. Für die Überführung von GWU in die Steuerpflicht 
sind zusätzliche gesetzgeberische Maßnahmen nicht er­
forderlich. Die steuerpflichtig werdenden Unternehmen 
haben nach § 13 KStG Anfangsbilanzen zu erstellen, in 
denen die Wirtschaftsgüter mit den (heutigen) Teilwerten 
anzusetzen sind ... die Kommission hält es nicht für zu­
lässig, den GWU bei ihrer Entlassung aus der Gemein­
nützigkeit einen Ausgleichsbetrag für erlangte Vorteile 
aufzuerlegen oder eine Nachversteuerung durchzufüh­
ren. Sie hält eine ... abweichende Regelung nicht für ge­
rechtfertigt.

14. Die Kommission hatte nicht den Auftrag zu prüfen, 
ob flankierende Maßnahmen hinsichtlich aller noch be­
stehenden Mietpreis- und Belegungsbindungen geboten 
sind. Die Kommission empfiehlt jedoch, die noch beste­
henden Mietpreisbindungen und Wohnungsbelegungsrech­
te abzubauen und durch eine Verbesseung des Wohngeld­
gesetzes und der sozialhilferechtlichen Vorschriften zu 
ersetzen.

15. Nach Auffassung der Kommission ist eine Sonder­
behandlung geboten für Wohnungsbaugenossenschaften 
und -vereine, die sich darauf beschränken, Wohnungen 
ausschließlich zur Vermietung an ihre Mitglieder zu er­
richten. Derartige Körperschaften sind bereits jetzt ... 
von der Körperschaftssteuer befreit ... Auch heute hat 
das genossenschaftliche Wohnen insbesondere noch für 
Bezieher niedriger und mittlerer Einkommen seine Be­
deutung als Garant für dauerhaft gesichertes, günstiges 
Wohnen. Die Kommission tritt für eine Gleichbehandlung 
des individuellen Wohnungseigentumes und des genossen­
schaftlichen Wohnungseigentumes andererseits ein. Wer 
ein Haus baut oder eine Eigentumswohnung erwirbt, 
braucht künftig den Nutzwert nicht mehr zu versteuern. 
Dann bedeutet es aber eine Diskriminierung des Genos­
senschaftswohnens, wenn eine Steuer auf Einkommen und 
Vermögen erhoben wird, weil sich Bürger zu einer 
Wohnungsbaugenossenschaft zusammenschließen ... Die 
Befreiung von der Körperschaftssteuer diente schließlich 
auch der Vereinfachung ..., da für Wohnungsbauvereine, 
deren Geschäftsbetrieb sich auf die Wohnungsvermietung 
an Mitglieder beschränkt, das gleiche gilt wie für Woh­
nungsbaugenossenschaften, müssen auch diese Vereine 
von Steuern befreit werden.
Quellenhinweis: Gutachten zur Prüfung der steuerlichen 
Regelungen für gemeinnützige Wohnungs- und Siedlungs­
unternehmen, Wilhelm Stollfuß Verlag Bonn, August 
1985, Seiten 141— 151.
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U SA-Außenpolitik

Von Carters "Menschenrechten" zu
Reagans "internationalem Terrorismus"

US-Präsident Reagan hat den CIA er­
mächtigt, geheime Pläne zum Sturz 
des Regimes von Ghaddafi in Libyen in 
die Tat umzusetzen, berichtet die 
"Washington Post" am 3. Januar 1986 
unter Bezug auf informierte Regie­
rungsquellen. Die Operation sei zu­
nächst darauf gerichtet, "Ghaddafis 
subversive und terroristische Pläne zu 
stören, ihnen zuvorzukommen und sie 
zu vereiteln". Zweitens könne sie viel­
leicht Ghaddafi in auswärtige Aben­
teuer oder ein terroristisches Kom­
plott locken und einer wachsenden 
Zahl von Ghaddafi-Gegnern im li­
byschen Militär eine Chance geben, 
"die Macht zu ergreifen" oder einen 
von Ghaddafis Nachbarn, z.B. Alge­
rien oder Ägypten, eine Rechtferti­
gung liefern, "Ghaddafi militärisch zu 
antworten". Der CIA solle Opposi­
tionsgruppen in Nordafrika und im Na­
hen Osten unterstützen. Nach vierein­
halb Jahren wirkungsloser politischer 
und wirtschaftlicher Sanktionen ge­
gen Libyen und Hilfe für libysche Exil­
politiker sei die Regierung zum Schluß 
gekommen, daß "Ghaddafi eine solche 
Bedrohung für US-Interessen sei", daß 
geheime Aktionen unternommen wer­
den müssen.

Mit Bezug auf Außenminister Shultz 
und CIA-Direktor Casey sei der ge­
heime Plan darauf ausgelegt, den 
"Terrorismus zu stoppen" und nicht 
die Ermordung Ghaddafis zu unter­
stützen. Eine Regierungsverordnung, 
von Reagan unterzeichnet, verbietet 
US-Behörden direkte oder indirekte 
Beteiligung an Attentatsplänen. Re­
gierungsquellen sagen, daß ohne Zwei­
fel Reagan, Shultz und Casey gern 
Ghaddafis Sturz sähen und glauben, 
daß "eine Unterstützungsoperation 
von einigen Millionen Dollar über ein 
drittes Land die Art von anti-ter­
roristischer Operation ist, die sicher 
und legal unternommen werden kann". 
Weiter wird in dem Artikel über eine 
streng geheime, 29-seitige, "Ein­
schätzung der Verwundbarkeit" un­
terrichtet, verfaßt vom CIA mit Da­
tum vom 18. Juni 1984, die zu dem 
Schluß kommt, daß nur der Sturz 
Ghaddafis eine Änderung bringen kön­
ne, daß unzufriedene Elemente im 
Militär sofort zu Versuchen ange­
stachelt werden sollten und Exil­
gruppen eine Kampagne zu Sabotage- 
und Gewaltakten beginnen könnten, 
wenn sie genügend Unterstützung er­
hielten.

Das Ziel solcher regierungsoffi­
ziellen Texte ist, die öffentliche Mei­
nung auf die Durchsetzbarkeit der­
artiger Aktionen zu testen. Es gab 
keinen öffentlichen Aufschrei in der 
"liberalen Presse", beklagt die sozia­

listische Zeitschrift "The Guardian". 
In der "New York Times" vom 13. No­
vember 1985 werden in einem Bericht 
aus Paris "westliche Nahost-Diploma­
ten und -Experten" zitiert, die mei­
nen, der Plan sei nicht durchführbar. 
Die Exilgruppen verlören an Glaub­
würdigkeit, wenn sie sich mit dem CIA 
einließen. Algerien habe die letzte 
Woche abgelehnt, an einem amerika­
nischen Komplott gegen ein arabi­
sches Land teilzunehmen und habe 
seine Solidarität mit dem libyschen 
Regime bekundet. Die Militärregie­
rung im Sudan habe gerade ein Vertei­
digungsabkommen mit Libyen abge­
schlossen. Trotz starker Spannungen 
zwischen beiden Ländern sei der ägyp­
tische Präsident Mubarak für keine 
auswärtigen Abenteuer gegen Libyen 
zu haben und sei jetzt nach der Ent­
führung des ägyptischen Flugzeugs 
(mit den Achille Lauro-Entführern) 
durch US-Militärjets nach Italien 
noch weniger geneigt, an von den USA 
gelenkten Subversionen teilzuneh­
men. Auch die gespannten tunesisch­
libyschen Beziehungen gäben nichts 
her, weil Reagan gerade mit der Be­

Nach einem der vielen Sandstürme säubern Arbeiter die Pipelines der Erdölan­
lagen des libyschen Gialo-Feldes.

wunderung für den Luftangriff Israels 
auf das PLO-Hauptquartier in Tunis 
alles Geschirr zerdeppert habe. Niger 
und Tschad im Süden kämen auch 
nicht in Frage wegen innerer Un­
ruhen. Marokko habe 1984 ein Ab­
kommen für eine Union mit Libyen ab­
geschlossen, und das Abkommen sei 
für beide Seiten nützlich. Ab­
schließend heißt es, "die Diplomaten 
sagten, es würde schwierig sein, 
Oberst Ghaddafi zu töten, da er dicht 
mit ostdeutschen Sicherheitsgarden 
umgeben sei. Außerdem, sagten die 

Diplomaten, verbiete eine amerika­
nische Regierungsverordnung direkte 
oder indirekte amerikanische Teil­
nahme an Mordversuchen." Soweit die 
'liberale’ "New York Times".

Es ist kein Zufall, daß die Erörte­
rung über die Pläne der Regierung der 
USA gegen die Regierung Libyens in 
der Sprache und Gedankenwelt der 
Agenten- und Maffiakrimis geschrie­
ben wird. In dem Artikel der 
"Washington Post" wird noch aus ei­
nem Sonderbericht zitiert, Titel: "Li­
byens Ghaddafi: eine Herausforderung 
für die Vereinigten Staaten und die 
westlichen Interessen". Danach stellt 
Ghaddafi Geld, Waffen, eine Opera­
tionsbasis, Reisehilfen oder Training 
für etwa 30 aufständische radikale 
oder terroristische Gruppen. Wo im­
mer in der Welt gehijackt, gekid- 
nappt, gemordet oder sonstwas wird, 
Ghaddafi steckt gewiß dahinter. Er ist 
der Schinderhannes des Nahen Osten.

Sofort nach Amtsantritt 1981 hat 
Reagan dies bekämpft als "interna­
tionalen Terrorismus" und eine Politik 
von gezielter Wirtschaftsbestrafung 
als einen Schwerpunkt seiner Regie­
rung bezeichnet. Der ehemalige 
Außenminister Alexander Haig be­
gründete die Ersetzung von Carters 
"Menschenrechte" als obersten Ge­
sichtspunkt amerikanischer Außen­
politik mit der ihm eigenen Geistes­
schärfe: weil ** * ~“der Terrorismus der

Gipfel der Menschenrechtsverletzung 
sei." Gleich 1981 wurde eine Kam­
pagne gegen Ghaddafi angekurbelt. 
Das Magazin "Time" bringt am 21. 
Dezember 1981 eine "Ghaddafi-Story" 
auf der Titelseite, in der berichtet 
wird von "hinreichenden Gründen zu 
glauben", daß Ghaddafi die Ermordung 
von Reagan und weiteren hohen Re­
gierungspersonen der USA angeordnet 
habe. "Anti-Terrorismus"-Politik 
bleibt an oberster Stelle bis heute. 
1984 wird eine neue "Anti-Terroris- 
mus"-Politik festgelegt, die vorsorg-
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liehe Eingriffe beinhalten soll. 1985 
wird ein Gesetz für internationale Zu­
sammenarbeit zwischen den “demo­
kratischen Staaten" verabschiedet 
und Waffenhilfe bei der Terrorismus­
bekämpfung gefordert. Der Präsident 
hat Handel mit Libyen oder mit einem 
anderen Land vermieden, das Ter­
roristen oder terroristische Organisa­
tionen unterstützt oder beherbergt.

Reagans Politik im Nahen Osten ist 
die Umsetzung der Carter-Doktrin 
mit schärferen Mitteln. Carter er­
klärte 1980, daß "jeder Versuch einer 
auswärtigen Macht, Kontrolle über 
die Region des syrischen Golfs zu er­
langen, als einen Angriff auf die le­
benswichtigen Interessen der USA be­
trachtet wird". Offiziell war mit der 
auswärtigen Macht die Sowjetunion 
gemeint. Inoffiziell war jedoch klar, 
daß hier der Unabhängigkeitskampf 
arabischer Staaten die Interessen des 
US-Kapitals in gleicher Weise bedroht 
und dementsprechend als Machen­
schaft einer auswärtigen Macht er­

Herrschaftsansprüche der 
USA im Nahen Osten

Carters Doktrin von 1980 ist nicht 
etwas wirklich Neues, sondern ein 
Nachbeten der Truman-Doktrin von 
1947.

Nach dem zweiten Weltkrieg stand 
die USA als die ökonomische Vor­
macht der kapitalistischen Welt da. 
Es war unbedingt notwendig, einen 
offiziellen Rahmen zu schaffen, um 
die Sicherheit von Geldanlagen auf 
den Zukunftsrohstoffmärkten zu ga­
rantieren und um im Lande die Un­
terstützung des Volkes für eine Poli­
tik von Wirtschaftshilfe und militä­
rischer Intervention zu mobilisieren.

Unvergleichbar mit 1947 ist die 
heutige weltpolitische Lage der 
USA, global wie regional. Sie ist 
nicht mehr absolut, was der Version 
von 1980 einen Schuß Unkalkulier- 
barkeit verleiht. Grundlegender ist 
der Niedergang der US-Hegemonie 
über die kapitalistische Weltwirt­
schaft. Die Anteile der USA am 
Weltmarkt für produzierende Güter 
sind gegenüber dem japanischen und 
europäischen Konkurrenten seither 
beständig gefallen.

Der Dollar, Instrument und Wahr­
zeichen der US-Vorherrschaft, ist in 
seiner Stellung als Weltreserve­
währung ganz entschieden unter­
graben worden. Die US-Wirtschaft 
ist in einem Ausmaß wie nie 
zuvor in modernen Zeiten in Abhän­
gigkeit von internationalen Märkten 
für Importe, Exporte und Investitio­
nen. Sie ist daher empfindlicher für 
Entwicklungen außerhalb der direk­
ten Kontrolle des US-Kapitals.

Die nackten ökonomischen Trieb­
kräfte für die imperialistischen An­
sprüche wurden schon schon 1947 aus 

klärt wird. Kritiker in den USA be­
zweifelten, wie die ursprüngliche 
Doktrin in der Praxis erhalten werden 
könne. Carters Antwort war das Kon­
zept der "schnellen Eingreiftruppe". 
Für die Unterdrückung von sozialen 
Unruhen in der Region gibt es zwei 
Konzepte: Aufbau von"stabilisie- 
renden Regimes", also Hilfssheriffs 
der USA in Israel, Ägypten, Jordanien 
und/oder die vorbeugende Invasion, 
kreiert von Kelly, Befehlshaber der 
"schnellen Eingreiftruppe", d.h. In­
vasion noch vor einer erfolgreichen 
Subversion. Die vorbeugende Invasion 
braucht noch eine Rechtfertigung. 
"Menschenrechts’-Gesäusel ist dafür 
nicht gut geeignet, weil allgemein be­
kannt ist, daß Revolutionen sich ge­
rade gegen die brutale politische Un­
terdrückung entwickeln. Aber Ter­
rorismus kann man immer schreien, 
wenn es nicht ganz gewaltlos von- 
statten geht. So dient die Terroris­
mus-Kampagne auch dazu die Soli­
daritätsbewegung des gewaltfreien 

der ersten Version der Rede des da­
maligen US-Präsidenten Truman ge­
strichen und durch Teile gegen die 
Sowjetunion ersetzt.

1980 begründete US-Präsident 
Carter seine Doktrin mit angeb­
lichen Absichten der Sowjetunion in 
der Nahost-Region. Sein Kriegsmini­
ster Brown bestätigte kurz darauf, 
daß jede "internationale und ökono­
mische Störung" gemeint ist und in 
seinem Jahresbericht 1981 heißt es, 
"jede Unterbrechung (des Flusses) 
von Waren und Dienstleistungen 
könnte sehr schwerwiegende Aus­
wirkungen auf die US-Wirtschaft 
haben."

In der Nachkriegszeit bildeten In­
vestitionen in der Ölindustrie des 
mittleren Ostens den Kern der Stel­
lung der USA in der Weltwirtschaft. 
Im Zeitraum 1966 bis 1975 machten 
sie 3 % aller Direktinvestitionen aus, 
brachten jedoch 20 bis 25% des Ein­
kommensaus Direktinvestitionen im 
Ausland. Die durchschnittliche Ge­
winnrate aus Mittel-Ost-Investitio- 
nen war etwa 60%. Während sie bei 
den übrigen Auslandsinvestitionen 
bei 12% lag. Darüber hinaus, die Pro­
fite der US-Ölgiganten in Europa und 
in der Welt hängen vom Mittel-Ost- 
Öl ab, wie auch die Prosperität der 
großen Industrieländer, was die 
hauptsächlichen Investitionsobjekte 
und Handelspartner der US-Konzern 
sind.

Dazu kommen noch die Waffen­
geschäfte der USA. Von 1970 bis 
1975 verkauften US-Firmen jährlich 
durchschnittlich für 3,2 Mrd. US$ 
Waffen in den mittleren Osten, mehr 
als in den 15 Jahren davor zusam­
mengenommen. Von 1975 bis 1979 
waren es schon 8,9 Mrd. US$ pro 
Jahr.

Reagan vor der Rechtsanwaltsver­
einigung 1985: "Die Führer terroristi­
scher Staaten - Nicaragua, Libyen, 
Nordkorea und Iran sind die seltsame 
Ansammlung von Geisteskranken, Ab­
schaum und dreckigen Kriminellen 
seit dem Dritten Reich".

Widerstandes in den USA und Europa 
mit den revolutionären Befreiungs­
bewegungen zu neutralisieren.
Quellenhinweis: Merip-Report, Sep­
tember 1980 — (ger, her)
(Aus aktuellem Anlaß erscheint der 
angekündigte Artikel zur Verschul­
dung der Dritten Welt in 02/86. - sie)

Jugoslawien
Streit um

Wirtschaftspolitik

Erhebliche Meinungsverschiedenhei­
ten sind in den letzten Monaten zwi­
schen der Regierung Jugoslawiens, 
vertreten durch Milka Planinc, und 
den Parteiorganisationen offen aus­
getragen worden. Es geht darum, ob 
die Entschuldung des Landes und die 
schrittweise Sanierung der Wirtschaft 
weiterhin zu Lasten der Arbeiter und 
Bauern gehen soll. Nach Reallohnein­
bußen von über 30% in den letzten 
Jahren und der ständig steigenden In­
flation nahmen die Streiks im Sommer 
1985 zu (wir berichteten).

Nach Freigabe aller Preise zu Be­
ginn des Jahres 1985 als Folge der 
Wirtschaftsreform stiegen v.a. die 
Preise für die wichtigsten Konsumgü­
ter - Nahrungsmittel, Kleider, Möbel, 
Haushaltsmaschinen — bis zu 50% an. 
Ebenso führte die Schließung unren­
tabler Betriebe — ebenfalls als Folge 
der Wirtschaftsreform, die die Wirt­
schaft insgesamt "marktgerecht" ge­
stalten sollte — zum Anstieg der Ar­
beitslosen auf fast 15% der arbeits­
fähigen Bevölkerung.

Die Parteiorganisationen forderten 
nun auf Druck der Basis, v.a. auf 
Druck der streikenden Arbeiter, einen
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erneuten Preisstopp. Vorgetragen 
wurde diese Forderung im Dezember 
durch das Staatspräsidium.

Frau Planinc drohte nun mit ihrem 
Rücktritt als Staatspräsidentin, sollte 
ihre Wirtschaftspolitik im Ganzen 
nicht angenommen werden. Ihr Rück­
tritt wurde vom Staatspräsidium nicht 
akzeptiert, dies könnte aber nur aus 
taktischen Gründen geschehen sein, 
da ihre Amtszeit am 15. Mai 1986 so­
wieso ausläuft. Zwar konnte in ihrer 
Amtszeit die Auslandsverschuldung 
leicht gesenkt werden und mit Hilfe 
verschiedener Umschuldungsmaßnah­
men Zeit zur Sanierung der Wirtschaft 
gewonnen werden. Erkauft wurde dies 
aber durch strenge Auflagen des IWF, 
die u.a. zur Preisfreigabe und damit 
zur Erhöhung der vorher schon zwei­
stelligen Inflation und zum Abbau ei­
ner Reihe von Sozialleistungen im 
Selbstverwaltungssozialismus führ­
ten. Es mehren sich nun — v.a. in den 
unteren Partei- und Gewerkschafts­
gremien - kritische Stimmen, v.a. was 
die enge Zusammenarbeit mit dem 
IWF anbetrifft.

Gefordert wurde in Reden und Auf­
sätzen einiger bekannter Parteimit­
glieder, sich zusammen mit den ande­
ren hochverschuldeten Ländern gegen 
die strengen Auflagen des IWF zu 
wehren und dessen Bedingungen nicht 
mehr zu akzeptieren. Gewarnt wird 
vor jeder weiteren Senkung des Le­
bensstandards, die zu noch größerer 
Entfremdung zwischen den Arbeitern 
und der Regierung führen muß. Immer 
wieder wird betont, man wolle nicht 
"polnische Zustände" heraufbeschwö­
ren.
Quellenhinweis: Handelsblatt vom 
2.12.85, "Danas", Dez. 1985. — (lsc)

DDR
Höchste Leistungen für 

das Volk — von wem?

Im Frühjahr 1986 findet der XI. Par­
teitag der SED statt. "Mit höchsten 
Leistungen den XI. Parteitag vor­
bereiten" ist beherrschender Tenor 
der Vorbereitungen dafür, der auch 
von den Gewerkschaften unterstützt 
wird — z.B. durch den vom FDGB 
organisierten Wettbewerb unter der 
Losung "Hohes Leistungswachstum 
durch steigende Arbeitsproduktivität, 
Effektivität und Qualität — Alles für 
das Wohl des Volkes und den Frieden". 
Das Ziel der Erhöhung des Wir­
kungsgrads der lebendigen Arbeit ver­
birgt jedoch unterschiedliche In­
teressen.

In der Begründung der Wirtschafts­
strategie der SED heißt es richtig: "Zu 
den Hauptfaktoren zur Steigerung der 
Arbeitsproduktivität gehört vor allem 
das hohe Bildungsniveau der Fach­
arbeiter." (1) Hier wurden Fort­
schritte erzielt. Der Anteil der Un- 

und Angelernten bei den Berufs­
tätigen ging z.B. von 59,6% (1962) auf 
19,8% (1980) zurück. Auch der Anteil 
schwerer körperlicher Arbeit redu­
zierte sich in den Jahren 1971 bis 1975 
nach Umfragen bei 30% der Pro­
duktionsarbeiter. Etwa 47% der Ar­
beiter und 37% der Genossenschafts­
bauern schätzen 1977 ein, ihre Arbeit 
sei in den letzten fünf Jahren inter­
essanter und vielseitiger geworden. 
(2) In diesen Zahlen erscheint jedoch 
auch die andere Seite. 1980 immer 
noch fast 20% Un- und Angelernte, 
laut Plan hätten es noch 16% sein 
sollen. Dazu kommt, daß das Quali­
fikationsniveau offenbar zunehmend 
in Widerspruch zur gesellschaftlichen 
Arbeitsteilung gerät. Rund 30,9% der 
Facharbeiter in bezirksgeleiteten 
Berliner Betrieben waren laut Un­
tersuchungen 1983 nicht ihrer Aus­
bildung entsprechend eingesetzt, 
jeder siebte war höher, jeder vierte 
war niedriger qualifiziert. Bei rund 
40% der industriellen Arbeitsplätze 
besteht zwischen vorhandener. und 
genutzter Qualifikation keine Über­
einstimmung. (3) Trotzdem gibt es 
keine Stimmen, die für eine Ver­
schlechterung oder Verlangsamung in 
der Ausbildung der Arbeitskraft 
sprechen und auch keine Anzeichen 
für eine solche Entwicklung.

Die Erhöhung der Arbeitsprodukti­
vität durch zunehmende Technisie­
rung und Automatisierung der Pro­
duktion ist jedoch offensichtlich nicht 
nur oder auch nur hauptseitig auf die 
Befreiung der Arbeit ausgerichtet. 
Bei den nicht produktiv arbeitenden 
Teilen des Volkes befördert sie das 
Interesse, Höchstleistungen von den 
Arbeitern für die schnellere Be­
friedigung der eigenen Bedürfnisse zu 
fordern. So hat Erich Honecker z.B. 
hervorgehoben, daß es darauf an­
kommt, die moderne Technik im 
Dreischichtregime zu nutzen. (4) 1962 
arbeiteten 62% der Produktions­
arbeiter in der Industrie einschichtig, 
19,1% dreischichtig. 1982 waren es 
bereits’ entsprechend 58,1% und 
29,1 %. Außerdem heißt es, daß in den 
Zweigen der Leichtindustrie, der 
Lebensmittelindustrie und der 
Nahrungsgüterwirtschaft "viele
tausende Produktionsarbeiter", größ­
tenteils Frauen, Fließbandarbeit ver­
richten und der Anteil dieser Ar­
beiten in den letzten Jahren (bis 1980) 
weiter gestiegen ist.(5) 
Anmerkungen: (1) Unsere Wirt­
schaftsstrategie, Reihe Ökonomie 
aktuell, Dietz Verlag 1982, S. 25, (2) 
Körperliche und geistige Arbeit im 
Sozialismus, Hrsg. Autorenkollektiv, 
Dietz Verlag 1980, (3) Diskus­
sionsergebnisse zum Thema "Revi­
sionistische Länder/Sozialismus" der 
AGs der gemeinsamen VV, S. 17, (4) 
Unsere Wirtschaftsstrategie, vgl. (1), 
S. 48, (5) Körperliche und geistige 
Arbeit im Sozialismus, vgl. (2), S. 
198 — (doz)

Kolumbien
Militärterror und

"demokratische Öffnung"

Kolumbien "im Teufelskreis der Ge­
walt", "im Schatten des Bürger­
kriegs", so und ähnlich überschreibt 
die bürgerliche Presse ihre Bericht­
erstattung über dieses im Norden Süd­
amerikas gelegene Land mit seinen 30 
Mio. Einwohnern. Mit dem Regie­
rungsantritt des konservativen Präsi­
denten Betancur 1982 und mit seiner 
Politik der "nationalen Versöhnung" 
hatten die in- und ausländischen Kapi­
talisten die Hoffnung verbunden, nach 
und nach mit den seit bis zu 30 Jahren 
kämpfenden sechs Guerillaorganisa­
tionen aufräumen zu können, die von 
den Militärs selbst mit brutalstem

Arbeiter kämpfen für Arbeitsverträge 
und Mindestlöhne

Terror nie besiegt wurden. Immerhin 
stehen für die Imperialisten vielver­
sprechende Ausbeutungsverhältnisse 
auf dem Spiel. Die Rendite für Aus­
landsinvestitionen lag in den letzten 
Jahren mit 14% über der weltweiten 
von ca. 10%.

Betancur gelang es, die außenpoliti­
sche Isolierung Kolumbiens durch Bei­
tritt in die Blockfreien-Bewegung, 
durch Aktivitäten in der Contadora- 
Gruppe und durch diplomatische Kon­
takte zu Kuba und zur Sowjetunion 
weitgehend zu überwinden. Seine an­
gekündigten politischen und sozialen 
Reformen fanden internationale Zu­
stimmung, selbst bis jn die Reihen der 
revolutionären Kräfte Kolumbiens 
hinein. Auf das Amnestiegesetz Be- 
tancurs reagierten die Guerillaorgani­
sationen gespalten. Fünf von sechs 
Organisationen schlossen mit der Re­
gierung einen Waffenstillstand; zwei 
von ihnen gründeten Wahlparteien. 
Gleichzeitig beschloß die Regierung, 
die Guerillabekämpfung zu verschär­
fen. Der Spaltung der Guerilla sollte 
ihre Zerschlagung folgen. Für die Mo­
dernisierung der Armee und die Reor­
ganisierung der Nationalpolizei wur-
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den 1,4 Mrd. DM bereitgestellt und 
sechs weitere Divisionen zur Guerilla­
bekämpfung eingesetzt. Die konterre­
volutionären Truppen zählen fast 
300000 Mann. Der Wehrdienst für 
Bauern wurde geändert. Sie werden 
am Wochenende und in der Freizeit 
dienstverpflichtet und gelten als nor­
male Soldaten. Im ganzen Land 
herrscht der Ausnahmezustand. Viele 
Regionen unterliegen der Militärver­
waltung und -gerichtsbarkeit. Para­
militärische Organisationen ermorde­
ten ca. 100 entlassene politische Ge­
fangene.

Am entschiedensten kritisierte die 
ELN Verhandlungen mit der Regie­
rung. Sie erklärte, daß es in der Ge­
schichte Kolumbiens über 60 Amne­
stien gab, und daß es solange keinen 
Frieden geben kann, "solange das Volk 
unter Repression, unter Armut, Hun­
ger leidet". Die größte Organisation, 
die kommunistische FARC, spaltete 
sich. Die Mehrheit schloß Ende 1985 
als einzige einen weiteren Waffen­
stillstand mit der Regierung. Alle an­
deren nahmen den bewaffneten 
Kampf wieder auf. Obgleich die 
FARC-Mehrheit — wie die KP — ein 
Bündnis mit Teilen der "fortschrittli­
chen, liberalen Bourgeoisie" gegen die 
reaktionären, militaristischen Kräfte 
sucht, schließt sie eine Wiederaufnah­
me des Kampfes nicht aus, zumal sie 
ihre Kämpfer nicht entwaffnet und 
die Kampfgebiete nicht geräumt hat.

Nun mehren sich Stimmen von ein­
flußreicher Seite, Betancur noch vor 
den Präsidentschaftswahlen Mitte 
1986 durch vorgezogene Neuwahlen 
oder durch Machtübernahme der Mili­
tärs abzulösen, da ihm die "Befriedung 
der Gewalt" nicht gelungen sei. Zu­
dem nimmt der Widerstand des städti­
schen Proletariats gegen die Abwäl­
zung der Krisenlasten und der Militär­
ausgaben zu. Der Regierung steht eine 
zweite Front bevor.
Quellenhinweise: Lateinamerika-
Nachrichten, Latin America Weekly, 
NZZ, verseh. Ausg. — (sie)

G roßb ri tannien
Ausgabenkürzungen für 

Krankenhäuser

Ein Milchwagenfahrer aus Birming­
ham erlitt schwere innere Verletzun­
gen bei einem Verkehrsunfall und 
mußte neun Stunden warten, bevor das 
Good Hope Krankenhaus ihn aufnahm 
— die Verwaltung versuchte, ihn we­
gen Überfüllung in einem anderen 
Krankenhaus unterzubringen, das 
lehnte den Patienten ab, weil es über 
schlechte Unfallausstattungen ver­
fügt. Solche Meldungen häufen sich in 
der britischen Presse. Die rapide Ver­
schlechterung der Gesundheitsversor­
gung ist das Ergebnis der Gesundheits­
politik Margret Thatchers, die drei

Ziele hat:
— drastische Senkung der Ausgaben,
— "Privatisierung" im Gesundheitswe­
sen,
— und die Ausweitung der Privatver­
sicherung als Unterminierung der ein­
heitlichen, staatlichen Krankenkasse 
(NHS).

In England allein warten fast 
700 000 Patienten auf Operationen, 
bei nicht dringlichen Eingriffen kön­
nen diese Wartezeiten über ein Jahr 
betragen.

Im letzten Haushaltsjahr 1984/85 
hat die Regierung die laufenden Aus­
gaben für Krankenhäuser und Vorsor­
geprogramme erstmals direkt gekürzt 
(um 0.1%), in den vier Jahren davor 
waren die Ausgaben nur zwischen 
0.2% und 2.5%, also weit unter der In­
flationsrate, erhöht worden. Zwar 
stiegen die Ausgaben für neue Kran­
kenhausbauten und Renovierungen 
stärker, aber was nützen wenige neue 
Krankenhäuser, wenn in den bestehen­
den kein Personal vorhanden ist.

Im Bezirk Greenwich z.B. in Südost­
london muß die Verwaltung des Ge­
sundheitsdienstes zwischen 1984 und 
1993 die Ausgaben laut Budget um

Na mibia

Die BRD knüpft an koloniale Traditionen an 
und betreibt die Plünderung der Reichtümer

Offiziell unterstützte bislang jede 
Bundesregierung die UNO-Beschlüsse 
über die Dekolonisierung Namibias, 
tatsächlich hat aber das Wirken der 
BRD in den vergangenen Jahren nicht 
dazu beigetragen, daß Namibia sich 
unabhängig und selbständig machen 
konnte. Stattdessen mehren sich die 
Anzeichen, daß die Bundesregierung 
die von CDU- und CSU-Politikern pro­
klamierte "besondere Verantwortung" 
für Namibia in einer Weise über­

SWAPO in Katatura (Windhuk), die von der SWANU, dem Damara-Rat und wei­
teren Organisationen der politischen Opposition unterstützt wurden.

15% (also 1.5% im Jahresschnitt) sen­
ken. Das heißt z.B., die Zahl der Kran­
kenhausbetten wird von 1 611 auf 
1 400 gesenkt, bei einer Bevölkerung 
von z.Zt. 214 600 mit wachsender 
Tendenz. Eine örtliche Entbindungs­
klinik wurde geschlossen, das Seeleu­
tekrankenhaus im Bezirk wird eben­
falls zugemacht, 260 Beschäftigte 
entlassen. Das Krankenhaus St. Ni­
cholas, in dem vor allem gebrechliche 
Alte behandelt werden und das über 
einen großen Stamm von Patienten im 
Ambulanzbereich verfügt, soll eben­
falls geschlossen werden. Es liegt im 
ärmsten Bezirk von Greenwich. Die 
Patienten sollen künftig im Londoner 
Innenstadtkrankenhaus St. Thomas 
behandelt werden, mit der Bahn 50 
Minuten entfernt.

Inzwischen wächst der Anteil der 
privaten Krankenkassen. Im Jahr 1984 
wurden bereits 7% (827 Mio. Pfund) al­
ler Ausgaben im Gesundheitswesen 
privat gezahlt (verglichen mit weni­
ger als 3% 1978), dabei 15% bis 20% al­
ler Nicht-Notfalloperationen. Ohne 
Wartezeiten, natürlich.

Quellenhinweis: Labour Research, 
verseh. Ausgaben, u.a. 12/85 — (hef) 

nimmt, die direkt anknüpft an die ko­
lonialen Traditionen in "Deutsch-Süd- 
West".

Im Dezember 1984, nur wenige Mo­
nate, nachdem der südafrikanische 
Staatspräsident Botha mit EG-Staa­
ten über eine europäische "Friedens­
truppe" für Namibia verhandelt hat, 
reisten zwei Bundeswehroffiziere 
"privat" nach Namibia. Sie konnten 
mit Unterstützung der südafrikani­
schen Armee die militärischen Sperr-
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Während der letzten Tage demonstrierten Zehntausende von Libyern (Bild) ge­
gen die Kriegsdrohungen und -Vorbereitungen der USA und Israels gegen Li­
byen. In einer Resolution stellten sich die 22 Mitgliedsstaaten der Arabischen 
Liga am 5. Januar in Tunis hinter Libyen. Darin sicherten sie Libyen volle Un­
terstützung bei der Abwehr jeglicher ausländischer Aggression zu. Zudem ver­
urteilte der Arabische Rat den Staatsterrorismus Israels gegen das palästinen­
sische Volk. Ein entsprechender Antrag war von Syrien und Libyen eingebracht 
worden. Ab Montag, dem 6.1.86 werden die 45 Staaten der Islamischen Konfe­
renz in Marokko ebenfalls über die Bedrohung Libyens beraten. — (sie)

Italien: Inflations­
zuschläge neu geregelt 

Nach zahlreichen Streiks hat sich der 
Industriellenverband zum Jahresende 
der für den öffentlichen Dienst zuvor 
vereinbarten Neuregelung der Infla­
tionszuschläge angeschlossen. Die 
Industriellen, die den betreffenden 
Tarif im Juni gekündigt hatten, haben 
zwar von ihrer ultraharten Haltung 
Abstriche machen müssen. Aber die 
Neuregelung bedeutet für die Lohn­
abhängigen doch eine Verschlechte­
rung. Künftig wird nur für die ersten 
580000 Lire (850 DM) des Lohns die 
Teuerung voll durch die Zuschläge 
ausgeglichen — dies ein Erfolg für die 
unteren Lohngruppen —, für den Rest 
aber nur zu 25%. Auf den Durch­

schnittslohn bezogen sinkt der 
"Deckungsgrad11 der Zuschläge von 60 
auf 51%. — (ulg)

Palästina: Hungerstreik 
ausgesetzt

Nach rund drei Wochen ist der Hun­
gerstreik der palästinensischen politi­
schen Gefangenen in nahezu allen is­
raelischen Gefängnissen ausgesetzt 
worden, mit dem sie eine Verbesse­
rung der unhaltbaren Haftbedingun­
gen forderten. Die israelischen Behör­
den haben Verhandlungen in Aussicht 
gestellt und zugegeben, daß die Le­
bensbedingungen in den Gefängnissen 
im Prinzip verbesserungswürdig sei­
en. Ihr ernsthafter Verhandlungswille 
wird von palästinensischer Seite aber 
bezweifelt. — (bar)

Indien: Wahlen im 
Bundesstaat Assam

Am 22.12.1985 gewann in Assam eine 
regionale Partei (Der Rat des Assa- 
mesischen Volkes — AGP) die Wahlen. 
Bislang war stets die Kongress-I-Par- 
tei, die die Zentralregierung stellt, als 
Sieger hervorgegangen. Die AGP wird 
von Studenten angeführt, die seit fünf 
Jahren massiv gegen die Einwande­
rung von Bewohnern Bangladeshs nach 
Assam agitieren. Diese Partei vertritt 
Interessen der "Hochkastigen". Ein 
anderes Wahlbündnis (Vereinigte 
Front der Minderheiten — UMFPLN) 
wurde nach der Kongress-I-Partei nur 
dritte Kraft. Sie lehnt ein von 
Ministerpräsident R. Gandhi geschlos­
senes Abkommen mit der assamesi- 
schen Unionsregierung ab, das vor­
sieht, daß alle "Fremden", die vor dem

1.1.1966 eingewandert sind, volle Bür­
gerrechte erhalten. Nach dem 24.3. 
1971 Eingewanderte müssen zehn Jah­
re auf ihr Stimmrecht warten. Wer 
später eingewandert ist, wird ausge­
wiesen. Bei den vorauszusehenden 
Konflikten kann die "Wahlniederlage" 
Gandhi nur recht sein. (Bild: Teepflük- 
kerin in Assam)— (cog)

gebiete im Norden des Landes besich­
tigen, die sonst für Ausländer und Na- 
mibianer verboten sind. Auf eine Klei­
ne Anfrage der Grünen erklärte die 
Bundesregierung, daß gegen solche 
Reisen keinerlei Bedenken bestünden.

Im Juni 1985 setzte die südafrikani­
sche Regierung zum zweiten Mal eine 
namibische Übergangsregierung ein, 
die Regierung der "Vielparteienkonfe­
renz", die aus den Vertretern der "De­
mokratischen Turnhallenallianz", Ab­
spaltungen von den Befreiungsorgani­
sationen SWAPO und SWANU und der 
Nationalen Partei der Weißen be­
steht. Die Regierung soll für alle in­
ternen Belange Namibias zuständig 
sein, Militär und außenpolitische Ver­
tretung behält die Republik Südafrika, 
in ihren Befugnissen gleicht die "Re­
gierung" den Homeland-Regierungen 
in Südafrika. Bei den Feiern zum 
Amtsantritt dieser Marionettenregie­
rung, die vollständig von der Republik 
Südafrika abhängig ist, waren zwar 

keine offiziellen Regierungsvertreter 
der BRD anwesend, stattdessen aber 
"private" Vertreter von CDU, CSU, 
FDP und SPD, u.a. der Präsident des 
Bundesverfassungsgerichtes Zeidler 
für die SPD und Mitglieder der Bun­
destagsfraktionen der drei anderen 
Parteien. Über diesen Besuch berich­
tete die Zeitung "Namibia Nachrich­
ten", die in Windhuk erscheint: "Der 
gegenwärtige Dritte Mann der Bun­
desrepublik, der Präsident des Bun­
desverfassungsgerichts Zeidler, stand 
schräg rückwärts hinter von Hassel 
(CDU, d. Verf.) gestaffelt, als letzte­
rer betonte, daß man eben nicht in pri­
vater Eigenschaft, sondern als Vertre­
ter eines breiten Spektrums der deut­
schenöffentlichen Meinung, vier Par­
teien repräsentierend, anwesend sei." 
Im Frühjahr 1985 hatte der damalige 
Sprecher des Auswärtigen Ausschus­
ses des Bundestages, Dr. Werner 
Marx, in einem Interview in den "Be­
richten aus Namibia" erklärt, die BRD 

unterstütze eine Ubergangsregierung 
in Namibia, solange diese Regierung 
nicht einseitig die Unabhängigkeit 
Namibias proklamiere und keine in­
ternationale Anerkennung verlange. 
Die Anwesenheit der Parteienvertre­
ter bedeutet die halboffizielle Aner­
kennung der Marionettenregierung — 
entgegen den UNO-Beschlüssen. Mit 
der Vergabe von Entwicklungshilfe 
aus dem BRD-Haushalt — 1985 10,28 
Millionen DM — hat die Bundesregie­
rung einen weiteren Schritt zur offi­
ziellen Anerkennung der Marionetten­
regierunggetan.

Die Vielparteien-Regierung hat ei­
nen Verfassungsausschuß eingesetzt, 
dessen jetzige Mitglieder sich im Mai 
1985, d.h. bevor sie in den Ausschuß 
berufen wurden, zu einem Ausbil­
dungsseminar bei der Konrad-Adenau­
er-Stiftung in der BRD einfanden. 
Nach einem Bericht des "Namibian" 
vom 6.12. wird sich der Ausschuß bei 
der Ausarbeitung einer Verfassung für
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China: Regierung sagt 
Preisstabilisierung zu

Die Regierung der VR China hat die 
für 1986 vorgesehenen Preiserhöhun­
gen gestoppt und Maßnahmen zur 
Preisstabilisierung zugesagt. U.a. 
sollten die Wohnungsmieten und die 
Preise für Gas, Wasser und Strom er­
höht werden, wie auch von der Welt­
bank gefordert. Die Freigabe der 
Preise für Nahrungsmittel — ausge­
nommen Getreide und Öl — und ande­
rer Konsumgüter Anfang 1985 hatte 
nach offiziellen Angaben zu Preisstei­
gerungen zwischen 11 und 20% 
geführt. — (wom)

Frankreich: Arbeitszeit­
flexibilisierung verschoben 

Das in erster Lesung von der französi­
schen Nationalversammlung ange­
nommene Gesetz (Einführung einer 
Jahresarbeitszeit, s. PB 25/85) wird 
wahrscheinlich nicht mehr vor den 
Präsidentschaftswahlen im März '86 
verabschiedet. Die französische Re­
gierung wollte ursprünglich eine 
außerordentliche Nationalversamm­
lung einberufen, um das Gesetz auch 
gegen Widerstände der kommunisti­
schen Abgeordneten im Senat durch­
zuziehen. Dieser Plan ist nun offen­
sichtlich aufgegeben. Die PC und die 
Gewerkschaft CGT sehen dies als 
"Niederlage" der Regierung und als 
Erfolg des Kampfes der Lohnabhängi­
gen und der Mehrheit der Gewerk­
schaften. Auch die Gewerkschaft FO 
bekräftigt die Ablehnung des Geset­
zes, während die CFDT an dessen Be­
fürwortung festhält. Ob der Optimis­
mus der französischen Kommunisten 
berechtigt ist, wird sich spätestens 
nach den Wahlen zeigen, denn klar ist, 
daß sowohl die Sozialisten als auch die 
(noch) oppositionelle Rechte an den 
Plänen zur Neuregelung der Arbeits­

zeit — und damit auch dem Ziel, "— 
Entscheidungen des Staates auf die 
Sozialpartner" abzuwälzen, um die 
flexiblen Arbeitszeiten direkt in den 
einzelnen Betrieben durchzusetzen ~ 
festhalten. — (sur)

China: Nach Ernterückgang 
neue Subventionen

Nach kontinuierlichen Steigerungen 
der Getreideproduktion in den letzten 
Jahren fiel die chinesische Getreide­
ernte 1985 auf 380 nach 407 Mio. t 
1984. Ursache: Nach den Landwirt­
schaftsreformen können die Bauern 
weitgehend anpflanzen, was sie wol­

Südafrika/Azania: Alle schwarzen Arbeiter in den öffentlichen Diensten und 
bei den Provinzregierungen — einschließlich der ungelernten Krankenhausbe­
schäftigten—erhalten rückwirkend ab 1. November zwischen zehn und 50 Pro­
zent höhere Löhne. Die Lohnerhöhung gilt auch für Tagelöhner. Diese Erklä­
rung gab die zuständige Behörde nach Verhandlungen mit den unabhängigen Ge­
werkschaften GAWU, BHAAWO und SABMAWU ab. Die unabhängige Schwarze 
Gewerkschaft im Gesundheitswesen und angeschlossene Bereiche (BHAAWO) 
erklärte, die Lohnerhöhung sei das direkte Ergebnis des Streiks von 900 Be­
schäftigten und Lernschwestern und -pflegern im Baragwanath-Krankenhaus 
Anfang November in Soweto. Die Krankenhausleitung hatte während des 
Streiks zunächst 1700 Beschäftigte des Krankenhauses entlassen und einige 
Hundert verhaften lassen, sie mußte sie aber Ende November wieder einstellen. 
(Bild: Streik der städtischen Arbeiter 1980) — (uld)

len. Der Getreideanbau bringt aber 
weniger Profit als z.B. der Baum­
wollanbau oder das ländliche Neben­
gewerbe. Auf dem "kleinen Parteitag" 
der KPCh im Herbst 1985 hatte des­
wegen das Politbüromitglied Chen 
Yun davor gewarnt, daß die markt­
wirtschaftlichen Reformen in der 
Landwirtschaft die Getreideproduk­
tion untergraben. Jetzt hat die KPCh 
Düngemittelsubventionen für den Ge­
treideanbau sowie weitere Zuschüsse 
für Getreideproduzenten beschlossen, 
die von der immer mehr expandieren­
den ländlichen Industrie aufgebracht 
werden sollen. — (wom)

Namibia orientieren an der westdeut­
schen Verfassung, dem Südafrikani­
schen Präsidialrat und den "weiten" 
Richtlinien der UNO-Deklaration 435, 
die freie Wahlen und eine eigene Ver­
fassung für Namibia vorsieht. Das wi­
derliche Geschäft, diese Verfassung 
vom Geruch des Kolonialismus und der 
Reaktion zu befreien, betreiben dabei 
der SPD-Bundesverfassungsrichter 
Zeidler sowie der Kölner Staatsrecht­
ler und SPD-Mitglied Kriele, die beide 
bei den Vorbereitungen für den Ver­
fassungsausschuß mitwirkten.

Selbst wenn die BRD-Imperialisten 
mit dieser Politik den bewaffneten 
Kampf der SWAPO und den politi­
schen Widerstand der anderen Befrei­
ungsorganisationen in Namibia nicht 
brechen können — die Unabhängigkeit 
Namibias wird auf jeden Fall weiter 
hinausgezögert. Und diese Hinauszö­
gerung gibt den Konzernen und Ban­
ken aus den imperialistischen Ländern 
Gelegenheit, die Reichtümer Nami­

bias bis zur Erschöpfung zu plündern 
oder zu pfänden.

Seit 1980 besitzt die Dresdner Bank 
51% der Anteile der SWABANK, eine 
der fünf größten Banken Namibias, 
und nimmt mit ihrer Kreditpolitik di­
rekten Einfluß auf den völlig über­
schuldeten Haushalt Namibias. Knapp 
die Hälfte des namibischen Haushalts, 
der überwiegend Polizeiaufgaben und 
einen Verwaltungsapparat für die so­
genannte ethnische Selbstverwaltung 
finanziert, stammt aus Krediten, die 
weitgehend über Südafrika gemanagt 
werden. Ein unabhängiges Namibia 
wird eine Zins- und Schuldenrechnung 
von den ausländischen Banken präsen­
tiert bekommen, die das Land von 
vornherein als bankrott erscheinen 
läßt. Das britische Diamantenmono­
pol De Beers hortet derzeit Diaman­
ten im Wert von 6,3 Mrd. DM. Der 
Hauptteil dieser Diamanten stammt 
aus Namibia, die namibische Tochter­
gesellschaft hat Anweisung, "soviel 

wie möglich aus dem Boden rauszuho­
len, bevor ein Wechsel der Regierung 
eintritt" (1). Die Rössing-Mine, an der 
die westdeutsche Urangesellschaft 
beteiligt ist, arbeitet trotz nachlas­
sender Nachfrage auf Hochtouren. 
Die Betreiber schätzen, daß die Mine 
bereits zu Beginn der 90er Jahre er­
schöpft sein wird, und nicht, wie zu­
nächst geplant, im nächsten Jahrtau­
send. Die Fischgründe vor der Küste 
Namibias sind binnen fünf Jahren voll­
ständig überfischt worden, so daß die 
Fangergebnisse im letzten Jahr weni­
ger als ein Drittel des Jahres 1980 be­
trugen.
(1) Zitiert nach Materialien zur Öf­
fentlichen Anhörung der Grünen "Bun­
desrepublik Deutschland und Namibia, 
Stand der Beziehungen und Perspekti­
ven für die Unabhängigkeit". Weitere 
Quellenhinweise: Facts and Reports, 
Ausgaben F, J, L, U, Y, Z 1985; Infor­
mationsdienst Südliches Afrika Nr. 
5/85 - (uld)



Seite 18 Aus Verbänden und Parteien Politische Berichte 1/86

* Veröffentlichungen *
Katholische Soziallehre als 

gewerkschaftliches Leitbild? 
"Die Gewerkschaften der Zukunft 
werden zunehmend heterogen zusam­
mengesetzte Interessengemeinschaf­
ten innerhalb unserer pluralistischen 
Gesellschaft sein", schreibt Döding, 
Vorsitzender der Gewerkschaft Nah­
rung-Genuß-Gaststätten, angesichts 
eines sinkenden Arbeiteranteils und 
versucht eine "mitgliederorientierte 
Interessenpolitik" zu entwickeln, "die 
den gesamtwirtschaftlichen Interes­
sen Rechnung trägt". Ins Auge fällt, 
daß der gewerkschaftliche Kampf ge­
gen Niedriglöhne, die im Bereich NGG 
nicht selten sind, auf der Strecke 
bleibt. Der Verfasser geht zwar davon 
aus, daß "immer noch viel zu viele Ar­
beitnehmer ihren Arbeitstag bei un­
günstigen Zeiteinteilungen, Streß, 
Monotonie und Zerstückelung der Ar­
beitsabläufe verbringen müssen", aber 
die Entwicklung einer "qualitativen 
Tarifpolitik" unter der Losung "Frei­
zeit statt Erschwerniszuschläge", oh­
ne die Lohnansprüche der schwer Ar­
beitenden und gering Verdienenden zu 
formulieren, trägt gerade den Interes­
sen letzterer nicht Rechnung. Positiv 
ist anzuführen, daß von Döding die Ar­
beitszeitflexibilisierung samt flexible 
Teilzeitarbeit, Kapovaz und Job-Sha­
ring als Unternehmerstrategie ange­
griffen, der Blümsche AZO-Entwurf 
abgelehnt und eine gesetzliche 40- 
Stundenwoche eingefordert wird. Ei­
nen bitteren Beigeschmack erhalten 
Dödings, Ausführungen insbesondere 
durch seinen ständigen Rückgriff auf 
die katholische Soziallehre und einen 
"ökonomischen Humanismus" als Be­
gründungszusammenhang. (G. Döding, 
Die neuen Aufgaben der Gewerk­
schaften, Verlag Bonn Aktuell, Sept. 
85, 19,80 DM — mio)

Ho Wehner über SPD 
und Christentum

Da die SPD verstärkt hervorhebt, daß 
gerade mit christlicher Begründung es 
richtig sei, SPD zu wählen, hat die im 
letzten Jahr erfolgte Herausgabe von 
Schriften, Reden und Interviews Her­
bert Wehners "zum Verhältnis Sozial­
demokratie und Kirchen" eine aktuel­
le politische Funktion: "Nächstenlie­
be" contra Entwicklung der politi­
schen Organisierung von Klassenin­
teressen der Arbeiterklasse, als Bei­
trag für Raus Politik des "Versöh­
nens". Welch bedeutende Rolle die 
"Neuorientierung der Sozialdemokra­
tie" im Verhältnis zu Kirche und Reli­
gion nach 1945 hatte, um sozialisti­
sche Positionen praktisch und theore­
tisch beseitigen zu helfen und die re­
formistische Verankerung der SPD zu 
vertiefen, machen Wehners Berichte 
klar.

Erfahrungen mit der faschistischen 

Diktatur anführend und antikommuni­
stisch gerichtet gegen "Illusionen über 
die Diktatur des Proletariats" hatte 
der damalige SPD-Vorsitzende Schu­
macher sich nach 1945 gegen soziali­
stische Bindungen der SPD gewandt 
und die Bergpredigt als eine Quelle für 
die Politik der SPD eingeführt. Weh­
ner, der 1943, nach seinem Austritt 
aus der KPD, wieder Mitglied der Kir­
che geworden war, danach der SPD, 
und der, wie er erklärte, zeit seines 
Lebens sich von der Bergpredigt leiten 
ließ, begann mit anderen eine "Grund­
satzarbeit", die sie auf das Godesber­
ger Programm (1959) hinführten. 
Wehner betonte dabei ein Ziel, daß die 
SPD keine "Weltanschauungspartei" 
mehr sein solle, sondern eine Partei, 
in der mit verschiedenen Begründun-

H. Wehner dankte dem Kanzlerkandi­
daten der SPD, J. Rau, nachdem die­
ser in Ahlen sein Programm des "Ver­
söhnens" vorgetragen hatte.

gen für politische Forderungen einge­
treten werden könne. Damit war vom 
Programm-Fundament her verwor­
fen, daß die Arbeiterbewegung aus der 
historisch-materialistischen Analyse 
die politischen Zielsetzungen fest­
legt. Über die programmatische Beto­
nung der christlichen Ethik als eine 
der Wurzeln der Sozialdemokratie ge­
lang der SPD, Teile der "Mittelschich­
ten" als Wähler zu gewinnen, konser­
vative Bindungen der Kirchen zu lok- 
kern. Mit dem süßlichen Kleister der 
"Nächstenliebe" trachtete die SPD 
danach, die Gegensätze in der Klas­
sengesellschaft zuzukleben. Mit einer 
christlichen Nächstenliebe, die für die 
Rechte der Deutschen unter dem "bol­
schewistischen Unrechtsregime" ein­
treten müsse, argumentierte H. Weh­
ner gegen die völkerrechtliche Aner­
kennung der DDR und gegen die Aner­
kennung der polnischen Grenzen. (H. 
Wehner, Christentum und Demokrati­
scher Sozialismus. Beiträge zu einer 
unbequemen Partnerschaft; Hrsg.: R. 
Reitz; Dreisam Verlag, Freiburg 
1985; 28 DM - gba)

Schadstoffe und Gesundheits­
schutz am Arbeitsplatz

Wer eine Übersicht über die gesetzli­
chen Bestimmungen, Rechte der Ge­
werkschaften und Betriebsräte sowie 
die Rolle der Berufsgenossenschaften 
bei der Arbeit mit gesundheitsschäd­
lichen Stoffen sucht, findet in der vor­
liegenden Studie nützliche Hinweise. 
Sie stellt kritisch die staatlich erfaß­
ten und festgelegten Grenzwerte über 
Schadstoffkonzentration dar, skiz­
ziert den Arbeitsschutz in den Betrie­
ben und die Rolle und Aufgabe der Ar­
beitsmediziner in der BRD und ver­
gleicht die westdeutschen Normen 
und Methoden mit dem Vorgehen in 
anderen europäischen Staaten, den 
USA und der UdSSR. Zwei Dokumen- 
ten-Anhänge enthalten die entspre­
chenden westdeutschen Gesetze, Po­
sitionen und Forderungen aus dem 
DGB und statistisches Material, sowie 
eine Adressen- und Zeitschriftenliste 
für die aktuelle Information. Die Stu­
die ist im Auftrag des Öko-Instituts 
Freiburg verfaßt und bietet Anhalts­
punkte für ein gemeinsames Vorgehen 
von Gewerkschaften und Grünen. 
(Fritz Kalberlah, Acht Stunden täg­
lich, Schadstoffe und Gesundheits­
schutz am Arbeitsplatz, Öko-Institut 
Freiburg, Dreisam-Verlag 1983, 7,80 
DM - uld)

Ächtung der 
Giftwaffen

Unter dieser Forderung sind einige 
Referate zu einem Taschenbuch zu­
sammengefaßt, die im November 1984 
auf dem Kongreß "Verantwortung für 
den Frieden" gehalten wurden. Die 
Verfasser sind Naturwissenschaftler, 
Gewerkschafter und Juristen mit 
ziemlich unterschiedlichen politi­
schen Interessen. Einig sind sie sich 
darin, daß sie biologische und chemi­
sche Waffen als inhuman ablehnen. 
Überzeugend sind die Passagen des 
Büchleins, in denen biologische und 
chemische Waffen als Massenvernich­
tungswaffen denunziert und das völ­
lige Verbot ihrer Herstellung, Lage­
rung und ihres Einsatzes gefordert 
wird. Die Wissenschaftler weisen auch 
nach, daß das von den "Abrüstungs­
experten" der NATO in den Vorder­
grund geschobene "Problem der Kon­
trolle der Nichtherstellung" dieser 
Waffen lösbar ist.

Welche Interessen dafür verant­
wortlich sind, daß die westlichen Im­
perialisten mit der Produktion von 
binären chemischen Kampfstoffen be­
ginnen, die sich vom Anwender er­
heblich leichter handhaben lassen als 
die bisherigen Kampfstoffe, oder 
warum sich auf dem Gebiet der BRD 
die größte Dichte von Giftwaffen be­
findet, muß der Leser sich leider im 
wesentlichen selbst zusammen­
reimen. Einige Aufsätze geben dafür 
jedoch nützliche Hinweise. So werden 
zum Beispiel die gängigen Anschul-



Politische Berichte 1/86 Aus Verbänden und Parteien Seite 19

digungen, die Sowjetunion würde bio­
logische Waffen produzieren und 
weitergeben, schlüssig widerlegt. 
Welchen militärischen Wert Gift­
waffen haben, ist umstritten. Einige 
Aufsätze weisen jedoch darauf hin, 
daß die deutschen Imperialisten im 
ersten Weltkrieg Giftgas eingesetzt 
haben, um den festgefahrenen Stel­
lungskrieg wieder in einen Bewe­
gungskrieg umzuwandeln. Diese Ab­
sicht sei gescheitert. Militärischen 
Nutzen könnten Giftwaffen nun aller­
dings neuerlich im Rahmen des "air- 
land-battle-Konzepts" für Schläge in 
die Tiefe des feindlichen Raumes ent­
falten.
(Dosch/Herrlich (Hrsg.), Ächtung der 
Giftwaffen — Naturwissenschaftler 
warnen vor chemischen und biologi­
schen Waffen, Fischer Taschenbuch 
4 268; 7,80 DM — clm)

Gesundheitsregeln 
und Gesundheitsschutz

Mit diesem Titel gibt die Gesellschaft 
für Arbeitsschutz und Humanisie­
rungsforschung eine Studie zur Ver­
besserung der gewerkschaftlichen 
Aktivitäten zu Bildschirmarbeits­
plätzen heraus. Eine der Stärken der 
Studie ist dabei, daß nicht nur die Ar­
beit am Bildschirmgerät selbst in die 
Untersuchung einbezogen ist, sondern 
der Zusammenhang zum EDV-System 
hergestellt ist und damit der gesamte 
Arbeitsablauf, wie z.B. das Tempo 
oder der Aufbau der Bildschirmdia­
loge, in die Untersuchung einbezogen 
ist.

Ausgangspunkt ist eine Darstellung 
der rechtlichen Möglichkeiten der Be­
triebsräte bei der Gestaltung von 
Bildschirmarbeitsplätzen. Die ge­
sundheitlichen Auswirkungen werden 
im Einzelnen untersucht. Vorgestellt 
werden Ergebnisse zur Beanspruchung 
der Augen, des Stütz- und Bewegungs­
apparates, Beanspruchung der Psy­
che, Unter- und Überforderungen, 
Mehrfachbelastungen und Langzeit­
folgen. Darauf auf bauend wird von der 
Verfasserinein Regelwerk zur Verän­
derung und Weiterentwicklung be­
stehender DIN-Normen, Regeln der 
Sicherheitstechnik und gesetzlicher 
Verordnungen entwickelt. Mit einer 
Prüfliste für Arbeitsplatzbegehungen 
soll Betriebsräten abschließend ein 
Planungsinstrument zum Arbeits­
schutz bei Bildschirmarbeitsplätzen 
in die Hand gegeben werden.

Dem Anspruch der Studie, einen 
Beitrag zur "Erarbeitung und Erpro­
bung verbesserter gewerkschaftlicher 
Strategien in der Betriebspolitik, in 
der Tarifpolitik und Gesellschafts­
politik" zu leisten, wird sie damit aber 
nur sehr begrenzt gerecht. (Annegret 
Köchling, Bildschirmarbeit — Ge­
sundheitsregeln und Gesundheits­
schutz, Reihe Hans-Böckler-Stiftung 
Wissenschaft im Arbeitnehmerinter-
esse Bd. 3, Bund-Verlag, 24,00 DM Vergleichbare Tätigkeiten, z.B. nach gleichlanger Ausbildung, sollen zukünftig 
— ull) in einer Entgeltgruppe zusammengefaßt werden.

Entgelttarifvertrag Chemie

Können die Chemiekapitalisten Lohnsenkung 
und stärkere Differenzierung durchsetzen?

Seit nunmehr fünf Jahren verhandelt 
die IG Chemie-Papier-Keramik mit 
dem Bundesarbeitgeberverband Che­
mie (BAVC) über die Einführung eines 
bundesweit geltenden Entgeltrahmen­
tarifvertrags für die chemische Indu­
strie. Der Entgelttarifvertrag soll die 
bisher in getrennten Lohn- und Ge­
haltstarifverträgen geltenden Krite­
rien einer getrennten Bewertung und 
Eingruppierung von Arbeitern und An­
gestellten aufheben. Gegenwärtig 
gibt es z.B. in Niedersachsen vier 
Lohngruppen, je acht kaufmännische 
und technische Gehaltsgruppen sowie 
fünf Meistergruppen, insgesamt also 
25 verschiedene Lohn- und Gehalts­
gruppen. Diese sollen nach dem Ver­
handlungsvorschlag der IG Chemie in 
zwölf Entgeltgruppen zusammenge­
faßt werden nach einem summari­
schen Bewertungssystem (siehe Ka­
sten). Die Chemiekapitalisten ver­
fechten inzwischen einen Tarifver­
tragsentwurf mit 13 Entgeltgruppen. 
Zunächst hatten sie 20 Gruppen vor­
geschlagen. Die nächste Verhandlung 
wird am 9. Januar stattfinden, also 
nach Redaktionsschluß.

Neben der "Durchsetzung eines ta­
rifrechtlich einheitlichen Arbeit­
nehmerbegriffs" geht es der IG Che­
mie insbesondere darum, daß Arbeiten 
mit gleichwertiger Berufsausbildung 
oder gleichartiger Tätigkeit gleich 
entlohnt werden. Dies ist gegenwärtig 
bei Facharbeitern/Handwerkern mit 
dreijähriger Ausbildung einerseits und 
Kaufleuten oder Technikern mit drei­
jähriger Ausbildung andererseits 
überhaupt nicht der Fall. Dieser "Ver­
zahnungsbereich" ist das Kernstück 
des Entgelttarifvertrags. Er steht ge­

genwärtig zur Debatte. Dabei handelt 
es sich um tarifliche Einkommensun­
terschiede von zwischen ca. 600 und 
über 1000 DM, die allerdings über das 
Zulagenwesen beim effektiven Brut­
tolohn oft geringer sind.

Auch die Chemiekapitalisten sind 
mit den gegenwärtigen Lohn- und Ge­
haltsgruppen nicht zufrieden. Wäh­
rend sie bei der Arbeitszeit schon 
weitgehende Flexibilisierungen, wie 
beispielsweise Schichtarbeit rund um 
die Uhr, erreicht haben, ist ihnen der 
Rahmen der Lohngruppen sowohl 
quantitativ (zwischen vier und sieben 
je nach Bezirk —z.B. in Niedersachsen 
vier Lohngruppen zwischen 11,94 DM 
und 13,71 DM) als auch qualitativ zu 
eng und hinderlich. Bei schneller Ver­
änderung einer flexibel ausgerichte­
ten Produktion sollen immer die ent­
sprechend qualifizierten, möglichst 
"angemessen" niedrig bezahlten Ar­
beitskräfte an der jeweils entspre­
chenden Stelle im Produktionsablauf 
eingesetzt werden. Die traditionellen 
Prämienformen reichen dafür nicht 
aus; sie sind nicht mehr in der Lage, 
den für eine optimale Kapitalverwer­
tung notwendigen Arbeitskräftebe­
darf zu sichern, da die in ihnen enthal­
tenen Größen nicht in ausreichendem 
Maß den Arbeits- und Qualitätsanfor­
derungen zuzuordnen sind. Hohes Maß 
an Unübersichtlichkeit und entspre­
chende Schwierigkeit in der Personal- 
und Personalkostenplanung sind 
zwangsläufige Folgen. Stärkere Dif­
ferenzierung und Flexibilisierung sind 
Ziele der Chemiekapitalisten.

Die IG Chemie schreibt in der "ge- 
werkschaftspost" vom Dezember 1985 
zu den Verhandlungen am 12.11.85:
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"Es gab weitere Annäherungen in der 
Definition und Beschreibung und der 
Einordnung der bisherigen Lohn- und 
Gehaltsgruppen in die neu zu schaf­
fenden Entgeltgruppen." Eine solch 
positive Wertung überrascht (sie 
scheint der Feder des IG-Chemie- 
Tarifexperten Mettke entsprungen, 
der den Entgelttarif als sein "Lebens­
werk" betrachtet), denn die Chemie­
kapitalisten scheinen sich einen mög­
lichen Kompromiß wie folgt vorzu­
stellen:

1. Die Facharbeiter sollen nur 
einen Teil der geforderten Erhöhung 
des Tariflohns (zumeist Absicherung 
der höheren Effektivlöhne) bekom­
men. Bei den Facharbeitern findet zu­
dem ein starker Differenzierungs­
prozeß statt. "Zwischengruppen" und 
"Berufsanfängergruppen" als Auf­
splitterung des Entgelts für Fachar­
beiter (E 5) lehnte die IG Chemie bis­
her ab. Hier sind Zugeständnisse im 
Gespräch. Die höchste für Facharbei­
ter zu erreichende Entgeltgruppe (E 
7) soll nach Vorstellungen des BAVC 
neben Laboranten nur für Meß- und 
Regeltechniker und bei dreijähriger 
Berufsausbildung plus am Arbeits­
platz benötigter Fremdsprache (also 
Facharbeiter/Handwerker ausge­
schlossen) zu erreichen sein.

2. Entsprechend sollen Ange­
stellte in den Gruppen K3, T3, K4, 
T4 (bei z.B. acht Gehaltsgruppen wie 
in Nds.) eine Gehaltssenkung kassie­
ren, da sich Facharbeiter/Handwerker 
und Kaufleute/Techniker mit drei­
jähriger Ausbildung nach Vorstellung 
der Chemiekapitalisten sozusagen auf 
der Mitte der bisherigen tariflichen 
Differenz treffen sollen. Neueinstel­
lungen würden diese Gehaltssenkung 
sofort spüren, die bisher in K3/T3/ 
K4/T4 Eingruppierten nach einer sog. 
Besitzstandswahrung und Anrechnung 
auf die Tariferhöhung der nächsten 
Jahre erst etwas später. In diesem Be­
reich würde es sich um Gehaltssen­
kungen von ca. 300 bis 500 DM han­
deln.

3. Die unteren Lohn- und 
Gehaltsgruppen sollen im Rah­
men des Entgelttarifs nicht erhöht 
werden, sondern stagnieren. Durch 
Anhebung der Facharbeiterlöhne wür­
de die Spanne der unteren Löhne und 
Gehälter zum "Ecklohn", die die IG 
Chemie in den siebziger Jahren durch 
Beseitigung der "Leichtlohngruppen" 
verringern konnte, wiederum erheb­
lich steigen. Außerdem wollen die 
Chemiekapitalisten im Bereich der 
"Angelernten" und "Ungelernten" 
stärker differenzieren. Hier bestehen 
gegenwärtig in Niedersachsen drei 
Lohngruppen, in anderen Tarifbezir­
ken vier. Nach dem Vorschlag des 
BAVC sollen es in Zukunft fünf (!) Ent­
geltgruppen unterhalb des Facharbei­
ters mit dreijähriger Ausbildung sein.

Zeigen schon die drei aufgeführten 
Punkte, daß sich die IG Chemie für das 
Linsengericht eines "tarif rechtlich 

einheitlichen Arbeitnehmerbegriffs" 
und höheren tariflich abgesicherten 
Facharbeiterlöhnen keinesfalls auf 
einen Tarifkompromiß mit obigen 
Verschlechterungen einlassen darf, so 
kommt noch folgendes hinzu;

Es ist inzwischen zu erwarten, daß 
ein möglicher Abschluß des Entgelt­
tarifs im Rahmen eines "Pakets" zu 
einer wesentlich niedrigeren Tarif­
lohnerhöhung im Sommer 1986 führen 
würde, als es die Lebensumstände der 
meisten Chemiebeschäftigten erfor­
dern und es die Rekordgewinne und die 
wirtschaftliche Situation der Chemie­
konzerne realistisch und auch durch­
setzbar erscheinen lassen. Dann hät­
ten insbesondere die unteren Einkom­
mensgruppen "für den Entgelttarif" 
eine weitere Reallohnsenkung kas­
siert.

Wir wollen es an dieser Stelle, nicht 
versäumen, noch einmal auf die Äuße­

Eingruppierungsmerkmale: 
analytisch oder summarisch? 

Bei der Einführung neuer Lohngrup­
pen (Entgeltgruppen) ist eine ent­
scheidende Frage, nach welchen 
Merkmalen eingruppiert wird. Das 
Kriterium in den zuletzt abgeschlos­
senen Tarifverträgen ist die "Analy­
tische Arbeitsplatzbewertung". Dies 
gilt für den ersten Entgelttarifver­
trag im Bereich der IG CPK bei der 
ESSO AG in Hamburg von 1975 eben­
so wie für das Hoechster Monats­
lohnsystem von 1974.

Grundlage bildete der 1967 abge­
schlossene Lohnrahmentarifvertrag 
I in Baden-Württemberg, der jetzt 
erneut zur Verhandlung ansteht. 
Grundgedanke dabei ist es, die 
Entlohnung an den Anforderungen 
und Belastungen der Arbeit auszu­
richten, den Arbeitsplatz in seine 
einzelnen Abläufe angeblich wissen­
schaftlich zu zerlegen, die 'analy­
tisch’ festgelegten Arbeitswert­
gruppen nach Können, Belastung, 
Verantwortung, Umgebungseinflüs­
sen unterschiedlich hoch zu gewich­
ten, wobei z.B. 'Verantwortung’ 
hoch, 'schwere Arbeit’ und 'Dreck' 
niedrig eingestuft sind. Fällt nun 
durch Rationalisierung oder 
Automatisierung ein Merkmal weg, 
weil beispielsweise ein Aufzug oder 
ein Rechner eingesetzt wird (sub­
jektiv gesehen die Arbeit vielleicht 
nerviger macht), hat dadurch der 
Arbeitsplatz weniger Arbeitswerte 
und wird folglich geringer einge­
stuft.

Diese Tatsache hat selbst den IG- 
Metall-Funktionär Steinkühler zu 
kritischen Überlegungen gegenüber 
seinem "Jahrhundertergebnis Lohn­
rahmen I" bewegt. Auch bei Arbeits­
wissenschaftlern ist inzwischen an­
erkannt, daß weder Höhe der Anfor­
derungen noch Belastungen oder 

rung des "Tarifexperten" Mettke vom 
Juli 1985 hinzuweisen, wo er in einem 
Streitgespräch mit FDP-Haussmann 
seine Bereitschaft erklärt hatte, 
einem niedrigen Sondertarif für Ar­
beitslose zuzustimmen, wenn diese 
nach einer bestimmten Frist auf nor­
male Lohngruppen angehoben würden. 
Mettke steht gegenüber unteren Ge­
werkschaftsebenen zu dieser Äuße­
rung, was auf eine Basis im Hauptvor­
stand schließen läßt. Jüngst hat 
Kirchner vom Bundesarbeitgeberver­
band Gesamtmetall diesen Vorschlag 
aufgegriffen. Ein solcher Niedrigtarif 
bleibt weiter im Gespräch und erfor­
dert Wachsamkeit. Beschlußfassungen 
für kräftige Lohnerhöhungen in 1986 
könnten da vielleicht vorbeugen.
Quellen: Diverse Materialien der IG 
CPK; Nachrichtenheft des BWK "Che­
mische Industrie und andere" Woche 
42 und 46/85; — (mio, edr)

Verantwortung wissenschaftlich 
exakt gemessen werden können. Da­
mit dürfte auch ihr Versuch geschei­
tert sein, die Arbeit des Menschen 
"als Naturwissenschaft" zu betrei­
ben mit dem Ziel, die Ergebnisse der 
Lohneingruppierung unangreifbar zu 
machen.

Die Erfahrungen mit der Analyti­
schen Arbeitsplatzbewertung haben 
bei der Diskussion in der IG CPK um 
einen Entgeltrahmentarifvertrag 
dazu geführt, sich für das summari­
sche System auszusprechen (Be­
schluß auf dem Gewerkschaftstag 
1984). Danach sollen für die Eingrup­
pierung bei Arbeitern ebenso wie bei 
Angestellten die Merkmale 'auszu­
übende Tätigkeit, erforderliche 
Qualifikation, Berufserfahrung, psy­
chische und physische Belastung' 
summiert werden. Der gewerk­
schaftliche Vorschlag für die Ent­
geltgruppe 7 sieht z.B. folgenderma­
ßen aus:

"Arbeitnehmer, die Tätigkeiten 
verrichten, für die eine über Ent­
geltgruppe 5 hinaus zusätzliche Be­
rufserfahrung von drei Jahren not­
wendig ist, oder Arbeitnehmer, die 
über die Entgeltgruppe 5 (dreijährige 
Berufsausbildung) Spezialkenntnisse 
erworben haben, oder Arbeitnehmer 
ohne eine entsprechende fachge­
rechte Berufsausbildung, die auf­
grund mehrjähriger Erfahrung eine 
vergleichbare Tätigkeit ausüben."

Weil sich die Bezahlung bei einem 
solchen Vorschlag auch an Kenntnis­
sen und angeeigneter Erfahrung des 
Arbeiters orientieren würde, könn­
ten z.B. bei Arbeitsplatzveränderun­
gen Abstufungen im Lohn zumindest 
auf direktem Wege nicht vorgenom­
men werden. Die Entgeltgruppen 
würden durchlässiger nach oben. 
Höhere Entgeltgruppen wären auch 
ohne abgeschlossene Berufsausbil­
dung zu erreichen.
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Skin-Heads ermorden 
türkischen Arbeiter

Hamburg. Mehr als 20 Skin-Heads 
haben am 21.12. einen türkischen Ar­
beiter gejagt, vor ein Auto getrieben 
und anschließend so brutal zusammen­
geschlagen, daß er einige Tage später 
im Krankenhaus starb. Auch nach die­
sem zweiten von Skin-Heads begange­
nen Ausländermord in Hamburg be­
streiten die bürgerlichen Parteien 
unisono den rassistischen, ausländer­
feindlichen Charakter dieser Organi­
sation, deren Mitglieder in Hamburg 
teilweise mit der neofaschistischen 
FAP (Freiheitliche deutsche Arbei­
terpartei und Nachfolgeorganisation 
der verbotenen ANS/NA) identisch 
sind. Speziell diese Skin-Head-Gruppe 
terrorisiert seit mehreren Jahren aus­
ländische Jugendliche in Wandsbek 
und Billstedt. Verschiedene türkische 
Vereine und Organisationen in Ham­
burg verweisen in einer gemeinsamen 
Erklärung darauf, daß dieser Mord das 
Ergebnis der staatlicherseits betrie­
benen Ausländerpolitik ist, verlangen 
u.a. von den Gewerkschaften ein ent­
schiedenes Vorgehen gegen Rassismus 
und rufen zusammen mit dem 
Deutsch-Ausländischen Aktionsbünd­
nis (DAAB) zu einer Demonstration 
am 11.1. auf. — (mek)

Aktionen für Boykott 
südafrikanischer Waren

Frankfurt. Bereits am 5.11.85 hatte 
der Vorstand der HBV-Bezirksverwal- 
tung Frankfurt an die Lebensmittel­
handelsketten SCHADE, REWE und 
coop die Aufforderung gerichtet, den 
Verkauf südafrikanischer Waren ein- 
zusteflen. Die betreffenden Ge­
schäftsführungen lehnten vor allem 
mit dem Hinweis auf Verbraucher­
wünsche ab; die Kunden wünschen 
eben südafrikanisches Frischobst im 
Winter. An diesem Argument anset­
zend begann die Evangelische Frauen­
arbeit mit Unterschriftensammlungen 
vor den Filialen von coop und SCHA­
DE. Vor und in den Geschäften wurden 
Kunden auf die Verhältnisse in Süd­
afrika angesprochen. Die Kunden rea­
gierten aufgeschlossen, und viele er­
klärten durch Unterschrift ihre Be­
reitschaft, auf südafrikanische Waren 
zu verzichten. Der Schwerpunkt des 
angestrebten Boykotts liegt auf 
Frischwaren, da Konserven in der EG 
nicht mehr nach Herkunftsländern 
ausgezeichnet werden müssen. Die 
Aktionen sollen mit einer "Boykott­
woche" Ende April einen Höhepunkt 
erreichen. Bis zum iö.Juni (10. Jah­
restag des Schüleraufstandes von So­
weto) werden Unterschriften gesam­
melt und dann den Geschäftsleitungen 
der Handelsketten übergeben. Die 
Frankfurter Aktionseinheit gegen 
Apartheid unterstützt die Aktionen 
mit einem Materialblatt, in dem aus­
führlich auf Anti-Boykottargumente 
eingegangen wird. — (thz)

Aichach. Rund 4000 Leute aus dem Landkreis Aichach-Friedberg demon­
strierten vor dem Sitz der Regierung von Schwaben in Augsburg gegen die CSU 
und den Müllunternehmer Männert. Die Transparente: "Hat Männert die Regie­
rung von Schwaben gekauft?", "Männert im Land ersetzt die würgende Hand", 
"Freies Gift für freie Bürger", "Jedem Politiker eine Villa am Müllberg". — (dil)

Einigung gegen Kandidatur 
von Faschisten wächst

Kiel. In Kiel haben sich gegen eine 
mögliche Kandidatur der "Kieler Liste 
für Ausländerbegrenzung" oder ande­
rer Faschisten zu den Kommunalwah­
len zwei Aktionsbündnisse gebildet: 
die Initiative "Inländer — Ausländer", 
in der Teile der SPD, die GRÜNEN, 
die DKP und ihr nahestehende Kräfte 
und die Volksfront Zusammenarbei­
ten, sowie die antifaschistische Ak­
tionseinheit aus Arbeitskreis Asche- 
Prozeß, Autonomer Gruppe, BWK, 
FAU/R, ID Nord, KB, KPD und Volks­
front. Einigkeit besteht bei beiden 
Aktionseinheiten in den Forderungen, 
eine Kandidatur von Faschisten zu 
verhindern und faschistische Organi­
sationen aufzulösen. Die Initiativen 
"Inländer — Ausländer" planen eine 
Veranstaltung "KLA ins Rathaus? - 
Wir sagen Nein!" mit Schwerpunkten 
"Rassismus in Deutschland — histo­
rische Erfahrungen" und "Juristische 
Möglichkeiten gegen KLA und Neo­
nazis", die antifaschistische Aktions­
einheit ruft zu einer Demonstration 
am 30. Januar auf. — (hap)

Totalverweigerer Christoph 
Rosenthal erneut verurteilt

Elmshorn. Christoph Rosenthal, To­
talverweigerer und Mitbegründer der 
"Initiative gegen die Wehrpflicht", ist 
vom Landgericht Itzehoe zu einer Ge­
samtstrafe von neun Monaten auf Be­
währung wegen Fahnenflucht und 
fortgesetzter Gehorsamsverweige­
rung verurteilt worden. R. weigerte 
sich, der Einberufung in die BW Folge 
zu leisten und stellte sich dann im 
Rahmen einer Demonstration. In der 
Kaserne verweigerte er wochenlang 
den Gehorsam. Es folgte zunächst ei­
ne Verurteilung wegen Fahnenflucht 
zu acht Monaten. Kurz darauf wurde 
R. wegen "ernsthafter Gefährdung der 
militärischen Ordnung" aus der BW 

entlassen. In einem weiteren Verfah­
ren wegen Gehorsamsverweigerung 
wurde er zu 12 Monate auf Bewährung 
verurteilt. Das Landgericht senkte die 
Strafe auf neun Monate R. will Revi­
sion einlegen, weil er eine Doppelbe­
strafung wegen ein und derselben Ge­
wissensentscheidung nicht hinnehmen 
will. — (thb)

Bauplatzbesetzung in 
Wackersdorf

Regensburg. Die Besetzung des 
WAA-Bauplatzes in Wackersdorf ab 
dem 14.12. dauert knapp 2 Tage, dann 
räumt die Polizei, nimmt 170 fest 
(Nötigung, Widerstand, Körperverlet­
zung) und macht bei 869 Personalien­
feststellung und erkennungsdienstli­
che Behandlung. Die GRÜNEN kündi­
gen Anzeige an gegen den Einsatzlei­
ter der Polizei wegen Körperverlet­
zung im Amt. Innenminister Hiller- 
meier veranlaßt disziplinarrechtliche 
Maßnahmen gegen den SPD-Landrat 
Schuirer wegen "grob verunglimpfen­
den Vorwürfen" gegen die bayerische 
Regierung in seiner Kundgebungsrede. 
Auf dem Bauplatz werden Baufahr­
zeuge blockiert, Baumstämme verna­
gelt (erschwert das Fällen) und Reifen 
von Polizeiautos beschädigt. Am 21. 
12. vorläufige Einstellung der Rodung. 
Besetzer errichten ein neues Hütten­
dorf. Vom 24.12. bis zum 1.1. sind zwi­
schen 3000 und 5000 Menschen auf 
dem Platz. Bis zum 2.1. sind 1037 Per­
sonen vorübergehend festgenommen 
worden. Am 4.1. demonstrieren Platz­
besetzer in einem Autokonvoi zu dem 
Amberger Gefängnis um die Freilas­
sung von zwei Verhafteten zu errei­
chen. Einige von Ihnen besteigen da­
bei die Mauer des Gefängnishofes. Die 
Polizei nimmt am Gefängnis und beim 
Abmarsch der Demonstration mehr 
als 100 fest wegen "versuchter Gefan­
genenbefreiung". Für den 7.1. hat die 
DWK die Fortsetzung der Rodungsar­
beiten angekündigt. — (uth)
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Niedersachsen

Rassismus und Revanchismus
Propagandaschwerpunkte der FAP 1985

Braunschweig. Zur Verhinderung 
der Zunahme von Terroraktionen der 
faschistischen Freiheitlichen Deut­
schen Arbeiterpartei im Hinblick auf 
die nds. Landtags- und Kommunal­
wahlen 1986 und ihrer Äußerungen 
über Funk und Fernsehen, stellten die 
Grünen im Dezember im nds. Landtag 
den Antrag, die “Voraussetzungen für 
ein Verbot der FAP mit dem Ziel zu 
prüfen, eine Entscheidung des Bundes­
rates herbeizuführen, beim Bundes­
verfassungsgericht einen Antrag auf 
Entscheidung zu stellen, ob die FAP 
verfassungswidrig ist“. Heraus kam 
eine einstimmige Überweisung des 
Antrags an den zuständigen Ausschuß 
und eine Debatte, die der CDU Gele­
genheit gab zu verkünden, der “Links­
extremismus“ sei in Verbotsüberle­
gungen einzubeziehen, zumal der

WIR FORDERN: 
Abzug aller 

fremden 
Soldaten mit 

ihren 
Waffenarsenalen 

aus den 
deutschen 

Teilstaaten
VIERZIG JAHRE 

DANACH!
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FAP-Propaganda anläßlich des “Schlesiertreffens" in Hannover im Juni 1985.

Neofaschismus “immer noch das klei­
nere Übel“ sei. Es wurde nicht über 
Rassismus, Volksgemeinschaft und 
großdeutsche Kriegstreiberei debat­
tiert, obwohl gerade das die ideologi­
schen und propagandistischen Schwer­
punkte faschistischer Organisationen 
wieder FAP sind. Die Tätigkeiten der 
FAP in Nds., seit der Mitgliedschaft 
Kühnensund anderer ehemalige ANS/ 
NA-Anhänger, geben ausreichend An­
laß zu solcher Auseinandersetzung.

Die FAP nutzte alle möglichen Ge­
legenheiten zur Propagierung revan­
chistischer Großdeutschlandpläne. 
Besondere Vorbereitung ließen auch 
diese Faschisten dem “Schlesiertref­
fen“ angedeihen. Flugblatt- und Pla­
kataktionen rund um Hannover “gegen 
den Verzicht auf das deutsche Schle­
sien“; mit Transparenten und Parolen 
“Rot Front verrecke“ und “Auf Kohl 

können wir verzichten — auf Schlesien 
nie", versuchten sie Kohls Rede auf 
dem “Schlesiertreffen" zu stören. Re­
aktionen des Publikums: "Gut wenn 
die Jungs Druck machen" bis "raus­
schmeißen" (TAZ). Veranstaltet wur­
de die Propagandaaktion von der mit 
der FAP verbundenen "Volkstreuen 
Außerparlamentarischen Opposition 
(VAPO)“-Norddeutschland (Sitz Han­
nover). Zum Anlaß für Flugblattakti­
onen vor allem bei Veranstaltungen 
von "Vertriebenenverbänden" nahm 
die FAP auch den 8.Mai: "Kapitulation 
feiern — nein danke ... 40 Jahre Ver­
treibung und Landraub ... Teilung und 
Zerstückelung ... Besatzung und 
Fremdherrschaft“. Eigene paramili­
tärische Aufzüge zu “Heldengedenk­
stätten“ wie in Hannover-Herrenhau­
sen verschafften ihnen zusätzliche

FREIHEITLICHE DEUTSCHE ARBEITERPARTEI (FAP)

Öffentlichkeit.
Rassismus propagiert die FAP- 

Frauenorganisation “Deutsche Frau­
enfront (DDF)“ durch die “Reinhal­
tung des deutschen Blutes — gegen 
Ehen mit Ausländern“. Zur Gründung 
der Ortsgruppe Hannover im April 85 
verteilte sie in der Innenstadt Flug­
blätter gegen “die Verseuchung von 
Kindern durch Umweltschmutz und 
Mischehen“. “Ausländer raus — unsere 
Jugend ist arbeitslos“, “Deutsche Ar­
beitsplätze für deutsche Arbeitneh­
mer“ (Bundestags wahlkampf parole 
der NPD 1976) und “Ausländer raus 
aus deutschen Schulen“ sind rassisti­
sche Parolen der FAP. Sie werden in 
Form von Aufklebern und Plakaten 
schwerpunktmäßig in den “Gauen“ 
verteilt. Ausgehend von Osnabrück, 
dem ersten “Gau“ oder “Kreisverband“ 
in Niedersachsen und dem seit No­

vember 1984 bestehenden FAP-Lan- 
desverband Niedersachsen in Hanno­
ver, deren erster Gründungsversuch 
im Juli 84 von einer breiten antifa­
schistischen Aktionseinheit verhin­
dert werden konnte, wurden bisher 
weitere “Gaue" in Uelzen, Göttingen, 
Hameln-Pyrmont, Ostfriesland und 
Wolfsburg gegründet.

Intensiviert wurde die Zusammen­
arbeit vor allem mit der paramilitäri­
schen "Wiking Jugend", deren Beste­
hen laut Kühnen einen FAP-Jugend- 
verband ersetzt. Gemeinsam treten 
sie als Schutztruppe bei faschisti­
schen Veranstaltungen oder als Stoß­
trupp gegen “alles was links ist“ auf. 
Zuletzt traten sie zur von Antifa­
schisten verhinderten "Heldenehrung" 
der SS-HIAG am “Volkstrauertag" in 
Essel in Aktion. Die FAP stellt sich 
bewußt in die Tradition der SA. Dem­
entsprechend führt sie paramilitäri­
sche Terroraktionen gegen Linke und 
Ausländer durch. Ohne inhaltliche 
Auseinandersetzung mit den ideologi­
schen und propagandistischen Schwer­
punkten der FAP werden solche Ak­
tionen fälschlicherweise zur alleini­
gen Begründung von Verbotsforderun­
gen. Dabei geraten Faschisten wie die 
NPD als scheinbar "gemäßigt" aus 
dem Blickfeld. Eine Möglichkeit, die­
ser Tendenz entgegenzuwirken, bietet 
die Kampagne der nds. Volksfront 
"Verbot jeglicher faschistischer Pro­
paganda und Organisationen“ zu den 
nds. Landtagswahlen 1986. — (jus)

Asylpolitik
Sammellager durch neuen

CDU-Landrat durchgesetzt

Elmshorn. Obwohl vom Pinneber­
ger Kreisausschuß (CDU, SPD, FDP) 
am 10.3.82 ein Beschluß gefaßt wur­
de, sich um “geeignete Objekte“ zu 
bemühen, ist dieser der einzige Kreis 
in Schleswig-Holstein, der die Sam­
mellagerkonzeption des Landes bis 
vor kurzem nicht durchsetzen konnte. 
Nachdem das Kieler Sozialministeri­
um die Standortsuche seit April for­
cierte, konnte der neue Landrat Alwes 
(CDU) jetzt gestützt auf den Kreis­
tagsbeschluß vom 18.9.85 durch eine 
geheime Blitzaktion einen 10-Jah- 
res-Mietvertrag mit dem Hamburger 
Jugendheim in Voßloch abschließen. 
Bei den vorherigen Standortauseinan­
dersetzungen konnten die Gemeinde­
vertreter in Moorege durch eine Nut­
zungsänderung des Wohnheims der 
Nordmarkwerke und in Halstenbek 
durch Druck auf den Anbieter der 
Landarbeiterkaserne, den Baumschul­
kapitalisten Pein, das Sammellager 
verhindern. Allerdings begründet und 
begleitet von ausländerfeindlichen 
und rassistischen Parolen.

Diesmal ist der Anbieter die Hanse­
stadt Hamburg, und im Flächennut-
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zungsplan ist es als Beherbergungsbe­
trieb ausgewiesen. Wichtig für das Zu­
schlägen des Landrats war aber auch 
der Kreistagsbeschluß vom 18.9. Die 
CDU stimmte mit ihrer absoluten 
Mehrheit den Antrag der SPD, kein 
Sammellager im Kreis zu errichten, 
nieder. Dabei verwies sie auf das sozi­
al-liberale Asylverfahrensgesetz, und 
die SPD lieferte auch noch Argumen­
tationshilfe. Den Einwand der SPD, in 
einer Massenunterkunft entwickelten 
die Asylbewerber kein Eigentumsden­
ken gegenüber ihrem Wohnobjekt, er­
gänzte die CDU — dies sei auch nicht 
notwendig, da durch das beschleunigte 
Verfahren 90% sowieso wieder zu­
rückgeschickt werden. Demagogisch 
auch der Vergleich der FDP, die die 
isolierte Lage des Lagers als dezen­
trale Unterbringung verteidigte. Är­
gerlich für die Kreisreaktion ist aber 
diesmal, daß die Gemeinde gegen das 
Sammellager protestiert, weil in das 
für 25 Jugendliche eingerichtete Haus 
60 Asylsuchende rein sollen.

Es hat sich jetzt in Elmshorn ein Ar­
beitskreis gebildet, in den die DIDF, 
FIDF, Volksfront, das Ausländerpro­
jekt und die WGE zusammen die rassi­
stische Ausländerpolitik angreifen. 
Durch Unterstützung der Argumente, 
die im Interesse der Asylbewerber von 
der Gemeinde vorgebracht werden, 
sollen weitere Forderungen zur Ver­
besserung der Lage der Asylbewerber 
in die Auseinandersetzung gebracht 
werden. — (arr)

Wahlen Schleswig-Holstein
CDU/FDP wollen Beseitigung 

staatlicher Versorgung

Kiel. CDU und FDP haben für die 
Kommunalwahlen in Schleswig-Hol­
stein am 2.3.1986 ihre Programme 
veröffentlicht. Brutal und offen sagen 
sie darin, wofür sie in den Wahlen ein 
Mandat erhalten wollen. Sie verlangen 
offensiv, daß Ansprüche an die staat­
liche und vor allem kommunale Ver­
sorgung zusammengestrichen oder 
ganz beseitigt werden. Die FDP will, 
"öffentliche Dienstleistungen, wo im­
mer möglich und sinnvoll, von priva­
ten Unternehmen durchführen las-' 
sen". Als wichtiges Beispiel erwähnt 
sie, daß Krankenhauspflegesätze und 
Krankenhausfinanzierung so gestaltet 
werden sollen, daß private Häuser da­
mit konkurrieren können. Sie fordert, 
daß private Krankenhäuser staatlich 
finanziert werden.

Statt Behandlung in Krankenhäu­
sern, statt würdige Unterbringung in 
Altenheimen, statt Bereitstellung von 
Kinderkrippen und Kindergärten sol­
len die Leute "in die Lage versetzt 
werden, sich nach Kräften selbst zu 
helfen." Dafür will die CDU das "Sozi­
ale Bürgerprogramm" ausbauen. Mit 
diesem Programm hat die Landesre­

gierung schon jetzt einen großen Teil 
der Versorgung, der Pflege, Unter­
bringung, Betreuung und Beratung auf 
die ambulante Ebene abgeschoben.
1986 wird es um drei Millionen DM auf 
acht Millionen DM angehoben und soll
1987 auf zwölf Millionen DM aufge­
stockt werden. 1986 ist allein der 
Posten der Gemeindekrankenpflege, 
Hauspflege und Sozialstationen um ei­
ne Million DM angehoben worden. Ar­
beiten sollen so auf kostenloser Basis 
geleistet werden. "Hilfen durch Ange­
hörige, Nachbarn und freie Träger ha­
ben Vorrang vor staatlichen Maßnah­
men", steht dazu im CDU-Programm. 
Ziel ist die Umwandlung von An­
sprüchen der Lohnabhängigen auf 
kommunale Versorgung in private 
Armenfürsorge.

Die so eingesparten Mittel wollen 
CDU und FDP dafür nutzen, "ein wirt­
schaftsfreundliches Klima in unseren 
Gemeinden" herzustellen. Sie ver­
sprechen, erschlossene Industriege­
biete "unter zumutbaren Ansiedlungs­
bedingungen anzubieten" (CDU). Die 
FDP bietet an, "die wettbewerbsver­
zerrende und .wirtschaftsfeindliche 
Gewerbesteuer — schrittweise zu 
verringern und letztlich durch eine 
gerechte Besteuerung zu ersetzen".

Wieso sind CDU und FDP trotz die­
ser Zumutungen für die Lohnabhängi­
gen in ihren Wahlaussagen relativ 
sicher, daß diese durch die Wahl be­
stätigt werden? Sie setzen auf die 
Stärkung des Eigentumsgedankens. 
Beide Parteien legen großen Wert da­
rauf, "Existenzgründungen" zu er­
leichtern und durch "Mittelstandsför­
derungsprogramme" die Bindung die­
ser Schichten an das Eigentum zu 
festigen. An Stelle von sozialem Woh­
nungsbau will die CDU durch Förde­
rung kostengünstiger Einfamilienhäu­
ser "in Selbsthilfe" Beziehern niedri­
ger Einkommen den Weg zum Eigen­
tum eröffnen .

Vor allem die CDU propagiert "Si­
cherheit" und "Heimat". Sie will sich 
auf die Mobilisierung von Bundes­
wehr, Polizei, Freiwillige Feuerwehr 
und den zahlreichen Heimatvereinen 
stützen. — (kaq, clm)

Neonazi s
Milde Urteile für
NPD-Mi tglieder

Bielefeld. Nach siebentägiger Ge­
richtsverhandlung wurden am 19.12. 
die beiden Neonazis Schönborn und 
Schubert durch das Bielefelder 
Landgericht zu 60 bzw. 40 Tages­
sätzen verurteilt. Das Urteil aus 
der ersten Instanz wurde damit be­
stätigt. Das Gericht lehnte es aus­
drücklich ab, die Bewährung gegen 
Schubert aus einem anderen Verfah­
ren aufzuheben. Beide hatten ein

VVN-Mitglied brutal zusammenge­
schlagen, als es eine Versammlung 
der Jungen Nationaldemokraten in 
Gütersloh beobachten wollte. Be­
reits ein halbes Jahr vorher hatte 
ihm Schönborn — damals Kreisvor­
sitzender der JN, heute stellvertre­
tender Kreisvorsitzender der NPD — 
angedroht, sein Kopf werde rollen. 
Das VVN-Mitglied hatte nämlich für 
mehrere Monate bei der JN zum 
Schein mitgearbeitet, um Informa­
tionen über deren Treiben zu be­
kommen. Dreh- und Angelpunkt der 
Anklage war die Aussage des VVN- 
Mitgliedes. Ansonsten gab es keine

Hetzpropaganda der JN.

Belastungszeugen. Dagegen standen 
die beeideten Aussagen von mehre­
ren JN-Mitgliedern. Zur Verteidi­
gung der JNler waren die Rechtsan­
wälte Rieger und Wormelstorf ange­
reist. Rieger, der auch den ehema­
ligen ANS-Chef Kühnen verteidigt 
hat, ist ein bekannter Rassist und 
Revanchist. Er ist stellvertretender 
Vorsitzender der "Aktion Oder-Nei­
ße" sowie Vorsitzender der "Gesell­
schaft für biologische Antropolo- 
gie", die vor allem den Rassismus 
propagiert. In seiner Verteidigung 
versuchte er — gestützt auf die 
Aussagen der JNler — die Anklage 
des VVN-Mitgliedes als frei erfun­
den darzustellen. Es ginge dem 
VVN-Mitglied als fanatischem Kom­
munisten darum, so auch der Ange­
klagte Schönborn, eine "Hetzkam­
pagne gegen mich und die JN in 
Gang zu setzen, um mich wirt­
schaftlich zu ruinieren". Das Ge­
richt und auch der Staatsanwalt 
zeigten durchaus hier und da Ver­
ständnis für die Faschisten, indem 
sie ihnen bei dem Angriff auf das 
VVN-Mitglied die Absicht unter­
stellten, sich gegen eine linke Über­
macht wehren zu wollen. Da die 
"Übermacht" so offensichtlich nur 
aus einer Person bestand, mußte das 
Gericht wohl oder übel die Urteile 
bestätigen, — (roh).
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Hamburg

Alleinerziehende Frauen: Ein Leben 
in Armut und sozialer Isolation

Hamburg. Die "Hamburger Leitstel­
le Gleichstellung der Frau" hat im De­
zember 1985 eine Untersuchung "Al­
leinerziehende Frauen in Hamburg" 
veröffentlicht. Grundlage bildete der 
Mikrozensus 1982, eine Umfrageak­
tion in Hamburg Nord und zahlreiche 
Gruppengespräche.

In Hamburg zieht jede 6. Mutter ein 
oder mehrere Kinder unter 18 Jahre 
allein groß gegenüber jeder 10. im 
Bundesdurchschnitt. Ca. 60% dieser 
Frauen sind geschieden, je 20% ver­
witwet oder ledig.

Drastisches Kennzeichen der Lage 
der alleinerziehenden Frauen ist ihre 
Armut. "Der Betrag, den 81,3% der

als Erwerbseinkommen, Unterhalt, 
Sozialhilfe oder als Kombination die­
ser verschiedenen Einkommensquel­
len), liegt in nächster Nähe zum So­
zialhilfesatz bzw. deckt sich damit" 
(Bericht, S. 3). So haben 37,7% aller 
alleinerziehenden Frauen weniger als 
1200 DM monatlich zur Verfügung. 
Und —entgegen der bürgerlichen Pro­
paganda von der "Ungerechtigkeit" 
beim Unterhaltsgesetz — erhalten nur 
40% aller Alleinerziehenden über­
haupt Unterhalt für sich und/oder ihre 
Kinder, die Leistungen der Unter­
haltsvorschußkasse schon eingerech­
net. Auch durch Lohnarbeit verdient 
die Hälfte aller alleinerziehenden er­
werbstätigen Frauen nicht oder nur 
wenig mehr als ihnen an Sozialleistun­
gen sowieso zustehen würde. Dabei ist 
die Erwerbsquote der alleinerziehen­
den Frauen mit 65,4% extrem hoch 
(Hamburger Durchschnitt bei Frauen 

mit Kindern: 38,5%, Bundesdurch­
schnitt: 33,3%). Ein Großteil der Frau­
en findet auch nach nur kurzfristigem 
Ausscheiden aus dem Beruf nur 
schlechter qualifizierte und schlech­
ter entlohnte Arbeit. Un- und ange­
lernte Frauen haben in Hamburg kaum 
noch Chancen auf einen Ganztagsar­
beitsplatz, sie sind zunehmend in Teil­
zeitarbeit und/oder ungeschützte Ar­
beitsverhältnisse abgedrängt. Der Be­
richt zur Teilzeitarbeit: "Für die gro­
ße Mehrheit der alleinerziehenden 
Frauen ist dies (Teilzeitarbeit, d. 
Red.) allerdings keine Alternative. Sie 
brauchen eine Situation, in der sie die 
Sicherung ihres Lebensunterhaltes 

lastenden, das heißt verläßlichen und 
qualitativ gut gestalteten Kinderbe­
treuung." (Bericht, S. 13)

46,5% alleralleinerziehenden Haus­
halte erhalten Sozialhilfeleistungen, 
24% müssen ausschließlich davon le­
ben. "Ich habe gemerkt, daß dieses 
materiell nicht abgesichert sein un­
heimlich auf das Lebensgefühl 
drückt." "Es ist wirklich traurig, wenn 
einem so vorgerechnet wird, wieviel 
man Essen und Trinken darf." "Ich mag 
nicht mal um ein größeres Kinderbett 
fragen, obwohl die Kleine gar nicht 
mehr ausgestreckt darin liegen kann. 
Ich mag nicht fragen."

Die meisten alleinerziehenden 
Frauen fühlen sich sozial isoliert. 
Nach Lohnarbeit, Kinderbetreuung 
und Haushaltsführung fehlen ihnen 
Zeit und Kraft für andere Interessen. 
Bei den Frauen, die ausschließlich von 
Sozialhilfe leben müssen, isoliert die 

materielle Not noch zusätzlich. "Ich 
hab auch meine Interessen, aber ich 
kann sie mir nicht leisten." Der So­
zialhilfesatz schließt Teilnahme am 
sozialen Leben sowieso aus, erst recht 
einen Kinobesuch, Kurzurlaub oder 
das Bezahlen eines Babysitters, we­
nigstens ab und zu. Gerade einmal im 
Monat kommen die befragten allein­
erziehenden Sozialhilfeempfängerin­
nen durchschnittlich abends aus dem 
Haus.

Im Vergleich der Verteilung der ge­
zahlten Mieten alleinerziehender 
Frauen mit Hamburger Haushalten 
insgesamt haben Alleinerziehende hö­
here Mietbelastungen. Ein hoher Pro­
zentsatz dieser Frauen lebt in Stadt­
randsiedlungen mit wenigen Einkaufs­
möglichkeiten, schlechten Verkehrs­
verbindungen, kaum Kneipen, Kino 
usw.

In Hamburg sind letztes Jahr meh­
rere Babys ausgesetzt worden, zwei 
sind verhungert, weil ihre alleinste­
henden Mütter durchgedreht sind. 
Bürgerliche Psychologen nennen das 
"unerklärlichen Ausfall des Mutterin­
stinkts" und schreien nach dem Aus­
bau der Spitzeltätigkeit des Sozial­
amtes.

Die Leitstellte kommt in ihrem Be­
richt zu dem Schluß: "Alleinerziehen­
de sollten als eine mögliche Form der 
Familie anerkannt werden, die sowohl 
Frauen als auch Kindern Entwick­
lungsmöglichkeiten bietet, die nicht 
besser oder schlechter sind als die, die 
Familien mit beiden Eltern ermögli­
chen." In einem Forderungskatalog 
verlangt die Leitstelle u.a.:
— Erhöhung sowohl der Regelsätze als 
auch der Sonderleistungen nach dem 
Bundessozialhilfegesetz (BSHG);
— Einführung einer Kleidergeldpau­
schale anstelle von Einzelanträgen;
— keine Anrechnung des Kindergeldes 
auf BSHG-Leistungen;
— Erhöhung des Anspruches auf Kin­
derpflegegeld für Alleinerziehende 
auf mindestens 10 Arbeitstage;
— bessere Anpassung der Organisation 
von Schulen und Kindertagesheimen 
an die Bedürfnisse von Alleinerzie­
henden;
— Fortzahlung von Sozialhilfe für Al­
leinerziehende bei Umschulungsmaß­
nahmen etc.

Der Bericht vertritt die Interessen 
alleinerziehender Frauen. Ein "Son­
derforderungsprogramm" erscheint 
aber völlig überflüssig. Soweit das 
Programm, Erleichterungen bei der 
Kinderbetreuung fordert, umfaßt es 
die Interessen aller lohnabhängigen 
Frauen, soweit es um Leistungen nach 
dem BSHG geht, ebenfalls. Eine 
grundsätzliche Verbesserung der ma­
teriellen Lage alleinerziehender 
Frauen ist sowieso nur möglich im 
Rahmen gewerkschaftlicher Kämpfe 
um Anhebung der Frauenlöhne. 
Quellenhinweis: "Alleinerziehende
Frauen in Hamburg", Berichte und Do­
kumente Nr. 737 v. 16.12.85 — (mek)
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"Altes Kaufhaus"
Renditeobjekt 

oder Sozialinvestitionen?

Mannhe im. Mitten im Stadtzen­
trum befindet sich auf dem Quadrat 
N 1 ein Parkplatz, darunter ein Zivil­
schutzbunker mit 1600 Plätzen. Bis 
1943 stand hier das barocke "Alte 
Kaufhaus". Zweimal fanden seither 
Architektenwettbewerbe für eine 
Neubebauung mit entsprechend hoch­
dotierten Preisen statt — bis am 20. 
12.1983 der frischgebackene Oberbür­
germeister Widder (SPD), nachdem 
insgesamt schon 20 Mio. DM auf N 1 
verpulvert waren, den Gemeinderat 
den Abbruch der Planungen für ein 
Stadthaus mit Stadtbücherei beschlie­
ßen ließ, "im Hinblick auf die seit Jah­
ren angespannte Haushaltslage".

Am 16.12.1984 ließ sich Widder 
dann in seiner pogrammatischen Etat­
rede mit dem Versprechen verneh­
men, mit allen Kräften die Vorausset­
zungen dafür zu schaffen, "daß auf 
dem Grundstück N 1 das alte Kaufhaus 
in seiner von den Bomben zerstörten 
Gestalt wieder aufgebaut werden 
wird" als Bauwerk mit "vorwiegend 
kommerziellen Nutzungen", das 
hauptsächlich von privaten Bauherren 
errichtet wird. Mittlerweile hatte 
sich nämlich eine "Bürgeraktion Altes 
Kaufhaus e.V." gegründet, eine ver- 
einstümelnde Pressure-group, in de­
ren Hintergrund bisher nicht öffent­
lich bekannte Investoren vermutet 
werden dürfen.

Als nun im Frühjahr 1985 die Lan­
desregierung ein "Stadtqualitätspro­
gramm" für die Stadtkreise und Ober­
zentren auflegte zur "Steigerung der 
Urbanität und Attraktivität der gro­
ßen Städte, Stärkung ihrer Wirt­
schaftskraft und Stärkung ihrer zen­
tralen Funktion", beschloß der Ge­
meinderat auf Widders Vorschlag die 
Bewerbung um Gelder für N 1 als ge­
mischt Öffentlich/privates Büro/La- 
den-Gebäude. 40 Mio. DM sagte die 
Landesregierung inzwischen zu — mit 
der Auflage, daß die Stadt aus ihren 
"leeren Kassen" mindestens 60 Mio. 
DM selbst dazuinvestiert.

Opposition regt sich: Die Grünen 
haben im Gemeinderat beantragt: 
"Die Maßnahmen werden zu einem 
Großteil auch auf die Stadtteile bzw. 
Außenbezirke erstreckt". Als zentrale 
Maßnahmen fordern die Grünen: 
ÖPNV-Ausbau, Radwegenetz, Moder­
nisierung von Einfachstwohnungen, 
Bürgerhäuser, ein Bodenentsiege- 
lungsprogramm, Lärmschutzmaßnah­
men, Spielplatzsanierungen, Baum­
pflanzungen in der Innenstadt, Ver­
kehrsberuhigte Zonen. Für N 1 fordern 
sie "Anlage eines kleinen Stadtparks 
mit Wasserfläche". Eine von den Grü­
nen initiierte Unterschriftensamm­
lung stellt u.a. fest: "Diese Absicht 
des Gemeinderates widerspricht den

Kommerzielle "Barockkommode" 
(Modellfoto) auf den N i-Platz oder 
einen "Froschteich"?

Absichten des DGB Mannheim, Bau- 
Investitionen jetzt primär in den Um­
weltschutz fließen zu lassen ... In 
einer Situation knapper Finanzen 
müssen wir uns entscheiden, was drin­
gender ist. Der Wunsch einer gutbür­
gerlichen Schicht nach einem Stück 
Vergangenheit oder die Wünsche an­
derer Schichten, die mehr Lebensqua­
lität an ihrem Wohnort fordern. Wir 
fordern den Gemeinderat auf, seinen 
Beschluß zu N 1 zu revidieren und vor­
rangig über Investitionen im Umwelt­
schutz und sozialen Bereich zu ver­
handeln."

Die DKP äußert sich im gleichen 
Sinn; eine Entfaltung der oppositio­
nellen Kräfte scheint an diesem nicht 
unwichtigen Punkt möglich. — (tht)

Chemische Industrie
Conti-Vorstand bereitet

7-Tage-Woche vor

Hannover. Mitte November er­
schienen die hannoverschen Ta­
geszeitungen mit Überschriften wie 
"Conti plant: Sonnabend und Sonntag 
arbeiten", den Arbeitern war davon 
nichts bekannt. Der Vorstand de­
mentierte, es seien nicht die in­
ländischen Werke gemeint, aber 
Nachdenken müsse doch erlaubt sein!

Gegenwärtig wird bei der Con­
tinental AG mit 15500 Beschäftigten 
in drei Schichten an fünf Tagen 
gearbeitet. Im Conti-Konzern mit 
insgesamt 31900 Arbeitern und 
Angestellten wird im Luxemburger 
Werk an sieben Tagen und in dem 
französischen Werk in Saargemünd an 
sechs Tagen gearbeitet. Als ersten 
Erfolg kann der Vorstand bereits 
verzeichnen, daß ab 1. Januar dieses 
Jahres im Werk Uniroyal Aachen die 
Frühschicht auch jeden Samstag 
antreten muß.

Auf den Betriebsversammlungen 
Anfang Dezember hat der Vorstand 
die Ausweitung der Arbeitszeit 
keineswegs im wesentlichen mit 

zusätzlichen Arbeitskräften be­
gründet, sondern: Der Umsatz der 
Conti-AG ist 1985 gegenüber dem 
Vorjahr um 13 Prozent gestiegen (bei 
in etwa gleicher Anzahl von Arbeitern 
und Angestellten). Für 1986 ist eine 
Steigerung von 9 Prozent geplant. Vor 
allem im Bereich der Reifenindustrie 
sind die 'Kapazitäten aber bereits 
jetzt mehr als voll ausgelastet. Der 
Vorstand plane Investitionen von 300 
Mio. DM. Da mehr aus finanziellen 
Gründen nicht möglich sei, müsse 
"ruhende Kapazität" genutzt werden. 
Sonst tut es die Konkurrenz, während 
so Arbeitsplätze sicherer werden.

Durchsetzen will der Vorstand 
vollkontinuierliche Schichten of­
fensichtlich mit Hilfe der Salami- 
Taktik. Erst ausgelöst durch die 
Presse eine breite Debatte, dann 
Abwinken, denn es soll nicht in ganzen 
Werken auf einen Schlag die Ar­
beitszeit ausgedehnt werden. An­
fängen will der Vorstand in den Be­
reichen, wo die größten Engpässe 
existieren, wobei einiges dafür 
spricht, daß diese Engpässe gezielt 
herbeigeführt werden, indem not­
wendige Maschinerie nicht gekauft 
wird. Sicher ist auch, daß nicht gleich 
21 Schichten gearbeitet werden, 
sondern erst 16 oder 17. Gleichzeitig 
wird bereits seit Monaten in vielen 
Bereichen samstags "auf freiwilliger 
Basis" gearbeitet.

Dieser Taktik der Geschäftsleitung 
setzt der Betriebsrat keinen Wider­
stand entgegen, wenn der Gesamt­
betriebsrat an der Einführung der 
Samstagsarbeit in Aachen ent­
scheidend kritisiert, daß damit 
erklärtermaßen keine Neueinstel­
lungen vorgenommen werden! Ohne 
die Unterstützung des Betriebsrates 
wird es für die Beschäftigten 
schwierig, gegen die Pläne vorzu­
gehen, wenn auch auf den Betriebs­
versammlungen mehr Arbeiter und 
Angestellte das Wort ergriffen haben 
und sich gegen die Wochenendarbeit 
ausgesprochen haben. — (gea)
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Stillegung Kaltwalzwerk Maxhütte

Langfristig nicht profitable
Betriebsteile werden abgestoßen

Regensburg. Ende September be­
schließt der Vorstand der Maxhütte, 
das Kaltwalzwerk in Maxhütte-Haid- 
hof an Klöckner zu verkaufen. Man er­
wartet einen Erlös von 100 bis 150 
Mio. DM, der zur weiteren Moderni­
sierung des Profilstahlbereichs in 
Sulzbach-Rosenberg verwandt werden 
soll. Das Kaltwalzwerk selbst wirft 
zwar zur Zeit Profit ab, sei aber lang­
fristig nicht konkurrenzfähig zu hal­
ten. Die Klöckner AG wird das Kalt­
walzwerk Stillegen und dessen Pro­
duktionsquote ihrem Bremer Hütten­
werk zuschlagen. — lm Aufsichtsrat 
stimmen nur die Kapitalvertreter für 
diesen Plan. Belegschaft, Betriebsrat 
und IG Metall wenden sich strikt ge­
gen den Verkauf. Dies sei der erste 
Schritt zur Schließung der ganzen 
Maxhütte. Protestkundgebungen wer­
den durchgeführt in München vor dem 
Wirtschaftsministerium und in 
Schwandorf. Im Kaltwalzwerk arbei­
ten 720 Arbeiter. 244 von ihnen sollen 
nach dem Plan des Vorstands über den 
Sozialplan “ausgeschieden werden“, 
insbesondere Arbeiter über 55 Jahre. 
260 Arbeiter sollen nach Sulzbach- 
Rosenberg versetzt werden (etwa 55 
km Entfernung), die anderen auf ande­
ren Plätzen in Haidhof eingesetzt 
werden. Betriebsrat und IGM sind aber 
gleichzeitig für das geplante neue 
Strukturprogramm in Sulzbach. Sie 
schlagen’ zur Finanzierung den Ver­
kauf des Grund- und Waldbesitzes der 
Maxhütte vor. Die Staatsregierung 
wird aufgefordert, die Zustimmung zu 
diesem Verkauf zu versagen, die bis­
herigen Subventionen an die Maxhütte 
zurückzufordern und das Kaltwalz­
werk selbst aufzukaufen. Die CSU- 
Fraktion lehnt eine Staatsbeteiligung 
ab. Anfang Dezember beschließt die 
Staatsregierung: das neue Investpro- 
gramm der Maxhütte mit zunächst 6,3 
Mio. DM zu fördern. Die Vorstände 
der Maxhütte und von Klöckner wer­
den aufgefordert, den Verkauf des 
Kaltwalzwerks rückgängig zu ma­
chen. Bisherige Fördermittel sollen 
einstweilen nicht zurückgefordert 
werden.

In den letzten Jahren
Seit Anfang der 70er Jahre wird bei 
der Maxhütte rationalisiert, umstruk­
turiert und die Arbeit enorm intensi­
viert: Mitte der 60er Jahre sind noch 
etwa 9 500 beschäftigt, heute sind es 
5800. Ein Schwerpunkt hierbei ist 
1971 die Schließung des Siemens-Mar­
tin-Werks, des Blechwalzwerks und 
der Gießerei in Maxhütte-Haidhof, 
wodurch 1 300 Beschäftigte wegratio­
nalisiert werden. Nach sieben Jahren 

Kurzarbeit folgen dann ab 1981 
Schließungspläne und schließlich ein 
279-Mio-DM Strukturprogramm zur 
Modernisierung. Es sieht als Kern­
stück eine Vorblock-Stranggießanlage 
vor, durch die die Umstellung auf 
100% Strangguß erfolgen soll. Vorge­
sehen ist dabei die "Einsparung" von 
1000 weiteren Arbeitsplätzen und da­
mit eine weitere brutale Intensivie­
rung der Arbeit. Für dieses Programm 
werden der Maxhütte ca. 55 Mio. DM 
Fördermittel von Bund und Land zuge­
sagt und nochmal weitere 19 Mio. DM

Arbeit im Kaltwalzwerk der Maxhütte: Schichtarbeit, Unfallgefahr

Forschungsunterstützung je Bund und 
Land. 1983 gerät die Durchführung 
dieses Programms ins Stocken, nach­
dem die Stahlmoderatoren ihren Plan 
zur Konzentration der westdeutschen 
Stahlindustrie auf zwei große Mono­
pole vorgelegt haben. Für die Maxhüt­
te ist in diesem Plan die Einschrän­
kung auf die Produktion von “leichten 
Profilen“ vorgesehen, was auf die 
Schließung über kurz oder lang hinaus­
läuft. Das bis jetzt andauernde "Scha­
chern" um die Maxhütte beginnt. Die 
Belegschaft fordert mit Arbeitsnie­
derlegungen und einer Großkundge­
bung mit 10000 in Burglengenfeld das 
Bestehenbleiben des Werkes. Die 
Staatsregierung wird aufgefordert, 
mindestens 50% der Anteile aufzukau­
fen. Das bayerische Wirtschaftsmini­
sterium verhandelt mit den Moderato­
ren und mit dem Klöckner-Vorstand 
über die weitere Durchführung der ge­
planten Investitionen. Im August 1983 
erklärt sich Klöckner dazu bereit. In 
Anbetracht der ungeklärten Lage hal­
ten Bund und Land die vorgesehenen 

Gelder zurück. Der Maxhütte-Vor- 
stand fährt eine Erpressungspolitik: 
Wenn ein Kredit der bayerischen Lan­
desanstalt für Aufbaufinanzierung 
über 35 Mio. DM nicht termingerecht 
und bedingungslos gezahlt werde, 
könnten die Weihnachtsgelder für die 
Belegschaft nicht ausgezahlt werden. 
Ende Dezember wird auf Drei- 
Schicht-Betrieb umgestellt, die 
Stranggußanlage läuft Probe. Anfang 
1984 wird sie eingeweiht. — Inzwi­
schen hat Klöckner den Eschweiler 
Bergwerkverein (EBV) (Arbed) mit

15% am Kapital der Maxhütte betei­
ligt und dieses aufgestockt. Im März 
1984 steigt auch der australische Kon­
zern CRA bei der Maxhütte ein, 
Klöckner hat keine Aktienmehrheit 
mehr. Darauf werden der Maxhütte 
eigene Produktionsquoten zugeteilt. 
Im Oktober 1984 werden die Fusions­
pläne von Klöckner, Krupp und CRA 
bekannt. Dabei sollen u.a. die Georgs­
marienhütte in Osnabrück und das 
Kaltwalzwerk der Maxhütte stillge­
legt werden. Der Maxhütte-Betriebs- 
rat sammelt 45000 Unterschriften. 
Strauß bezeichnet in einem Brief an 
Kohl die geplante Stillegung als "poli­
tischen Skandal ersten Ranges". Im 
Juli 1985 wird das vorläufige Schei­
tern der Fusion bekannt. Die Stille­
gung des Kaltwalzwerks ist damit kei­
neswegs vom Tisch. Im Juli 1985 wer­
den 90000 t flüssiger Rohstahl produ­
ziert, das ist die höchste Menge, die 
jemals auf der Maxhütte erschmolzen 
wurde, was mit der geringsten Anzahl 
von Beschäftigten geleistet wurde und 
auf die enorme Steigerung der Aus­
beutung hinweist.



Politische Berichte 01/86 Reportagen und Berichte regional Seite 27

Rolle des Klöckner Konzerns
1976 kauft die Klöckner AG die Max- 
hütte vom Flick-Konzern. Das Ziel 
ist, für sich höhere Produktionsquoten 
zu erreichen und "Überkapazitäten" 
stillzulegen. Gesichtspunkte beim Be­
schluß des Strukturprogramms sind 
u.a. die Tatsache, daß die Maxhütte 
über eine eigene Erzgrube (Produktion 
840000 Jahrestonnen) verfügt, und 
der Abnehmermarkt der Maxhütte im 
süddeutschen Raum. Den Stahlmode­
ratorenvorschlag begrüßt die Klöck­
ner AG. Ihr Bestreben ist es, durch 
weitere Rationalisierungen, Stille­
gung veralteter Anlagen, Zusammen­
fassung vorhandener Produktionsquo­
ten ihre Ausgangsposition für die Pro­
fitproduktion zu verbessern. Dies um 
so mehr, als Ende 1985 das bisherige 
EG-Produktionsquotensystem endet 
und die westdeutschen Stahlindu­
striellen ihre bisher führende Position 
auf dem EG Stahlmarkt auch durch 
Verhinderung der staatlichen Subven­
tionen (vor allem der Nachbarländer) 
sichern wollen.

Die Forderung nach 
Verstaatlichung

Diese Forderung wird von der SPD 
stets mit dem Argument "Rettung der 
Maxhütte“ vorgetragen. Eine Stil­
legung im Rahmen des Klöckner- 
Kahlschlags könne so verhindert wer­
den. Verbunden ist das immer auch 
mit der vollen Unterstützung der 
staatlichen Subventionen an die Max­
hütte, mit Vorschlägen an den Vor­
stand, wie man konkurrenzfähiger 
werden könnte, so wenn z.B. der SPD- 
Europapolitiker Dr. G. Schmid den 
Vorstand auffordert, mehr für den Ex­
port in Comeconländer und arabische 
Staaten zu tun. In bezug auf die Stär­
kung der Konkurrenzposition der 
westdeutschen Stahlindustrie, also 
auch der Maxhütte besteht keine 
grundsätzliche Differenz zur CSU. So 
gerät die SPD auch politisch in die De­
fensive, wenn die CSU-Politiker ihre 
Argumente gegen die Staatsbeteili­
gung vortragen: "Ist es denn so schwer 
zu begreifen, daß eine Staatsbeteili­
gung zunächst noch nichts daran än­
dert, daß die Stahlindustrie derzeit

unzureichende Erträge und gleichzei­
tig zu hohe Kosten hat?" — "Oder 
möchte Bayerns SPD etwa, daß die öf­
fentliche Hand der Stahlindustrie das 
gesamte Risiko abnimmt?" (Jaumann, 
April 1983) Die CSU zieht es vor, die 
"Rettung der Maxhütte" unabhängig 
vom Besitz des Unternehmens zu be­
treiben. So ist sie auch eher in der La­
ge, sich immer wieder als Interessen­
vertreter der Bevölkerung der Ober­
pfalz darzustellen. Zu befürchten ist, 
daß bei dieser Auseinandersetzung die 
Interessen der betroffenen Beleg­
schaft auf der Strecke bleiben. Wich­
tig wäre, daß der Kampf gegen die 
Stillegung von Teilen und perspekti­
visch der ganzen Maxhütte aus­
schließlich für die Wahrung des sozia­
len Besitzstandes der Belegschaft und 
die Verbesserung der Arbeitsbedin­
gungen geführt wird. Nur in diesem 
Sinne kann die Forderung nach Verge­
sellschaftung einen Sinn haben. 
Quellenhinweis: Mittelbayerische
Zeitung, verseh. Ausgaben von 1982 
bis 1985; Politische Berichte 17/84 
und 21/85; Nachrichtendienst Metall 
14/85 u. 24/85 - (ikh, ola, uth)

Maxhütte bestimmend 
für die Region

Bei der Einweihung der Stranggußan­
lage der Maxhütte Sulzbach-Rosen­
berg im Februar 1984 erklärte der 
Präsident der IHK Regensburg, 
Lersch, daß das Bruttoinlandspro­
dukt in der Region Oberpfalz je Ein­
wohner um 15 bis 20% unter dem 
Bundesdurchschnitt liege, die Ar­
beitslosigkeit 1983 hier durch­
schnittlich 15,5% betragen habe ge­
genüber 9,2% auf Bundesebene und 
8,2% im Land Bayern. Im Raum 
Amberg/Sulzbach und Schwandorf 
gab es ein Wanderungsdefizit zwi­
schen 1978 und 1982 von rund 3000 
Personen. — Dazu trug neben der 
Stillegung des Braunkohlebergbaus 
in Wackersdorf vor allem die Ratio­
nalisierung der Maxhütte erheblich 
bei. Sie ist laut Lersch der zweit­
größte "Arbeitgeber" im Kammer­
bezirk und der wichtigste in der 
Oberpfalz.

Die Maxhütte hat eine monatliche 
Lohnzahlung von rund 19 Mio. DM; 
40000 leben direkt und indirekt von 
der Arbeit für die Maxhütte-Kapita- 
listen. Als 1971 in Maxhütte-Haidhof 
1300 Arbeiter entlassen wurden, 
ging auch die Einwohnerzahl in der 
Stadt Maxhütte um rund 1000 zu­
rück. Die Betroffenen können oft ih- I 
re Häuser nicht aufgeben und werden 
zu Fernpendlern, die nur am Wo- 1 
chenende nach Hause kommen. Der 
Bürgermeister von Sulzbach-Rosen­
berg, Göth, berichtet in der Zeitung, i 
daß die sieben Jahre dauernde Kurz­
arbeit auf der Maxhütte für die Ge­
schäftsleute im Ort einen "Kauf­

kraftschwund" von 25% gebracht ha­
be.

Das Lohnniveau wird ebenfalls von 
Siemens (dem größten Kapitalist) und 
der Maxhütte entscheidend bestimmt. 
Es liegt hier unter Bundes- und Lan­
desdurchschnitt. Im Vergleich zur In­
dustrieregion Mittelfranken sind Lohn 
und Gehalt pro Kopf in der Oberpfalz 
um 5400 DM jährlich niedriger. Im 
April 1984 besuchte eine Arbeitsgrup­
pe Haushalt der SPD Bundestagsfrak­
tion Amberg. Die Mittelbayerische 
Zeitung berichtete darüber: "Erstaunt 
zeigten sich die Besucher über das 
niedrige Lohnniveau, das deutlich un­
ter dem Bundesdurchschnitt liege und 
wofür beispielsweise ein VW-Arbeiter 
'keinen Hammer' anrühre." Die Max­
hütte hat einen Haustarif. Nach die­
sem verdient ein erster Schmelzer in

Kundgebung für Maxhütte

Rosenberg ca. 17 DM, der zweite 
Schmelzer 15 DM und der dritte 
14,30 DM in der Stunde. Nachdem 
die Maxhütte seit über 100 Jahren in 
der Oberpfalz produziert, hat sich 
eine einseitig auf die Maxhütte aus­
gerichtete Struktur nicht nur in den 
Städtchen Sulzbach-Rosenberg und 
Maxhütte-Haidhof herausgebildet. 
So arbeiten oft innerhalb einer Fa­
milie mehrere Generationen auf der 
Maxhütte.

Da es keine andere Arbeit gibt, 
bleibt nur die schwere körperliche 
Arbeit in glühender Hitze, in ohren­
betäubendem Lärm. Nachdem die 
Maxhütte inzwischen kaum mehr 
Lehrlinge übernehmen will — es gibt 
hier einen ständigen Kampf zwi­
schen Betriebsrat und Geschäftslei­
tung - und die älteren Arbeiter zu­
erst über die Sozialpläne ausgeson­
dert wurden, liegt das Durch­
schnittsalter bei 46 bis 47 Jahren. 
Mitte 1984 gab es im Werk Rosen­
berg nur noch 17 Arbeiter über 55 
Jahre. Uber die verrenteten Kol­
legen berichten Betriebsratsmitglie­
der, daß viele kurz nach der Verren­
tung gestorben sind, einer sogar am 
nächsten Tag. Der Betriebsrat be­
richtet auch, daß im Werk 11% 
Schwerbehinderte arbeiten, die erst 
durch jahrelange Schinderei auf der 
Maxhütte zu Schwerbehinderten 
wurden. Sie dürften eigentlich nicht 
im Akkord oder in Schichten arbei­
ten, tun es aber, da in der Maxhütte 
keine anderen Arbeitsplätze für 
Schwerbehinderte vorhanden sind 
und im Umkreis auch nicht. 
(Betriebsbesichtigung Juli 1984)
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4-Schichtbe trieb 
bei Bosch

Waiblingen. Der Drei­
schichtbetrieb an den 
Spritzgußanlagen im Kunst­
stoffwerk wurde auf vier 
Schichten umgestellt. Alle 
sechs Stunden beginnt die 
neue Schicht. Eine Wohltat? 
Kaum, denn diese Arbeiter 
haben eine 37,5-Stundenwo- 
che, wofür andere 39,5- 
Stunden arbeiten müssen, 
und alle Pausen, außer drei 
Minuten stündlicher Pin­
kelpause, wurden ans Ende 
der Arbeitszeit gelegt, so 
die bezahlte halbstündige 
Vesperpause und 35 Minuten 
Akkordpausen. Bisher lehn­
te die IG Metall solche Zu­
sammenfassung der Pausen 
ab. — (ros)

Bosch: Streit um 
Lohngestaltung

Stuttgart. Einen heftigen 
Streit über die innerbetrieb­
liche Lohngestaltung ficht 
der Betriebsrat von Bosch in 
Feuerbach derzeit mit der 
Geschäftsführung aus. Seine 
Kritikpunkte: Junge Fach­
arbeiter bleiben zu lange in 
der Stammlohngruppe 7 an­
statt nach einem Jahr Tä­
tigkeit in die Lohngruppe 8 
zu kommen. Die Höhergrup­
pierung um eine Lohngruppe 
für Einstellertätigkeit bei 
mindestens zwei Beschäf­
tigten bleibt zu lange vor­
enthalten. Akkordarbeiter

USA, Chicago. 600 Mitglieder der US-Stahlgewerkschaft 
unterstützten mit einem Marsch den Streik gegen die Zei­
tungskapitalisten der Chicago Tribüne (Bild). Sie über­
brachten 1 500$ für die Streikkasse. Seit dem 18. Juli 1985 
streiken 1200 Beschäftigte. Die Kapitalisten verlangen die 
Zustimmung der vier örtlichen Gewerkschaften, die im Be­
trieb vertreten sind, für eine dreifach gespaltene Lohn­
struktur, die Beseitigung der Rentenkasse und des Be­
schwerdeverfahrens sowie größere Kürzungen bei der 
Krankenversicherung. In einem Beschluß hatte im Novem­
ber der Stadtrat von Chicago die Kapitalsten verurteilt, 
weil sie Streikbrecher einsetzen. — (gba)

Hamburg. Am 16.12. pro­
testierten 250 Arbeiter der 
Müll verbrennu ngsanlagen 
mit Warnstreiks gegen die 
Absicht des Senats, den Ta­
rifvertrag über Prämienent­
lohnung nicht zu verlän­
gern. Bei Wegfall der Prä­
mien erhalten die Arbeiter 
durchschnittlich 700 bis 750 
DM weniger Lohn im Monat. 
Beschäftigte der Müllabfuhr 
unterstützten die Aktion. 
Bild: Warnstreik vor der 
Müllverbrennungsanlage 
Stellinger Moor. 140 Müll- 
Laster blockierten kilome­
terweit die Schnackenburg- 
allee. — (bab) 

werden bei Einsatz an ver­
schieden bewerteten Ar­
beitsplätzen nicht in die hö­
here Stammlohngruppe 
übernommen. Die Ober­
grenze der übertariflichen 
Zulage bei Zeitlöhnern wird 
nicht jährlich angehoben. 
Die Überprüfung der spe­
ziellen Facharbeiterzulage 
ist seit zehn Jahren überfäl­
lig. Der MTM-Bonus, ein Be­
standteil des Bosch-Lohns, 
wurde nicht entsprechend 
den Lohnerhöhungen dyna­
misiert. Die hartnäckigen 
Initiativen von Betriebsrat 
und Belegschaft haben erge­
ben, daß vom 1.1.85 bis 26. 
11.85 in Feuerbach 581 Hö­
hergruppierungen vor­
genommenwurden bei einer 
Belegschaft von 10800 Be­
schäftigten. —(ros)

Handwerk gegen 
LadenSchlußänderung 

Freiburg. Die Handwerks­
kammer Freiburg hat Pläne 
zur Änderung des Laden­
schlußgesetzes kritisiert. 
Dies würde zu einer Kon­
zentration im Einzelhandel 
führen, die eine Gefährdung 
der ortsnahen Versorgung 
mit sich brächte. Z.B. hat 
die Zahl der Bäcker in den 
letzten zehn Jahren im 
Kammerbezirk von 744 auf 
618 abgenommen, die der 
Fleischer von 586 auf 540. 
Es gäbe etliche Stadtteile, 
in denen nicht eine einzige 
Bäckerei oder Metzgerei zu 
finden sei. Ursache sei die 
Konzentration, die sich mit 
einer Lockerung des Laden­
schlußgesetzes weiter ver­
schärfen würde. — (sas)

Zwangsarbeit bei 
Sozialhilfeempfängern 
Freiburg. Die Stadt Frei­
bürg geht zunehmend dazu 
über, die Gewährung von So­
zialhilfe von der Ableistung 
"gemeinnütziger und zu­
sätzlicher Arbeit" (§ 19 II 
Bundessozialhil fege setz) 
abhängig zu machen. So 
wurden Sozialhilfeempfän­
ger, die seit längerer Zeit 
nicht in einem sozialversi­
cherungspflichtigen Ar­
beitsverhältnis standen, zur 
Zwangsarbeit verpflichtet, 
weil sie von Gelegenheitsar­
beiten lebten. Das Verwal­
tungsgericht Freiburg hat in 
mehreren Beschlüssen fest­
gestellt, daß die Stadt ver­
pflichtet sei anzugeben, ob 
es sich bei der Arbeit um ei­
ne tariflich entlohnte Ar­
beit (§ 19 1 BSHG) oder um 
"gemeinnützige und zusätz­
liche Arbeit" handle, für die 
das "übliche Arbeitsentgelt" 
oder eine "angemessene 

Entschädigung" gezahlt 
werde. Zudem müsse die 
Stadt— im Gegensatz zu ih­
rer bisherigen Praxis — zu­
nächst darauf hinwirken, 
daß die Hilfsempfänger ei­
nen normalen Arbeitsver­
trag erhalten (§ 18 II 
BSHG). - (ulb)

Warnstreiks 
der Redakteure

Hannover. Zum fünften 
Verhandlungstermin über 
einen neuen Manteltarif für 
die 10000 Tageszeitungsre­
dakteure organisierte die 
dju (IG DruPa) am 16.12. bei 
mind. zehnZeitungen Warn­
streiks. Bei Madsack legten 
ca. 25 Journalisten die Ar­
beit nieder und versammel­
ten sich für eine Stunde am 
Tor. Die Verleger hatten 
den Termin platzen lassen, 
weil 50 Journalisten in den 
Verhandlungsraum bei
Frankfurt demonstriert wa­
ren. Am 20. Januar ist der 
nächste Termin angesetzt. 
Strittig sind die Regelungen 
zur 38,5-Stunden-Woche. 
Die Redakteure fordern 
eine Umsetzung in freien 
Tagen. — (ard)

NRW: Zunahme von 
Leiharbeit

Düsseldorf. Nach Anga­
ben des Landesarbeitsamtes 
Nordrhein- Westfalen hat 
die Leiharbeit 1985 in NRW 
stark zugenommen. Die 
Zahl der legalen Verleihfir­
men erhöhte sich gegenüber 
1984 um 25%, die Zahl der 
Lizenzanträge stieg sogar 
um 40%. 669 Verleihfirmen 
beuteten 1985 17000 Lohn­
abhängige aus. 1985 wurden 
4000 Verfahren wegen ille­
galer Leiharbeit ange­
strengt. (Aus: Nachrichten­
heft Stahl- und Metallindu­
strie, Woche 02/1986)
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Isolationshaft

Nur geringe Unterstützung 
des Kampfs der Gefangenen

Freiburg. Im Oktober 1985 forderten sechs Gefangene 
in der Freiburger Vollzugsanstalt die Auflösung der “ge­
schlossenen Abteilung". Sie traten in einen Hungerstreik. 
Nach einem verlängerten Hofgang von ca. 100 Gefange­
nen, die diese Forderung unterstützten, wurden minde­
stens 20 von ihnen in andere Anstalten in Baden-Württem­
berg verlegt, teils in das Vollzugskrankenhaus Asperg, teils 
in Isolationshaft nach Stammheim u.a. Gegen einige soll 
wegen "Gefangenenmeuterei“ ermittelt werden. Die 
Staatsanwaltschaften und das Justizministerium schwei­
gen sich darüber aus. (vgl. Pol. Berichte 22/85, S. 29).

Das Justizministerium hat das Konzept der Isolations­
haft gegen nicht unterwerfungsbereite Gefangene nicht 
aufgegeben, wie aus der Antwort des Staatssekretärs Volz 
(s.u.) hervorgeht. Um der in Wirklichkeit nicht vorhande­
nen "relativ weitgehenden Freizügigkeit" der Mehrheit der 
Gefangenen Raum zu geben, müßten "dafür nicht geeigne­
te" Gefangene isoliert werden. Isolationsfolter wird zu ei­
ner Wohltat für die Mehrheit erklärt.

Inzwischen liegen mehrere Berichte von Gefangenen aus 
ganz Baden-Württemberg über ihre Haftbedingungen vor, 
die sie an den Landtagsabgeordneten der GRÜNEN, Thilo 
Weichert, schickten. In Stammheim wurden bis vor kurzem 
zwei ausländische Gefangene in Isolationshaft gehalten 
mit der Begründung: Teilnahme am "verlängerten Hof­
gang" in Freiburg. Ein Gefangener aus Heilbronn berichtet 
u.a.: "Als das Sicherungskommando da war, nahmen die 
meine Zelle auseinander, rissen das WC aus der Veranke­
rung, schnitten die Matratze auf... Als ich mich be­
schwerte und andeutete, so nicht mit mir, sagte mir der ei­
ne 'Halts Maul. Haben wir Ihnen was beschädigt?' Das 
Resultat und der Kommentar, ich habe für die Schäden 
jetzt aufzukommen. Matratze zerschnitten 112 DM. Wann 
kommt: Zelle demoliert 1172 DM?"

179 Gefangene aus der Vollzugsanstalt Bruchsal forder­
ten in einem Brief an Justizminister Eyrich die Aufhebung 
der im November 1985 bereits 19 Monate dauernden Isola­
tionshaft eines Mitgefangenen. Begründung für diese Maß­
nahme: die "besondere Gefährlichkeit" und "erhebliche 
Ausbruchsgefahr". Daher wird dieser Gefangene 23 Stun­
den am Tag in einer sieben qm großen Zelle untergebracht, 
eine Stunde hat er unter Aufsicht von zwei Beamten Ein­
zelhofgang. Kommentar der Gefangenen: "Folter 1985 — 
perfekter als das Mittelalter!"

Das Justizministerium kennt natürlich genau die physi­
schen und psychischen Folgen der Isolationshaft. Darüber 
liegen seit 150 Jahren etliche Untersuchungen vor. In der 
Schweizerischen Zeitschrift "Weltwoche" wurde z.B. 1983 
eine Untersuchung der Universität Zürich wie folgt zusam­
mengefaßt: "Der Gefangene bekommt zu essen, zu trin­
ken, kein Härchen wird ihm gekrümmt, und doch wirkt sich 
die erzwungene Einzelhaft derart grausam aus, daß innert 
kurzer Zeit psychopathologische Störungen auftreten kön­
nen."

Weiteres Mittel, um die "aufmüpfigen" Gefangenen zu 
"beruhigen", ist die Anwendung von Psychopharmaka. Es 
liegen mehrere Berichte vor, wonach z.B. in Bruchsal bei 
zwei Gefangenen Psychopharmaka in Getränken beige­
mischt wurden. Einer der beiden Gefangenen befindet sich 
in Einzelhaft; ihm wurde kürzlich wieder mit einer 
Zwangsbehandlung mit Haloperidol oder Neurocil gedroht. 
Der neue Vollzugsarzt in der Vollzugsanstalt Bruchsal, der 
für 420 Gefangene verantwortlich ist, ist bezeichnender­
weise Nervenarzt und war vorher im psychiatrischen Lan­
deskrankenhaus in Wiesloch beschäftigt. Ein weiterer Ge­
fangener in Bruchsal befindet sich dort seit 22 Jahren und 
soll sich inzwischen in einem physisch und psychisch völlig 
desolaten Zustand befinden; auch er wird seit geraumer 

Zeit mit Medikamenten "behandelt" und ist inzwischen da­
von abhängig. Staatsanwaltschaft und Landesregierung 
stellen die Behauptung auf, die Gefangenen hätten sich die 
Psychopharmaka möglicherweise selbst besorgt und verab­
reicht. Die GRÜNEN haben inzwischen Milch, die einem 
der Gefangenen in die Zelle gestellt wurde, für eine ge­
richtsmedizinische Untersuchung zur Verfügung gestellt.

Nach den Demonstrationen zur Unterstützung der For­
derungen der Gefangenen nach Auflösung der "geschlosse­
nen Abteilungen" kam es nicht zu einer kontinuierlichen 
Zusammenarbeit gegen die Haftbedingungen außerhalb der 
Anstalten, insbesondere nicht zu einer dringend notwendi­
gen Unterstützung der vielfältigen Bemühungen der GRÜ­
NEN mittels Landtagsanfragen, Abgeordnetenbriefen und 
Presseerklärungen.

Im folgenden ein Auszug aus der Antwort des Justizmini­
steriums auf die kleine Anfrage des MdL Weichert (GRÜ­
NE). Die Frage, wann, in welchen Vollzugsanstalten und 
mit welcher Kapazität "geschlossene Abteilungen" einge­
richtet worden sind, wurde nicht beantwortet; ebenso 
nicht die Frage, ob die Landesregierung Untersuchungen 
über die psychischen und physischen Schäden von Einzel­
haft anfertigen ließ. In der Antwort von Staatssekretär 
Volz heißt es:

"Innerhalb der Vollzugsanstalten werden entsprechend 
den Leitgedanken des Strafvollzugsgesetzes im Rahmen 
der recht breit gefächerten Möglichkeiten Lebensverhält­
nisse für die Gefangenen angestrebt, die sich unter Be­
rücksichtigung der Belange von Sicherheit und Ordnung bis 
zu einem gewissen Grad an jenen in der Freiheit orientie­
ren ... Dieses System relativ weitgehender Freizügigkeit 
wird in den großen Vollzugsanstalten wesentlich erleich­
tert und gefördert, wenn jene Gefangene, die sich hierfür 
nicht eignen,, vorübergehend in besondere Haftbereiche 
verlegt werden. Es handelt sich dabei um Gefangene, ge­
gen die aufgrund ihrer Verhaltensweise entsprechend den 
gesetzlichen Vorschriften für eine beschränkte Zeitdauer 
vom Anstaltsleiter oder Haftrichter eine der folgenden 
Maßnahmen verhängt werden muß:

a) wegen der Gefährlichkeit des Gefangenen als beson­
dere Sicherheitsmaßnahme die Absonderung von anderen 
Gefangenen;

b) wegen erheblicher Verstöße gegen ihre Pflichten nach 
Gesetz oder Anstaltsordnung als Disziplinarmaßnahme
— der (teilweise) Entzug der Teilnahme an gemeinschaftli­
chen Veranstaltungen,
— die getrennte Unterbringung während der Freizeit oder
— Arrest.

Die großen Vollzugsanstalten des Erwachsenenvollzugs 
sind dazu übergegangen, die von den genannten Maßnah­
men betroffenen Gefangenen in bestimmten Haftberei­
chen zusammenzufassen. Die Gründe für die Zusammen­
fassung sind im wesentlichen folgende:
— Die Zusammenfassung trägt dazu bei, daß das Gemein­
schaftsleben innerhalb der anderen Abteilungen weiterhin 
relativ freizügig gestaltet werden kann;
— der Zweck der erforderlichen Maßnahmen ist bei einer 
solchen Zusammenfassung besser zu verwirklichen als in 
räumlichen Bereichen des ’Normalvollzugs’, in dem die be­
treffenden Anordnungen unschwer unterlaufen werden 
können;
— meist befinden sich die baulich besser abgesicherten 
Einzelhafträume in dem betreffenden Bereich, jedenfalls 
zu ihrem überwiegenden Teil;
— umgekehrt liegen die Freizeit-, Ausbildungs- und sonsti­
gen Gemeinschaftsräume in anderen Bereichen der An­
stalt, in denen sie vorwiegend benötigt werden ...

Es liegt in der Zweckbestimmung der oben genannten Si- 
cherungs-und Disziplinarmaßnahmen, daß sie die Teilnah­
me an Gemeinschaftsveranstaltungen u.ä. weitgehend aus­
schließen."
Quellenhinweis: Landtag Baden-Württemberg, Drucksache 
9/2224 - (ulb)
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Kinofilm: “Enemy mine — geliebter Feind"

Fremde christlich versöhnen zum
Kampf gegen den wahren Feind

Einige Piraten plündern Bo­
denschätze und halten sich 
dafür Gefangene der Ech- 
sen-Intelligenz als Sklaven. 
Nachdem sie auch den dem 
Menschenhelden anvertrau­
ten ’Drag’-Nachwuchs in ih­
re Gewalt gebracht haben, 
beginnt der Vernichtungs­
kampf. Die Piraten enden

im flüssigen Erz, in der Ge- 
steins-Zerkleinerungsa n 1 a - 
ge — warum sündigten sie 
auch gegen die Nächstenlie­
be — die Darstellung spart 
nicht mit grausigen Details. 
— So schärft man den reak­
tionären Grundsatz ein, daß 
der Zweck die Mittel hei­
ligt.- (alk)

"Der Smaragdwald"

Film gegen Umweltzerstörung 
und Völkermord

Wolfgang Petersen, Regis­
seur dieses Science-Fiction- 
Films, gilt als Spezialist für 
Filme, deren Herstellungs­
kosten so groß sind, daß sie 
auf einem nationalen Markt 
nicht mehr einspielbar sind. 
Mit seinen beiden vorigen 
Filmen — "Das Boot" und 
"Die unendliche Geschich­
te" — hatte er das für diese 
Art Monumentalfilme lange 
Jahre bestehende Monopol 
von US-Gesellschaften und 
US-Regisseuren gebrochen. 
Von Innenminister Zimmer­
mann kräftig filmgefördert 
hatte dabei die Bavaria Film 
unter Beweis gestellt, daß 
die westdeutsche Filmindu­
strie selbst aufwendigste 
Propagandaprodukte in ei­
gener Regie erstellen kann. 
Seinen neuen Film "Enemy 
mine" hat Petersen im Auf­
trag einer US-Gesellschaft 
unter Benutzung der Pro­
duktionseinrichtungen und 
des Personals der Bavaria 
Film gedreht.

Die Geschichte scheint im 
Kontrast zu rassistischen 
Machwerken wie etwa 
"Rambo" entwickelt. Im 
Krieg zwischen den Men­
schen und den "Drags", in­
telligenten Wesen mit ech­
senähnlicher Gestalt, schie­
ßen sich je ein Pilot der bei­
den Seiten gegenseitig ab 
und landen auf einem un­
wirtlichen Planeten, wo sie 
bald lernen, daß es besser 
ist, gemeinsam ums Überle­
ben zu kämpfen als sich ge­
genseitig an die Gurgel zu 
gehen und dann alleine zu 
sterben. Die Basis für dau­
erhafte Gemeinsamkeit

scheint auch bald gefunden: 
Die echsenähnlichen Wesen 
glauben an so was wie den 
Lieben Gott, dessen Exi­
stenz niemand mehr be­
zweifeln kann, wenn auch so 
fremdartige Intelligenz eine 
bis hin zum Gebot der Fein­
desliebe identische Heilige 
Schrift besitzt. Die Versöh­
nung der einander Fremden 
findet ihren Höhepunkt, 
wenn der Außerirdische im 
Sterben seinen gerade zur 
Welt kommenden Sprößling 
(die "Drags" pflanzen sich 
ungeschlechtlich fort) dem 
Menschen zur Erziehung 
überantwortet.

Derweil wird der Zu­
schauer in die aufgestellte 
Falle gelockt. Die Versöh­
nung auf christlicher Grund­
lage ist einem höheren 
Zweck untergeordnet: dem 
Kampf um die Existenz. Das 
beginnt harmlos mit Selbst­
verständlichem, etwa daß 
man gegen Metoriten vom 
Hirr mel sich besser zu zweit 
wehrt, ebenso gegen andere 
Unbilden der Natur wie fal­
lenstellende Scheusale. Die 
Darstellung ist bei solchen 
Szenen stark aufs Gefühl 
zielend: Der Zuschauer
fühlt sich mitten im Meteo- 
ritenhagel, blutige Verlet­
zungen in Großaufnahme 
und dramatische Musik för­
dern die Identifikation mit 
den beiden Helden. So ein- 
gestirrmt, soll man dann 
schlucken, daß genauso 
selbstverständlich und uner­
bittlich wie der Kampf ge­
gen die feindliche Natur der 
Kampf gegen den feindli­
chen Menschen sein muß:

Der Film spielt im brasilia­
nischen Amazonasgebiet. 
Von den ehemals 4 Mio. In­
dianern leben heute nur 
noch 120000. Täglich wer­
den Tausende von Hektar 
Wald abgebrannt oder gero­
det. Diesem Thema widmet 
sich der Film, der auf einer 
wahren Begebenheit basie­
ren soll. Der sechsjährige 
Sohn eines Ingenieurs, der 
ein Staudammprojekt lei­
tet, wird von Indianern ge­
raubt. Zehn Jahre später 
macht sich der Vater in Be­
gleitung eines Journalisten 
auf die Suche nach dem "un­
sichtbaren Volk". Ein räube­
rischer Indianerstamm er­
mordet den Journalisten. 
Der Ingenieur trifft seinen 
Sohn, dieser rettet ihm das 
Leben und nimmt ihn zur 
Gesundpflege mit zu seinem 
Starr m. Alle Versuche, den 
Sohn zur Rückkehr zu bewe­
gen, scheitern. Einige Zeit 
später überfällt das "wilde 
Volk" den Stamm seines 
Sohnes und raubt die Frau­
en, darunter auch die seines 
Sohnes. Mit Hilfe des Inge­
nieurs gelingt es den übrig­
gebliebenen Kriegern, die 
Frauen aus den Händen ei­
nes Bordellbesitzers in der

Nähe des Staudamms zu be­
freien. Beim Abschied 
warnt der Vater den Sohn 
vor den drohenden Gefah­
ren. Die Indianer glauben, 
daß der Staudamm von einer 
Überschwerr mung zerstört 
werden wird. Als es dazu 
kommt, hilft der Ingenieur 
mit einer Sprengladung 
nach. Zu den Schwächen des 
Films gehört, daß er der "Zi­
vilisation" die Einfachheit

indianischen Lebens gegen­
überstellt. Verursacher und 
Nutznießer des Landraubs 
und der Urr.weltzerstörung 
werden nicht einmal ge­
nannt. — (sie)

ARD: Jahresrückblick

Prognose '85
Stimmungsmache

Vertreter der Presse, die die 
großen bürgerlichen Par­
teien repräsentieren, über­
prüften ihre Anfang des 
Jahres abgegebenen Voraus­
sagen für 1985. Die innen­
politischen Spekulationen 
hatten Carola Stern (Ko- 
mentatorin und Redakteurin 
des WDR - SPD), Emil

Obermann (Pro und Contra 
— Süddeutscher Rundfunk — 
CDU/CSU-Mann) und Gross 
(Herausgeber von Capital, 
Liberaler) abgegeben. Sie 
hatten die Ergebnisse der 
Landtagswahlen im Saar­
land, in NRW und Westberlin 
im Blick. Die Prognosen wa­
ren von einer stärkeren
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Stellung der GRÜNEN aus­
gegangen, als sie eingetre­
ten ist. Am Jahresende 
stellten alle drei überein­
stimmend fest, daß die 
GRÜNEN die Entwicklung 
der politischen Ereignisse 
kaum noch nennenswert be­
stimmen würden und daß die 
Regierung in Bonn nicht in 
Gefahr kommen werde. 
Gross ließ die unverschämte 
Bemerkung fallen, die Zei­
ten, da man dem Wähler 
"Typen wie Zeyer" oder spä­
ter Worms noch hätte "an­
dienen können", seien vor­
bei. Die Rückschau über die

Prognosen zur Außenpolitik 
nutzte der Moderator Tho­
mas Reimer. Prof. Leonhard 
meinte, Libyens Revolu­
tionschef Ghaddafi würde 
seine Macht behalten, wenn 
auch geschwächt. Kempski 
(Chefkorrespondent der 
Süddtsch. Zeitung) und Som­
mer (Chef-Korresp. der 
Zeit) waren sich einig, daß 
Ghaddafi, da er "Terror pro­
tegiert, durch Terror um- 
korrmen wird", wenn nicht 
1985, so irgendwann später. 
Reimers: Wir wollen hier 
nicht zum Attentat aufru­
fen. — (düb)

Pazifismus

Im Einklang mit der Natur
für das Fortbestehen des Reiches

Christina von Brauns Do­
kumentation "Die Waffen 
Nieder! Die Geschichte des 
Pazifismus im Deutschen 
Reich" (WDR III, 29.12.85) 
sollte helfen, "die Stärken 
und Schwächen des Pazifis­
mus der Gegenwart" zu ver­
stehen. Als Wurzel für den 
europäischen Pazifismus 
wurde die Aufklärung, spe­
ziell Kants Schrift "Zum 
ewigen Frieden" benannt. 
Gezeigt wurde die Fort­
schrittsgläubigkeit früher 
deutscher Pazifisten wie 
Alfred Hermann Fried, der 
1911 den Friedensnobelpreis 
erhielt und der z.B. in den 
Eisenbahnen ein völkerver­
bindendes und friedenschaf­
fendes Element sah. v. 
Braun kritisierte sie als 
technikhörige Illusionisten, 
die in ihrem Fortschritts­
wahn sogar den Kolonialis­
mus gerechtfertigt hatten. 
Sie verschweigt, daß der 
Wunsch nach Frieden Illusi­
on bleiben muß unter der 
Herrschaft des Kapitals und 
daß gerade deshalb im Na­
men des Friedens der Kolo­
nialismus als Pazifizierung 
der Welt gepriesen werden 
konnte. Kant hat unter dem 
Schlagwort des "Weltbür­
gerrechts" und "der Hospi- 
talität" (Wirtbarkeit) den 
Kolonialismus theoretisch 
begründet und dem Expansi­
onsstreben der Bourgeoisie 
nur physikalische Grenzen 
gesetzt. Den zweiten gro­
ßen Abschnitt in der Ge­
schichte des deutschen Pa­
zifismus — ab 1918 — skiz­
zierte v. Braun als einen

einzigen Niedergang. Das 
"Zeitalter der Massen" sei 
mit der Weimarer Republik 
angebrochen und "machte 
die Regierungen handlungs- 
und entscheidungsunfähig". 
Auch die Pazifisten konnten 
sich dem nicht verschlie­
ßen, stellte die Autorin be­
dauernd fest. Die Deutsche 
Friedensgesellschaft arbei­
tete sogar mit der KPD zu­
sammen im Volksbegehren 
gegen die Panzerkreuzer, 
anstatt im Kampf gegen den 
Antisemitismus den Unter­
gang des Reiches zu verhin­
dern, denn, so v. Braun, "der 
Sehnsucht einer künstlichen 
Nation nach Einheit fielen 
alle jene zum Opfer, die als 
Fremdkörper ausgestoßen 
und verfolgt wurden ... Mit 
dem Ausstößen dieser 
Fremdkörper aber grub das 
deutsche Reich auch sein ei­
genes Grab".— (rub)

Verlagspolitik

Förderung von reaktionärer 
französischer Literatur

Anläßlich des bevorstehenden Prozesses von Barbie, ver­
antwortlich für die Vernichtung der Juden in Lyon, steht 
im "Kölner Stadt-Anzeiger" vom 20./21.11. 1985 ein Arti­
kel, der sich mit französischen Schriftstellern befaßt, die 
während der Besetzung Frankreichs durch die deutschen 
Faschisten tätig waren. Der Verfasser scheint besorgt, daß 
durch den Prozeß einiges ans Licht kommt, was der 
deutsch-französischen Freundschaft schaden könnte, wie 
sie von beiden Regierungen zum Aufbau einer Großmacht 
Europa betrieben wird.

Wir können das nicht beurteilen. Wir können jedoch fest­
stellen, wer in der BRD verlegt wird und wer nicht. Nicht 
verlegt werden Schriftsteller, die einen schlechten Ruf ha­
ben, weil sie mit den deutschen Faschisten kollaboriert ha­
ben und weil ihr Lebensende mit der Niederlage des deut­
schen Faschismus zusammenfiel. Sei es, daß sie Selbst­
mord begingen wie Drieu La Rochelle, Leiter der faschisti­
schen Zeitung "Nouvelle Revue Francaise" während der 
Besatzungszeit, sei es daß sie zum Tode verurteilt und 
auch hingerichtet wurden wie Brasillach im Februar 1945. 
Dieser war 1938 und wieder 1941—43 Chefredakteur der 
Faschistenzeitung "Je suis partout". Er schrieb Romane 
über entwurzelte Kleinbürger und setzte dagegen reine In­
tellektuelle, die mit dem Leben als solchem verbunden sind 
und dessen Fortsetzung garantieren. Solche sind also für 
die Veröffentlichung unbrauchbar, da keine Möglichkeit zu 
ihrer Rehabilitierung mehr besteht.

Anders liegt der Fall bei reaktionären christlichen Ele­
menten. Bernanos z.B. arbeitete an der ebenfalls faschisti­
schen Zeitung "L’Action Francaise" mit. Sein Roman "Die 
Sonne Satans", mit dem er sich zu einem der Hauptträger 
der "katholischen Erneuerung" herausbildete, ist in diesem 
Winter wieder erschienen. Leute wie Genet, die bestimmte 
Zwänge der kapitalistischen Gesellschaft als unabänder­
lich darstellen, erleben Neuauflagen, werden besprochen 
undgelesen. Dies gelingt, indem man auf angesehene Ver­
teidiger und Förderer zurückgreift, die philosphisch meist 
der existentialistischen Richtung angehören. Im Falle Ge­
nets hat Sartre ein Buch über diesen "Heiligen" geschrie­
ben. Dabei wird der Existentialismus von vornherein als 
positive und nicht zu kritisierende Richtung bewertet. Po­
litisch werden seine Vertreter ausgewiesen als Teilnehmer 
der Resistance, also der äußerst verschiedene Richtungen 
umfassenden Widerstandsbewegung gegen den deutschen 
Faschismus, die de Gaulle benutzte, um an die Macht zu 
kommen.

Hat dagegen ein französischer Faschist, nämlich Celine, 
sein Todesurteil gut überstanden, weil die dänische Regie­
rung ihn nicht auslieferte, weil er sogar rehabilitiert wurde 
und noch einige Zeit in Frankreich als Arzt und Schriftstel­
ler wirken konnte, dann ist er reif für die öffentliche Wir­
kung. Rowohlt tut sich hier hervor. Der Verlag hat in den 
letzten Jahren seine Romane veröffentlicht, in denen er 
über seine angeblich ungerechte Verfolgung tobt und 
Schmähungen über die Zeit, in der er in Sigmaringen und in 
Dänemark inhaftiert war, ergießt. In diesem Winter ist 
sein Buch "Guignols Band" erschienen. Beachtenswert ist, 
daß dieses Werk das letzte war, das er 1944 noch unter der 
faschistischen Herrschaft und vor der Befreiung von Paris 
veröffentlichte. Seit 1937, nach seiner Reise in die Sowjet­
union, hatte sich Celine hemmungslos in antikommunisti­
schen und antisemitischen Schriften ergangen, in denen er 
offen den sofortigen Mord an allen Juden propagierte und
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alle Vertreter von fortschrittlichen und proletarisch-revo­
lutionären Richtungen als Juden, also als Mordopfer, 
denunzierte.

Man muß feststellen, daß die Propagierung einer Litera­
tur, die in Brutalitäten watet und dies als wahrhaftige Be­
schreibung von gesellschaftlichen Zuständen ausgibt, nicht 
zu trennen ist von der Förderung und Ehrung des Schrift­
stellers Ernst Jünger, der faschistische Ideologie entwik- 
kelte und verbreitete und bis heute daran festhält. Hier 
werdendeutsch-französische Verbindungen gesucht, durch 
die gemeinsame Anschauungen von Rassismus und Herren­
menschentum wiederhergestellt und gefestigt werden sol­
len.
Quellenhinweis: Jean-Paul Sartre, Paris unter der Besat­
zung, Artikel und Reportagen 1944-45, Rowohlt TB; Wal­
ter Heist, Genet und andere, Exkurse über eine faschisti­
sche Literatur von Rang, Hamburg 1965 — (anl)

Berufsverbote in der BRD (I, 1948 —73)

Rechtliche Grundlagen, 
Entwicklung und Anwendung

Nachfolgender Beitrag beschäftigt sich mit der Entwick­
lung der Rechtsnormen, die die besondere politische Dis­
kriminierung und Verfolgung der Staatsbeschäftigten in 
der BRD erlauben. Dabei kommen die gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen, die das jeweilige konkrete Handeln 
der Exekutive beeinflussen, nur stichwortartig zur Spra­
che.

Der Leser sollte berücksichtigen, daß die Staatsbeschäf­
tigten wie die übrigen Staatsbürger in der BRD, den Ar­
tikeln zur "inneren-Feind-Bekämpfung" im Grundgesetz 
ausgesetzt sind, dessen Charakter der ehemalige Bundes­
richter am Bundesgerichtshof, Günther Willms, in einem 
Vortrag vor der Juristischen Studiengesellschaft am 17.1. 
74 anläßlich des 25. Jahrestags der Verabschiedung des 
Grundgesetzes klar umrissen hat:

"Es (das GG, d.Verf.) ist der Versuch, vielleicht auch ein 
typisch deutscher Versuch, streitbare Demokratie nicht 
als politisches Lebensgefühl zu nehmen und zu entwickeln, 
sondern zu einer staatlichen Einrichtung zu machen, sie zu 
institutionalisieren. (...) Es hier einfach nur mit einem an­
deren Wahlrecht, nämlich der Mehrheitswahl, als einer 
wirksamen Hilfe zur Ausschaltung extremistischer Strö­
mungen zu unternehmen, scheiterte an mannigfachen in­
neren Zwängen und komplexen Traditionen, und so kam es 
... mit den drei Artikeln 9 Abs. 2, 18 und 21 Abs. 2 des 
Grundgesetzes zu einem verfassungsrechtlichen Konzept 
der Bekämpfung ideologischer Feindschaft gegenüber der 
freiheitlichen Demokratie. (...)

Dieses ... weitgehend offene Konzept des Staatsschut­
zes einer nicht mehr als wertneutral verstandenen Verfas­
sung wurde allgemein und ganz einhellig als ein deutliches 
Mehr an Vorkehrungen, als etwas Zusätzliches verstanden. 
(...) Es sollte vielmehr im Sinne der Devise "Keine Frei­
heit den Feinden der Freiheit" und des principiis obsta 
(lat.: wehre den Anfängen, d.Verf.) schon die Ansätze neu­
er totalitärer Bestrebungen im Keime ersticken." (1)

Der Parlamentarische Rat schafft mit Art. 33 
Abs. 5 eine wohlüberlegte Generalklausel —die 
Adenauer-Regierung füllt sie zielstrebig aus

Nachdem die Beamtenapparate in den Westzonen, die sich 
größtenteils aus dem Personalstamm des faschistischen 
Staatsapparates rekrutierten, binnen weniger Monate wie­

derhergestellt waren, nachdem in den Länderverfassungen 
mehrheitlich das Berufsbeamtentum aufrechterhalten 
worden war, installierte der Parlamentarische Rat dieses 
Institut unstrittig.

Die 65 Mitglieder des Parlamentarischen Rats waren von 
den Länderparlamenten ohne Personaldebatte nach dem 
Vorschlag der Fraktionen und dem Proporz der Parteien 
bestimmt worden: 27 CDU/CSU, 27 SPD, 5 FDP, jeweils 2 
KPD, DP und Zentrum; Präsident: Konrad Adenauer. 41% 
waren Juristen, die ihren Carl Schmitt gelernt hatten.

Zwar stimmte die KPD gegen das GG, aber im wesentli­
chen mit der Begründung, damit würde die nationale Spal­
tung befestigt. Den von Willms eindeutig beschriebenen 
Charakter des GG kritisierte sie nicht. Damit war die KPD 
hinsichtlich ihres späteren Verbots, das sich am 17.8.86 
zim dreißigsten Male jährt, weitgehend entwaffnet.

Art. 33 GG enthält u.a. folgende für die Ausformung des 
Staatsbeschäftigtenkörpers weitreichende Bestimmung: 
"Abs. 5 Das Recht des öffentlichen Dienstes ist unter Be­
rücksichtigung der hergebrachten Grundsätze des Berufs­
beamtentums zu regeln." (2)

Mit der Formulierung "hergebrachte Grundsätze des Be­
rufsbeamtentums" wurde der Exekutive ein weiter Spiel­
rae m eingeräumt, welche dieser Grundsätze einzuführen 
und wie sie konkret zu interpretieren seien. Die geschicht­
liche Spannweite reicht hier vom Allgemeinen Preußischen 
Landrecht 1794, das für "Militär- und Zivilbedienstete" ge­
genüber "dem Oberhaupte des Staates besondere Treue und 
Gehorsam" verlangte, hin zum Deutschen Beamtengesetz 
(DBG) vom 26.1.1937, welches "ein im deutschen Volke 
wurzelndes, von nationalsozialistischer Weltanschauung 
durchdrungenes Berufsbeamtentum, das dem Führer des 
Deutschen Reiches und Volkes, Adolf Hitler, in Treue ver­
bunden ist" (3) rechtlich faßte und "unbedingten Gehorsam 
und äußerste Pflichterfüllung" des deutschen Beamten als 
"Vollstrecker des Willens des von der NSDAP getragenen 
Staates" (§ 1 Abs. 2) forderte.

Mit Art. 33 Abs. 5 statuierte der Parlamentarische Rat, 
daß ein unter Sonderrecht stehender, ausschließlich von 
der Exekutive ausgewählter, Berufs- (d.h. zu lebenslängli­
chem Dienen verpflichteter) beamtenkörper geschaffen 
werden sollte.

Bis zur Verabschiedung des Bundesbeamtengesetzes 
1953 galt provisorisch eine von speziellen Elementen der 
nationalsozialistischen Ideologie gereinigte Fassung des 
DE'G von 1937. Allerdings erließen die Bundes- und Län­
derregierungen in diesem Zeitraum eine Reihe von Verord­
nungen, die von den Beamten eine spezifische "Treue­
pflicht gegenüber der Bundesrepublik Deutschland" for-
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derten und auf Rechtsfiguren zurückgriffen, die im 
Diensteid der Beamten von 1934 und im DBG von 1937 ent­
halten waren, jedoch keine explizite verfassungsrechtliche 
Grundlage hatten. So verordnete die Bundesregierung in 
ihrem Beschluß vom 19.9.1950 (sog. Adenauererlaß), daß 
jeder Beschäftigte aus dem Staatsdienst zu entlassen sei, 
der "an Organisationen oder Bestrebungen gegen die frei­
heitliche demokratische Staatsordnung teilnimmt, sich für 
sie betätigt oder sie sonst unterstützt" oder "insbesondere 
im Auftrag oder im Sinne der auf Gewalthandlungen abzie­
lenden Beschlüsse des 3. Parteitages der kommunistischen 
SED und des sogenannten ’Nationalkongresses’ wirkt". 
(Das Programm der "Nationalen Front des demokratischen 
Deutschland" vom 15.2.49 forderte u.a. die "Schaffung ei­
neseinheitlichen, demokratischen, friedliebenden und un­
abhängigendeutschen Staates", d.Verf.) (4)

Als Organisationen, deren Unterstützung die Entlassung 
rechtfertige, werden in dem Beschluß aufgeführt:

"1. die KPD mit allen ihren Unterorganisationen, 2. die 
sozialdemokratische Aktion, 3. die Freie Deutsche Ju­
gend, 4. die Vereinigung der Sowjetfreunde, 5. die Gesell­
schaft zum Studium der Kultur der Sowjetunion, 6. der 
Kulturbund zur demokratischen Erneuerung Deutschlands, 
7. der gesamtdeutsche Arbeitskreis für Land- und Forst­
wirtschaft, 8. das Komitee der Kämpfer für den Frieden, 
9. das Komitee der Jungen Friedenskämpfer, 10. die Ver­
einigung der Verfolgten des Naziregimes (VVN), 11. die So­
zialistische Reichspartei, 12. die sogenannte 'Schwarze 
Front’ (Otto-Strasser-Bewegung), 13. die 'Nationale 
Front’ (Dachorganisation)." (5)

Bei diesem Erlaß handelt es sich um die Vorwegnahme 
des KPD-Verbots-Urteils für die Staatsbeschäftigten, die 
teilweise Jahre nach ihrer Entlassung nochmals im Zuge 
tausender Verbotsprozesse mit mehrjährigen Haftstrafen 
belegt worden sind. Mit dem Erlaß erklärt die Exekutive in 
der BRD nach ihrem Gusto erstmals Organisationen und 
Gruppierungen (oppositionelle und sozialistische; ausge- 
nommendie unter n. und 12. feigenblatthaft beigemisch­
tenfaschistischen Gruppen) zu fdGO-unvereinbaren Kräf­
ten und schöpft damit eine zweistufige Parteienlegalität.

Mit den in der nationalsozialistischen Beamtengesetzge­
bungerstmais geprägten Ausdrücken "jederzeit", "Gewähr 
dafür bieten", "in seinem gesamten Verhalten" knüpft das 
Bundesbeamtengesetz bewußt an erst im Faschismus voll 
durchgesetzte Rechtsfiguren an. Nach § 7 des Bundesbe­
amtengesetzes vom 14.7.1953 darf in das Beamtenverhält­
nis nur berufen werden, wer "2. die Gewähr dafür bietet, 
daß er jederzeit für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes eintritt" und "§ 
52 Abs. 2: Der Beamte muß sich durch sein gesamtes Ver­
halten zu der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
im Sinne des Grundgesetzes bekennen und für deren Erhal­
tung eintreten." In § 72 Abs. 2 werden für Ruhestandsbe­
amte entsprechende Pflichten und Sanktionen festge­
schrieben. (6)

Der totale Zugriff auf die Person des Staatsbeschäftig­
ten erscheint in dem superlativischen Begriff "jederzeit", 
d.h. 24 Stunden am Tag, an jedem Ort, bis zum Tode. Der 
Begriff "gesamtes Verhalten" umschreibt sämtliche Le­
bensäußerungen (v.a. in der Öffentlichkeit), für deren 
fdGO-Reinheit der Staatsbeschäftigte Bürgschaft (mhd: 
gewer)zu leisten, d.h. "Gewähr zu bieten" hat. Rückgekop­
pelt mit dem "grundsätzliche(n) sachliche(n) Verständnis 
des Staatsschutzkonzeptes des Grundgesetzes als Auftakt 
zu umfassender Repression verfassungsfeindlicher Ideolo­
gie" (Willms) ist in dieser Begrifflichkeit der totalitäre Ge­
sinnungszwang angelegt, der geradezu nach den verfah­
rensrechtlichen und technischen Mitteln schreit, die dann 
eingeführt werden.

Die Reaktion schärft als Antwort auf APO und 
revolutionäre Bewegung die Anwendung 

des bestehenden Beamtenrechts
Nachdem der DGB-Beamtentag 1968 und der DGB-Kon­
greß 1969 ein "einheitliches Dienstrecht" und darin ent­
halten das Streikrecht für alle Staatsbeschäftigten ge­
fordert hatten und aufgrund der veränderten Lage durch 
die "Beinaherevolution in Frankreich" und die "Osterunru- 
hen in Deutschland" (Rainer Barzel) - gemeint: Demon­
strationen gegen die Notstandsgesetze, gegen die Unter­
stützung der US-Aggression in Vietnam und des Schahregi­
mes durch die BRD -, fordert die CDU/CSU die Ausdeh­
nung des Beamtenrechts auf alle Staatsbeschäftigten (Ar­
beiter, Angestellte). (7)

Mitdenam 28.1.72 von den Regierungschefs der Länder 
und Bundeskanzler Willy Brandt verabschiedeten "Grund­
sätze^) über die Mitgliedschaft von Beamten in extremen 
Organisationen" (sog. Radikalenerlaß) geht es um einheit­
liche Verfahrensregeln, wie die geltenden beamtenrechtli­
chen Bestimmungen wirksam gemacht werden können, d.h. 
wie vor allem die kampferfahrenen, revolutionären Kräfte 
aus der Studentenbewegung hauptsächlich aus dem Schul­
bereich herausgehalten werden können und darüber eine 
entsprechende Einschüchterung und Domestikation der be­
reits in Anstellung Befindlichen erreicht werden kann.

Das KPD-Verbotsurteil war verfahrensrechtlich 
stumpf geworden, da die dort benannten 11 Organisationen 
zerschlagen worden waren bzw. nicht mehr existierten.

Im gemeinsamen Runderlaß der Ministerpräsidenten und 
aller Landesminister vom 18.2.72 (sog. Ministerpräsi­
dentenbeschluß) wird verschärfend im Vergleich zum Be­
amtengesetz verlangt, sich aktiv innerhalb und außerhalb 
des Dienstes für die Erhaltung der fdGO einzusetzen. 
"2.1.2. Gehört ein Bewerber einer Organisation an, die ver­
fassungsfeindliche Ziele verfolgt, so begründet diese Mit­
gliedschaft Zweifel daran, ob er jederzeit für die fdGO 
eintreten wird. Diese Zweifel rechtfertigen in der Regel 
eine Ablehnung des Einstellungsantrages." (8)

Die anschließenden Durchführungsbeschlüsse der Länder 
bestim men, daß die Einstellungsbehörden eine Regelanfra­
ge bei den Staatsschutzämtern stellen müssen, deren Aus­
kunft sich auf gerichtsverwertbare Tatsachen zu be­
schränken habe. Gleichzeitig werden die Stigmatisierun­
gen des Staatsschutzes, wer als verfassungsfeindlich (ein 
Begriff, der erstmals in o.a. Runderlaß geprägt wird und 
die "innere-Feind-Bekämpfungs-Norm" des GG ausdrückt) 
zu gelten habe, nahtlos durch die Behörden übernommen. 
Die Staatsschutzämter beginnen ihrerseits mit der Veröf­
fentlichung von Jahresberichten, gleichsam als Pflichtlek­
türe für künftige und bereits angestellte Staatsbeschäftig­
te gedacht, von wem sie sich vorsorglich fernzuhalten, zu 
trennen und ggf. zu distanzieren haben. Oberstgerichtlich 
sanktioniert und positiv begründet werden diese Verfah­
rensweisen durch den Beschluß des Bundesverfassungs­
gerichts vom 22.5.1975 (sog. Radikalenbeschluß). - (z., 
Bildungspolitische Korrespondenzgesellschaft)

(1) Günther Willms, Das Staatsschutzkonzept des Grund­
gesetzes und seine Bewährung; erseh, als Heft 115 der 
"Schriftenreihe Juristische Studiengesellschaft Karlsru­
he", hrsg. v. BGH, BAW, BVerfG, VGH Mannheim u.a.; (2, 
3, 5? 6, 8) zit. n. Die politische Treuepflicht: Rechtsquellen 
zur Geschichte des deutschen Berufsbeamtentums, hrsg. 
v. Edmund Brandt (Karlsruhe, Heidelberg: Müller 1976), S. 
135, 127, 139, 147t, 163; (4) zit. a. Weltgeschichte in Da­
ten, 2.Aufl. (Berlin: Deutscher Verlag der Wiss. 1973), S. 
924; (7) vgl. Politische Berichte - Sondernummer: Liberale 
Innenpolitik (Köln: GNN 1981), S. 14.
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Antiimperialismus/Antifaschismus

Es gibt nur eine Rasse: die Menschenrasse (PAC) 
— Christliches Abendland und Rassismus —

"Unser nationaler Befreiungskampf 
richtet sich gegen das historisch ge­
wachsene System von Rassismus und 
Kapitalismus, welches das Volk von 
Azania knechtet, zum Wohle der klei­
nen Minderheit der Bevölkerung", be­
ginnt das "Manifest des azanischen 
Volkes". (1) Die unterdrückten azani­
schen Massen können sich nicht be­
freien, ohne die menschenverachten­
de Apartheid zu vernichten. Aber der 
Rassismus ist keine besondere Eigen­
schaft der südafrikanischen Siedler 
und der Kampf gegen den Rassismus 
keine Aufgabe, die sich allein der aza­
nischen Befreiungsbewegung stellte. 
Im Gegenteil weist der Befreiungs­
kampf, der nicht nur das Siedlerre­
gime, sondern die imperialistischen 
Hauptmächte zum Gegner hat, auf die 
große Bedeutung, die dem Kampf ge­
gen den Rassismus weltweit und gera­
de auch in der BRD zukommt.

Vielrassenbewußtsein 
oder Antirassismus?

Die azanischen Befreiungsorganisa­
tionen selbst sind in der Frage, w i e 
der Rassismus geschlagen werden 
kann, gespalten. Der African National 
Congress (ANC) vertritt in seiner 
Freiheitscharta von 1955 die Forde­
rung nach Gleichberechtigung der na­
tionalen Gruppen und Rassen:

"Südafrika gehört allen, die darin 
leben, Schwarzen und Weißen ... Alle 
nationalen Gruppen und Rassen sollen 
den gleichen Status in staatlichen 
Körperschaften, in den Gerichten und 
in den Schulen haben; Alle sollen das 
gleiche Recht haben, ihre eigene 
Sprache zu sprechen und ihre eigene 
Kultur und Sitte zu pflegen; Alle na­
tionalen Gruppen sollen durch das Ge­
setz vor Beleidigung ihrer Rasse und 
ihres Nationalstolzes geschützt wer­
den; Es soll als Verbrechen bestraft 
werden, Diskriminierung und Verach­
tung von Nationalität, Rasse oder 
Farbe zu verbreiten und auszuüben; 
Alle Apartheids-Gesetze und -Prakti­
ken sollen abgeschafft werden." (2)

Die Forderung der Gleichberechti­
gung der Rassen ermöglicht eine Kri­
tik des Rassismus. Denn sie wendet 
sich gegen die Diskriminierung von 
Menschen aufgrund unveränderlicher 
Naturmerkmale wie Hautfarbe usw. 
Aber sie spricht sich nicht gegen die 
Unterscheidung der Menschen nach 
solchen Merkmalen aus und läßt damit 
auch Auffassungen zu, die der Unter­
scheidung von Menschen nach Rassen 
Bedeutung zumessen. Die Idee, daß je­
de Volksgruppe ihre Kultur pflegen 
können muß, ist populär, weil sie sich 
spontan aus den Verhältnissen in Süd­
afrika ergibt. Aber gehört nicht zur 

Kultur der Europäer in Südafrika der 
afrikanische Dienstbote? Die Frei­
heitscharta des ANC löst den Wider­
spruch nicht auf. So vermag die Idee 
die Europäer nicht zu beruhigen; den 
Kampf der afrikanischen arbeitenden 
Klassen erschwert sie eher, als daß sie 
ihn erleichtert.

'Die auf den ersten Blick verblüffen­
de, weil der gewöhnlichen Auffassung 
auch nicht-rassistischer Menschen wi­
dersprechende, tatsächlich jedoch 
fortgeschrittenste Kritik des Rassis­
mus leistete der Pan Africanist Con­
gress (PAC). In seinem Manifest von 
1959 heißt es unter Punkt J:

"Eine Rasse: Die menschliche Ras­
se. Die afrikanischen Völker sind sehr 
stolz auf ihre Rasse— die Menschen­
rasse."

Begründet wird die im Gegensatz 
zum multirassischen Konzept des 
ANC als Antirassismus bezeichnete 
Auffassung, die den Begriff der Rasse 
ausdrücklich nur im Singular und nur 
bezogen auf die Menschheit verwen­
det:

Die Afrikaner "sehen keinerlei 
grundsätzlichen Unterschiede zwi­
schen Mitgliedern der drei Haupt­
zweige dieser Rasse, zwischen den 
Kaukasoiden, den Asiaten und den Af- 
rinoiden. Die Afrikaner halten nichts 
von der Theorie, daß es unter den Mit­
gliedern der verschiedenen Zweige 
der menschlichen Spezies irgendwel­
che inhärenten (unmittelbar zugehöri­
gen— Red.) verstandesmäßigen, emo­
tionalen und psychologischen Unter­
schiede gibt." (2)

Große theoretische Anstrengung 
war nötig, um eine eigentlich so einfa­
che Wahrheit herauszufinden, die eine 
scharfe Waffe im Kampf gegen den 
Rassismus ist.
Harmonische Koexistenz 
von Herren und Knechten

Ein früherer Generalkommissar für 
die sog. Homelands, ein kompetenter 
Mann also, beschrieb die Apartheid, 
die Politik der "getrennten Entwick­
lung", so:

"Wir werden eher versuchen, ... 
Formen harmonischer Koexistenz zu 
entwickeln, als uns der Gefahr biolo­
gischer Integration und sozialer Dege­
neration auszusetzen ... Wenn alles 
im selben Tiegel zusammengeschmol­
zen wird, würde ... eine völlig neue 
Gesellschaft dabei entstehen, die je­
denfalls nach Charakter und Kultur 
nicht europäisch wäre ... Die jetzige 
Regierung stellte mit voller Unter­
stützung der Wähler klar ... daß die 
Bantu keinen Anspruch auf feste 
Wohnsitze in Europäergebieten haben, 
daß sie sich dort als Arbeiter aufhal­

ten und daher außerhalb der Bantu- 
Reservate weder Grundbesitz noch 
politische Rechte haben können." (3)

Knapper äußerte sich 1954 der spä­
tere Ministerpräsident der Republik 
Südafrika Verwoed:

"Es gibt keinen Platz für ihn (den 
Afrikaner-- Red.) in der Gesellschaft, 
abgesehen von gewissen Formen der 
Knechtsarbeit." (4)

Die europäischen Siedler haben dem 
in über 350 Jahren Kolonialherrschaft 
herausgebildeten System des Rassis­
mus viele Bezeichnungen gegeben, 
z.B. "weiße Herrschaft", "christliche 
Treuhänderschaft" oder eben "ge­
trennte Entwicklung". Bei allem 
Wechsel der Bezeichnungen blieb der 
Grundgedanke immer derselbe: die 
Überlegenheit der weißen Menschen, 
der Europäer, denen Gott die Aufgabe 
übertragen habe, über die schwarzen 
Menschen, die Afrikaner, zu herr­
schen. So schrieb etwa die burische 
Zeitung "volksstem" am 11.10.1912:

"Gott hat den Eingeborenen als 
Knecht für den Weißen deklariert, und 
es ist die Pflicht eines jeden Weißen, 
den Eingeborenen dies deutlich zu ma­
chen, und ich halte es für falsch, wenn 
Weiße als Knechte bei Weißen dienen, 
während wir in einem Land der Knech­
te wohnen, umgeben von Hunderttau­
senden von Knechten." (5)

Das Apartheid-System selbst ist der 
schlagende Beweis dafür, daß die 
Theorie von der Verschiedenheit der 
Rassen, der Ausgangspunkt jeglichen 
Rassismus, kein Naturgesetz aus­
drückt. Was wär’ denn das, was die 
Rassisten "Rasse" und "Rassenunter­
schied" nennen, ohne den gesell­
schaftlichen Schutz durch die Apart­
heid, die in einer Unzahl von Gesetzen 
besteht? Im Verbot der Ehe und aller 
Geschlechtsbeziehungen zwischen 
den verschiedenen Menschengruppen; 
in den Landenteignungsgesetzen, den 
Gesetzen, die die sog. weißen Gebiete 
frei von Afrikanern halten, den 
Zwangsarbeitsgesetzen, den Staats­
schutzgesetzen usw. und schließlich in 
der Verfassung selbst, die die Afrika­
ner von den bürgerlichen Rechten, 
v.a. dem Wahlrecht ausschließt.

Die westliche 
Wertegemeinschaft

Kritik an der Apartheid hält die Reak­
tion in der BRD, derzeit jedenfalls, 
für opportun, aber ... "Sehr kompli­
zierte Zusammenhänge"— dies Stich­
wort taucht noch in jeder Betrachtung 
über Südafrika auf — machten einfa­
che Lösungen schwierig. Worin die 
"sehr komplizierten Zusammenhänge" 
bestehen? Eine einzige Bundestagsde­
batte über Südafrika, und man ist be-
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lehrt: Ohne die Weißen kann aus den 
Schwarzen nichts werden.

Der CSU-Bundestagsabgeordnete 
Althammer verweist zum Beispiel 
darauf: "Viele Länder in Schwarzafri­
ka haben es erlebt, daß die Beseiti­
gung der Zusammenarbeit mit den 
Weißen zum Schaden der eigenen Be­
völkerung war." (6)

Frau Hamm-Brücher, FDP, weiß so­
gar: Afrika "ist ein Kontinent, dem es, 
wie so viele Beispiele leider gezeigt 
haben ... bisher nicht gelungen ist, 
seine bessere Zukunft nur auf sich 
selbst gestellt zu gestalten". (7)

Althammer wiederum sieht: "Im­
merhin hat die schwarze Bevölkerung 
in der südafrikanischen Republik mit 
Abstand den höchsten Lebensstandard 
in ganz Schwarzafrika.11 (6) Und sein 
CDU-Kollege Marx prangert mit dem 
Zwischenruf: "Die Transkei könnte ein 
Brotkorb sein!" (7) an, daß die Afrika­
ner nicht in der Lage seien, auch nur 
für die eigene Ernährung selbständig 
zu sorgen.

In den unverhüllten Worten des frü­
heren Präsidenten des Hamburger 
Weltwirtschaftsinstituts, Ortlieb, 
klingt das dann so:

"Man bleibt dort (in Südafrika — 
Red.) auf unbestimmte Zeit auf steti­
ge Initiative und Sachverstand weißer 
Manager und Fachleute angewiesen. 
Daraus folgt: Soll Südafrika nicht in 
die gleiche wirtschaftliche Katastro­
phe steuern, die Schwarzafrika be­
reits droht, dann darf die Beteiligung 
der Nichtweißen an den Führungsauf­
gaben in Politik und Wirtschaft nur so­
weit gehen, wie diese im Stande sind, 
die ihnen dabei zufallenden Aufgaben 
gleichwertig zu übernehmen." (8)

Man muß nicht einmal Strauß, den 
offenen Freund des Apartheidregi­
mes, zitieren— das ganze Regierungs­
lager ist einig, daß das allgemeine 
Wahlrecht, dieses elementare bürger­
liche Recht, in Südafrika keinen Fort­
schritt bedeute, sondern dem wahren 
Fortschritt entgegenstehe.

So Graf Lambsdorff, FDP, in 
"Quick": "Es geht jetzt nicht darum, 
ein demokratisches Wahlrecht nach 
unserem Vorbild einzuführen. Schwar­
ze und Weiße wären damit überfor­
dert. Auch die Weißen sind Afrikaner, 
seit über 300 Jahren im Land. Ich ver­
stehe, daß sie Sicherheit wollen." (9)

Oder der CDU/CSU-Abgeordnete 
Klein: "Für die Schaffung eines 
Staatswesens, das allen Südafrikanern 
Heimat ist, Gleichheit vor dem Ge­
setz garantiert und die vollen Men­
schenrechte gewährleistet, ist in die­
sem Stadium ... die Formel ’One man, 
one vote’ ebenso untauglich wie etwa 
bei uns bei den Europawahlen." (10)

Was dann will die westdeutsche Re­
aktion für Südafrika?

Dr. Stercken (CDU/CSU): "Die Kon­
flikte zwischen den Ländern, Stäm­
men und Rassen werden nur durch eine 
föderale Integration ein Lösung fin­
den." (7) Was wird die "föderale Inte­

gration" anderes sein als Apartheid, 
"getrennte Entwicklung"?

Außenminister Genscher, FDP: "Die 
Minister (EG-Außenminister — Red.) 
sind der Auffassung, daß alle Bürger 
gleiche Rechte genießen und— darauf 
haben wir besonderen Wert gelegt — 
daß Minderheitenschutz ge­
währleistet sein muß; denn ... für uns 
bedeutet der notwendige Wandel 
nicht, daß ein Akt der Machtübernah­
me durch eine neue Bevölkerungs­
gruppe stattfindet ..." (10) Was ist 
der Minderheitenschutz anderes als 
die Fortsetzung der "weißen Herr­
schaft" unter einer neuen Bezeich­
nung!

Ganz deutlich wird Prof. Werner 
Kaltefleiter, ein politischer Berater 
der CDU/CSU: "Südafrika könnte 
wahrscheinlich viel internationale 
Kritik vermeiden, wenn die politische 
Differenzierung weniger auf das for­

Europäische Kultur in Südafrika/Azania
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male Kriterium der ethnischen Zuge­
hörigkeit (die häufig ohnehin dubios 
ist) als vielmehr auf die tatsächliche 
sozialkulturelle Orientierung aufbau­
en würde . .. Vielleicht könnte als er­
ster Schritt die Errichtung einer vier­
ten Kammer für westlich gebildete, 
urbanisierte Schwarze treten." (11)

Nicht genug, daß er die Rassendis­
kriminierung rechtfertigt: Er propa­
giert die Spaltung der Afrikaner in 
"Wilde" (Nicht-westlich-Gebildete, 
Nicht-Urbanisierte) und "Abgerichte­
te", die, wenn sie den Unbedenklich­
keitsschein der westlichen Bildung 
und Urbanisation erhalten haben— in 
einer vierten Kammer wenigstens so 
machen dürfen, als ob!

Die scheinheilige Kritik der Apart­
heid, wie die westdeutsche Reaktion 
sie entwickelt, ist selbst rassistisch. 
Sie zielt allein darauf, den Status quo 

der Rassendiskriminierung, das Her­
renvolk-Dasein der europäischen 
Siedler in Südafrika zu erhalten. Das 
südafrikanische Regime habe den An­
spruch verwirkt, als Teil der westli­
chen Wertegemeinschaft zu gelten, 
hat in einer Debatte der SPD-Abge­
ordnete Verheugen geäußert. (6) Hät­
te doch die SPD nur ein einziges Mal 
die westliche Wertegemeinschaft und 
ihre Träger im Bundestag kritisiert! 
Aber sie hat, ebensowenig wie die 
GRÜNEN, kein Wort der Kritik an 
dem rassistischen Dreck von CDU/ 
CSU/FDP geäußert.

Ein früher rassistischer 
Kreuzzug

Die westdeutsche Bourgeoisie hat an 
der Ausplünderung der reichen Boden­
schätze in Südafrika/Azania und an 
der Ausbeutung der azanischen Arbei­
ter maßgeblich teil. Deshalb unter­

stützt sie das südafrikanische Regi­
me. Doch die oft geäußerte Kritik, 
daß sie ihre wirtschaftlichen und poli­
tischen Beziehungen trotz der 
Apartheid aufrechterhalte, trifft 
nicht. Denn diese Kritik unterstellt, 
daß sich die westdeutsche Bourgeoisie 
eigentlich an der Apartheid stört und 
daß sie in der Verfolgung ihrer Inter­
essen in Südafrika/Azania auf den 
Rassismus leicht verzichten könnte.

Zum einen argumentiert, wie gese­
hen, die westdeutsche Reaktion selbst 
rassistisch. Zum anderen beruft sich 
die südafrikanische Siedlergesell­
schaft auf ihre Zugehörigkeit zum eu­
ropäischen Kulturkreis. Tatsächlich 
sind die Siedler nicht nur europäischer 
Herkunft. Auch ihr Rassismus ist das 
Produkt des christlichen Abendlandes, 
so wie es sich in vielen Jahrhunderten 
herausgebildet hat.
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Zur Rechtfertigung von Unterdrük- 
kung taucht der Begriff der Rasse 
erstmals in der spanischen Reconqui­
sta auf. In der Ende des achten Jahr­
hunderts einsetzenden und über Jahr­
hunderte dauernden Reconquista 
(Wiedereroberung) wurde die arabi­
sche Kultur in Spanien zerschlagen. 
Die Mauren wurden von dem Land ver­
trieben, auf dem sie lebten, und, so­
fern sie nicht ausgerottet wurden, in 
Ghettos gepfercht. Mit ihrer zuneh­
menden— und auch zunehmend rassi­
stisch begründeten — Unterdrückung 
setzte auch die Verfolgung der Juden 
ein, den Vermittlern zwischen der 
christlichen und islamischen Kultur­
sphäre. Der Sieg über die Mauren 
durch die Eroberung Granadas 1492 
fiel zusammen mit dem Zwangsbekeh­
rungsedikt gegen die sog. jüdische 
Rasse, das in die fast vollständige 
Vertreibung der Juden aus Spanien 
mündete.

So stellte die Reconquista die Herr­
schaft des spanischen Adels über Land 
und Leute her. Erstens brachte der 
spanische Adel den Boden vollständig 
an sich, verwandelte ihn durch die 
Vertreibung der Mauren in seinen 
Grundbesitz und führte ein eigenes 
Feudalsystem ein. Zweitens drängten 
die herrschenden Familien die Juden 
aus dem Handel, den diese bis dahin 
beherrschten, und brachten ihn an 
sich; denn die Reconquista erreichte 
ihren Höhepunkt in der Zeit der Ent­
deckungen und der neuen Blüte des 
Welthandels und ging bruchlos über in 
die Conquista, die spanische Erobe­
rung Nordafrikas und Amerikas.

Mit der Berufung auf fremde Rasse 
wurde die Enteignung der Mauren und 
Juden, der Widersacher und Konkur­
renten des spanischen Adels, recht­
fertigt — mit der Berufung auf das 
“reine Blut“ umgekehrt die Eigen­
tumsrechte der herrschenden Adels­
familien und ihre Vererbbarkeit be­
gründet. Als Ideologie zur Rechtferti­
gung von Enteignung und Unterdrük- 
kung enthält der Rassismus stets auch 
die Züchteridee von der Erblichkeit 
des Eigentums.

Deshalb ist der Rassismus auch äl­
ter als der Begriff der Rasse. Schon 
die Ideologen der frühen Klassenge­
sellschaften haben das edle Blut ent­
deckt zur Begründung von Herrschaft, 
Eigentum, Erbfolge. Allgemein sind 
solche Theorien als rassistisch zu be­
zeichnen, die Eigentums- und Herr­
schaftsverhältnisse aus der Men­
schennatur herleiten und das Recht 
auf Eigentum für wenige (verbunden 
mit der Besitzlosigkeit vieler) und den 
Anspruch auf Herrschaft aus Naturei­
genschaften und Naturmerkmalen.

Rassismus — eine 
Herrschaftsideologie

Die Begründung der Notwendig­
keit von Herrschaft aus der Men­
schennatur ist der allgemeinste Aus­
gangspunkt, den der Rassismus mit

anderen Herrschaftsideologien aus 
der Geschichte des christlichen 
Abendlandes teilt. Der Philosoph der 
griechischen Sklavenhaltergesell­
schaft Aristoteles schreibt zur Be­
gründung des Staates, d.h. der Herr­
schaft der Sklavenhalter:

“Wie nämlich der Mensch, wenn er 
vollendet ist, das beste der Lebewesen 
ist, so ist er abgetrennt von Gesetz 
und Recht das schlechteste von allen 
... Der Mensch besitzt von Natur als 
Waffen die Klugheit und Tüchtigkeit, 
und gerade sie kann man am allermei­
sten in verkehrtem Sinne gebrauchen. 
Darum ist der Mensch ohne Tugend 
das gottloseste und wildeste aller We­
sen und in Liebeslust und Eßgier das 
schlimmste." (12)

Daß der Mensch ähnlich oder 
schlimmer wie ein Tier von wilden In­
stinkten getrieben ist, wenn er nicht 
durch staatliche Gewalt gezügelt 
wird, wird seither immer wieder be­
hauptet. Z.B. vertritt der britische 
Theoretiker des Absolutismus Hobbes 
(1588-1679), daß die natürlichen Trie­
be die Individuen unvermeidlich in ei­
nen Bürgerkrieg stürzen, und er sieht 
entsprechend die wichtigste Begrün­
dung des Staates in der Friedenssiche­
rung. (13) Eine leicht abgewandelte 
Fassung solcher Theorien liefert das 
Christentum. Augustinus etwa (354- 
430) “deutet alle Herrschaft als Folge 
des Sündenfalls, um mit ihrer Hilfe 
dessen Folgen niedrig zu halten“. (13) 
Nach ihm greift u.a. auch Luther auf 
die Sünde als Ursache der Schlechtig­
keit der Menschen zurück, um weltli­
ches Gesetz und Herrschaft zu recht­
fertigen.

All die niederen Eigenschaften des 
im buchstäblichen Sinne des Wortes 
unbeherrschten Menschen, aus denen 
die Ideologen der jeweils herrschen­
den Klassen in den verschiedenen Epo­
chen des christlichen Abendlandes die 
Notwendigkeit von Herrschaft be­
gründen, finden sich dann konzen­
triert in den Beschreibungen europäi­
scher Kolonialisten vor allem über die

Wilhelm II. überden Boxeraufstand: "Es ist der Kampf Asiens gegen das ganze 
Europa!“ Und: “Peking muß rasiert werden!“ Bild: Gefangene Chinesen.

afrikanischen Völker. Stellvertretend 
für viele andere seien aus der zweiten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts der 
deutsche Missionar Schlegel über das 
Ewe-Volk (heute Togo und Ghana) und 
ein Geistlicher der Norddeutschen 
Mission über die Afrikaner allgemein 
zitiert:

"Sie sind in jedem Betracht in ein 
fast thierisches Wesen versunken. An 
Verstand sind sie sehr arm; sittlich im 
Allgemeinen unter jeglicher Schät­
zung. Ein Gedanke, welcher über 
Bauch und Erdboden und thierisches 
Begehren hinausginge, ist selten in ih­
rem Kopfe."— "... unter ihnen hat der 
Teufel so lange sein unumschränktes 
Reich gehabt, daß sie seine Sklaven 
geworden und in thierische und dämo­
nische Zustände hinabgesunken sind." 
(14)

Die zweite Gemeinsamkeit, die der 
Rassismus mit anderen Herrschafts­
ideologien hat, ist die Begründung der 
Klassenspaltung und Klassenherr­
schaft aus Natureigenschaften. Der 
schon zitierte Aristoteles verteidigt 
die Sklavenhaltergesellschaft mit 
dem Argument, daß von Natur ein Un­
terschied zwischen Herren und Skla­
ven bestehe, wobei von Natur aus die 
Griechen die Herren und die Barbaren 
die Sklaven sind. Das Naturgesetz, das 
den Menschen entweder zum Herren 
oder zum Sklaven bestimme, definiert 
er dabei so:

"Denn was mit dem Verstand vor­
auszuschauen vermag, ist von Natur 
das Regierende und Herrschende, was 
aber mit seinem Körper das Vorgese­
hene auszuführen vermag, ist das von 
Natur Regierte und Dienende. Darum 
ist auch der Nutzen für Herrn und Die­
ner derselbe." (15)

Das Recht der römischen Sklaven­
haltergesellschaft kann die Sklaven, 
denen der Verstand abgesprochen ist, 
vom Vieh praktisch nicht unterschei­
den. Auch durch das ganze Mittelalter 
hindurch ist es üblich, der sozialen 
Ungleichheit der Menschen natürliche 
Ungleichheit als Ursache zu unter-
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stellen. Dante Alighieri gab 1559 die 
vorherrschende und z.B. auch von 
Erasmus von Rotterdam vertretene 
Auffassung wieder, die der des Aristo­
teles entsprach:

"Eben die leut, so da vor andern eyn 
wackern verstand habend, die seind 
von natur Herren über andere men- 
schen." (13)

Und nochmals später spricht der 
Philosoph Leibniz (1646-1716) in sei­
nen Schriften über "Natürliche Ge­
sellschaften" den Knechten zwar die 
unsterbliche Seele zu und anerkennt 
sie damit als Menschen im Unter­
schied zum Vieh, den Verstand aber 
ab, wodurch ihm der Unterschied der 
Knechte zum Vieh verschwindet und 
womit er die Knechtung begründet.

Die Periode, in der die Bürgerlichen 
— im Angriff auf die feudale Herr­
schaft— die Theorien von der natürli­
chen Ungleichheit der Menschen kriti­
sieren, ist nur kurz. Ihre gegen die ar­
beitenden Klassen und gegen fremde 
Völker gerichteten Herrschaftsinter­
essen schlagen sich im 19. Jahrhun­
dert im kolonialistischen Rassismus 
auf der einen Seite und in den Theo­
rien z.B. eines Nietzsche über Herren­
menschen und Herdentiere auf der an­
deren Seite nieder. Beides treibt alle 
bis dahin vertretenen Vorstellungen 
über natürliche Unterschiede als Be­
rechtigung für Herrschaft und Knech­
tung auf die Spitze.

Der Rassismus begründet das euro­
päische Recht auf koloniales Eigen­
tum, d.h. auf Landraub, und auf Kolo­
nialherrschaft, d.h. Unterwerfung 
fremder Völker und Vernichtung oder 
Zwangsarbeit. So der deutsche Geist­
liche und Kolonialist Rohrbach:

"UnseTe Kolonisation in Afrika 
steht vor der Aufgabe, sich mit der 
untergeordneten Rasse, die wir im Be­
sitz der vorhandenen wirtschaftlichen 
Produktionsmittel des Grund und Bo­
dens und der Arbeitskraft fanden, im 
doppelten Sinne auseinanderzusetzen 
..." (16) — mit dem Ergebnis, daß 
"wir" am Ende das Land hatten und die 
Afrikaner nichts, so daß "die in dem 
Eingeborenen steckende physische 
Leistungsfähigkeit mit dem größt­
möglichen Nutzeffekt für die koloni­
sierende Nation zur Anwendung" (16) 
gebracht werden konnte.

Die Rechtfertigung liefert der Ras­
sismus, indem er natürlichen Merkma­
len wie Hautfarbe oder Schädelform, 
nach denen sich die Hauptzweige der 
Menschenrasse in statistisch relevan­
tem Ausmaß unterscheiden, gesell­
schaftliche Funktionen zuweist. Der 
deutsche Kolonialist und einer der be­
deutendsten Missionsgeistlichen Fab- 
ri geht dabei folgendermaßen vor:

"Wenn uns ein Neger gegenüber­
steht, schwarz wie Ebenholz, mit 
krausem, wolligem Haupthaar, mit 
gedrücktem Schädel und rückwärts 
gestreckter Stirn, das Hinterhaupt 
und die unteren Gesichtstheile dage­
gen massiv entwickelt, die Lippen

breit aufgeworfen, die Nase plattge­
drückt, wenn ich ihn betrachte, jetzt 
belebt von der tiefsten sinnlichen 
Gluth, dann wieder in stumpfer, trä­
ger Gleichgültigkeit ... so bekommt 
man den unwiderstehlichen Eindruck: 
das sind nicht nur die Züge des durch 
die Sünde überhaupt verunstalteten 
und materialisierten Urmenschen, 
hier liegt noch ein ganz besonderes, 
über alle Aufzeichnungen der Ge­
schichte hinausreichendes Geheimniß 
zu Grunde." (17)

Schon Fabris Beschreibung biologi­
scher Merkmale ist diskriminierend 
und diskriminierend gemeint. Aus ihr 
spricht das Interesse, den Afrikaner 
aufgrund seiner äußeren Merkmale als 
niederes Wesen darzustellen. Das 
"Geheimnis" wird dann auch schnell 
aufgeklärt: Nach Gottes Wille sei der 
Afrikaner dazu verdammt, Knecht des 
Europäers zu sein, wobei sich Gottes 
Wille eben in der natürlichen Ver­
schiedenheit zeigt.

Daß zwischen den verschiedenen 
Völkern kulturelle Unterschiede be­
stehen bzw. bestanden, soll nicht be­
stritten werden. Die Unterschiede re­
sultieren aus dem unterschiedlichen 
Entwicklungsgrad der Produktivkräf­
te und dem unterschiedlichen Gang 
der Geschichte. Der moderne Rassis­
mus aber führt die Unterschiede nicht 
auf geschichtliche Umstände zurück. 
Als kolonialistische und imperialisti­
sche Ideologie leitet er Kolonialherr­
schaft und koloniales Eigentum aus 
Naturmerkmalen von Menschen ab, 
die jeglicher Bestimmung durch den 
Menschen entzogen sind. Danach 
steht es dem Afrikaner an, für andere 
zu arbeiten, aber nicht zu, in eigener 
Regie zu produzieren und seine Ge­
schicke selbst zu leiten. Darin sind 
sich der hinterwäldlerische Bure und 
der hochzivilisierte Abgeordnete des 
deutschen Bundestages einig. Ihr Ras­
sismus gibt die bestehenden gesell­
schaftlichen Verhältnisse in Südafrika 
und anderswo als Naturordnung aus, 
um sie der Kritik und Umwälzung zu 
entziehen.

Kritik des Rassismus 
entfalten!

In der Unterscheidung der Menschen 
nach "Rassen" liegt schon der Ver­
such, in jeder Hinsicht belanglose Un­
terschiede hervorzuheben und rein äu­
ßerliche Naturmerkmale als Unter­
scheidungsmerkmale zu benutzen. 
Welchem Zweck soll das dienen außer 
dem Interesse, zu einer Rangordnung 
der verschiedenen Spielarten der 
Menschenrasse zu kommen? So wie 
etwa der deutsche Philosoph Kant, der 
sich verschiedentlich über die Natur­
merkmale verschiedener Menschen­
gruppen ausläßt, die er auf Umweltbe­
dingungen zurückführt, und dann die 
Schlußfolgerung zu präsentiert:

"Die Menschheit ist in ihrer größten 
Vollkommenheit in der Race der Wei­
ßen. Die gelben Indianer haben schon 

ein geringeres Talent. Die Neger sind 
weit tiefer, und am tiefsten steht ein 
Teil der amerikanischen Völkerschaf­
ten." "Der Einwohner des gemäßigten 
Erdstrichs, vornehmlich des mittleren 
Theiles desselben, ist schöner an Kör­
per, arbeitsamer, scherzhafter, ge­
mäßigter in seinen Leidenschaften, 
verständiger als irgend eine andere 
Gattung der Menschen in der Welt. 
Daher haben diese Völker zu allen Zei­
ten die anderen belehrt und durch 
Waffen bezwungen." (18)

Hieraus spricht das Interesse der 
Bourgeoisie in Europa, die Welt zu er­
obern und zu ihrem Eigentum zu ma­
chen und dies als ihr natürliches Recht 
auszugeben. Die Auffassung des PAC 
von der einen Menschenrasse ist ei­
ne schroffe Kritik des Rassismus. In 
ihr äußert sich das Emanzipationsin­
teresse der unterdrückten Völker, die 
den Rassismus als festen Bestandteil 
ihrer kolonialistischen und imperiali­
stischen Knechtung erfahren haben.

Die antiimperialistischen Kräfte in 
der BRD können den azanischen Be­
freiungskampf wirkungsvoll nur un­
terstützen, wenn sie die Kritik des 
Rassismus entwickeln. Die Kritik des 
Rassismus aber muß entfaltet werden 
als Kritik an allen Theorien, die die 
natürliche Ungleichheit der Menschen 
behaupten, an den kolonialistischen 
und imperialistischen Varianten eben­
so wie an den elitären und faschisti­
schen. Insofern stellt sich dem antiim­
perialistischen Kampf und dem anti­
faschistischen Kampf, gleichwohl sie 
verschiedene Aufgaben verfolgen, 
doch eine gleiche Aufgabe. 
Quellenhinweis: (1) Dokument des Na­
tional Forum, zitiert nach: AKAFRIK 
/iz3w, Südafrika, S. 22; (2) zitiert 
nach: issa, Dokumente der südafrika­
nischen Befreiungsbewegung; (3) zi­
tiert nach: issa, Südafrika in der Schu­
le, S. 4; (4) ebenda, S. 28; (5) zitiert 
nach: Beckmann (Hrsg.), Rasse, Kir­
che und Humanum, S. 259; (6) Bundes­
tagsprotokolle 10/40 vom 1.12.83; (7) 
Bundestagsprotokolle 10/54 vom 10.2. 
84; (8) Ortlieb, Südafrika- wohin, in: 
Criticon, September/Oktober 1985; 
(9) zitiert nach: Pressedienst der FDP 
vom 18.9.85; (10) Bundestagsprotokol­
le 10/157 vom 13.9.85; (n) Kalteflei- 
ter, Einfache Antworten auf ein kom­
plexes Problem?, in: Criticon, Sep­
tember/Oktober 1983; (12) Aristote­
les, Politik, 1253a; (13) Geschichtli­
che Grundbegriffe, Bd. 3, Stichwort 
Herrschaft, S. iff; (14) beide Zitate 
nach: Weiß auf Schwarz, hundert Jah­
re Einmischung in Afrika, S. 32 und 
34; (15) Aristoteles, Politik, 1252a; 
(16) P. Rohrbach, Deutsche Kolonial­
wirtschaft, zitiert nach: Weiß auf 
Schwarz; (17) F. Fabri, Die Entste­
hung des Heidenthums und die Aufga­
be der Heidenmission; (18) I. Kant, 
Physische Geographie. Weitere Quel­
lenhinweise: Volksfront Hamburg, Ge­
gen die Wiederbelebung der Bega­
bungstheorien und Elitebildung- (scc)
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Der gerechte Krieg-
Rassistische Rechtfertigungen

Was rechtfertigt den. Eroberungs­
krieg als gerechten Krieg? Eine hö­
here Ordnung, die es durchzusetzen, 
ein höherer Zweck, den es zu voll­
strecken gilt. Seit Aristoteles beru­
fen sich die Ideologen der herrschen­
den Klassen des christlichen Abend­
landes, der Sklavenhalter, der Feu­
dalherren, der Bourgeois, auf einen 
solchen höheren Zweck, um die Aus­
weitung ihrer Herrschaft und ihres 
Eigentums, die Unterwerfung frem­
der Völker zu rechtfertigen. Sie be­
rufen sich, je nach dem, auf die Na­
tur, auf Gottes Wille, auf den Welt­
plan, auf den Menschheitsfortschritt 
... Aber immer ermöglicht der hö­
here Zweck, den Gegner als Abarti­
gen im Gegensatz zur eigenen Art, 
als Minderwertigen im Gegensatz 
zum eigenen hohen Wert zu charak­
terisieren: als Barbaren— im Gegen­
satz zum Zivilisierten; als Heiden — 
im Gegensatz zum Christen; als Un­
termenschen — im Gegensatz zum 
Menschen; als Knechtsvolk eben im 
Gegensatz zum Herrenvolk.
Die Sklavenhalterkriege 

Die antike griechische Gesellschaft 
beruhte auf der Anwendung von 
Sklavenarbeit. Die räuberische Aus­
beutung der Sklaven führte zu hohem 
Verschleiß an Menschenleben. 
Hauptsächlich durch Krieg beschaff­
ten sich die Sklavenhalter neue Skla­
ven. Der Philosoph Aristoteles (384- 
322 v.u.Z.) begründet, warum wie die 
Sklavenhalterordnung selbst auch 
der Krieg zur Beschaffung der Skla­
ven gerecht sei:

"Denn was mit dem Verstand vor­
auszuschauen vermag, ist von Natur 
das Regierende und Herrschende, 
was aber mit seinem Körper das Vor­
gesehene auszuführen vermag, ist 
das von Natur Regierte und Dienen­
de." Die Barbaren besitzen "das von 
Natur Herrschende ... nicht ... Da­
rum sagen die Dichter: ’Daß Grie­
chen über Barbaren herrschen, ist 
gerecht’, da nämlich von Natur der 
Barbar und der Sklave dasselbe sei." 
"Diejenigen, die so weit voneinander 
verschieden sind wie die Seele vom 
Körper und der Mensch vom Tier 
(dies gilt bei allen denjenigen, deren 
Aufgabe die Verwendung ihres Kör­
pers ist und bei denen dies das Beste 
ist, was sie leisten können), diese 
sind Sklaven von Natur, und für sie 
ist es ... besser, auf die entspre­
chende Art regiert zu werden." 
"Wenn nun die Natur nichts unvoll­
kommen und nichts zwecklos macht, 
so muß die Natur all dies um der 
Menschen willen gemacht haben. 
Darum ist auch die Kriegskunst von 
Natur eine Art von Erwerbskunst 

(die Jagdkunst ist ein Teil von ihr), die 
man anwenden muß gegen die Tiere 
und gegen jene Menschen, die von Na­
tur zum Dienen bestimmt sind und 
dies doch nicht wollen. Denn ein sol­
cher Krieg ist von Natur gerecht." 
(Aus: Politik, Erstes Buch)

Die Sachsenkriege
Die Eroberungskriege des Frankenkö­
nigs Karl (genannt der Große, 768- 
814) besiegelten den Ruin und Unter­
gang des freien fränkischen Bauern­
standes und die Verwandlung freier 
Bauern in Hörige. Zu den wichtigsten 
und blutigsten Kriegen zählen die 
Sachsenkriege. Ihr Ergebnis war die 
Einverleibung Sachsens ins Franken­
reich, die Entstehung eines einheitli­
chen Rechtsraums und die Stärkung 
des Grundeigentums und der Grund­
herren. Den Gefolgsleuten Karls wur­
den Teile des Sachsenlandes, die von 
Sachsen befreit waren, als Eigentum 
überlassen.

Ihre höhere Weihe fanden die Sach­
senkriege in folgendem: "Unsere Auf­
gabe ist es, gemäß dem Beistand der 
göttlichen Güte überall Christi heilige 
Kirche gegen Einbruch der Heiden und 
Verheerungen durch Ungläubige nach 
außen mit Waffen zu verteidigen ..." 
(Karl der Große, von Zeitgenossen 
auch "Glaubensverbreiter" genannt, 
zitiert nach: R. Wahl, Karl der Große)

Die Kreuzzüge
Byzanz war um die Jahrtausendwende 
der Umschlagplatz des damaligen 
Welthandels. Das emporkommende 
europäische Handelskapital mußte, 
um sich Platz zu verschaffen, die Vor­
herrschaft Byzanz’ und des islami­
schen Ostens brechen. Dies waren die 
Triebkräfte für die Kreuzzüge, die ih­
re Ideologen folgendermaßen recht­
fertigten:

"Es ist gut, wenn er (der wahre Krie­
ger Christi-- Red.) einen Bösewicht 
tötet__ Das Schwert der Christen
soll überden Häuptern der Feinde ge­
führt werden, um allen Hochmut zu 

.zerbrechen, der sich gegen die Weis­
heit Gottes erhebt, die der christliche 
Glaube ist." (Bernhard von Clair­
veaux)

Und Papst Urban stachelte die euro­
päischen Ritter an: "Das Land, das ihr 
bewohnt ... hat keinen Raum mehr 
für eine große Zahl. Es besitzt keine 
übermäßigen Reichtümer und vermag 
kaum seine Bebauer zu ernähren ... 
Zieht hin zum Heiligen Grabe! Ent­
reißt das Land dem ungläubigen Volk 
und macht es euch untertan, jenes 
Land ... in dem Milch und Honig flie­
ßen." (Beide Zitate nach: Kommuni­
stische Volkszeitung, Die Eroberungs­
züge des Deutschherrenordens gegen 

die Völker des Ostens)
Die Ostkolonisation

Die Slawenkreuzzüge, geführt vor al­
lem vom Deutschen Orden, leiteten ab 
dem 12. Jahrhundert die deutsche 
Ostkolonisation ein. In einer Jahrhun­
derte währenden blutigen Kolonisati­
onsbewegung unterwarf sich das 
Deutsche Reich die slawischen Völker 
und Gebiete östlich der Elbe.

"Aufruf der Bischöfe von Branden­
burg und Havelberg: Diese Heiden hier 
sind die allerschlimmsten, aber ihr 
Land ist das allerbeste an Fleisch, Ho­
nig, Mehl, Geflügel und, wenn es or­
dentlich bestellt wird, an Fruchtbar­
keit für alle wirtschaftlichen Erzeug­
nisse. Wohlan denn, ihr Sachsen, Fran­
ken, Lothringer, Flamen, ihr ruhm­
würdigen Bezwinger der Welt, hier 
könnt ihr zugleich für das Heil eurer 
Seelen sorgen und das fruchtbarste 
Land zur Siedlung erwerben!"

Aus der "Chronik des Preußenlan- 
des" von Dusburg: "Sieh die wunderba­
re Kraft, durch welche alle Menschen, 
die einst Preußen bewohnten, deren 
ungezählte Menge wir unten auffüh­
ren, ausgelöscht sind und ihre Städte 
und Befestigungen bis auf den Grund 
zerstört sind und ihre Kriegsmacht 
zerbrochen ist; auf diese Weise hat 
der Herr sie vom unrechten Weg abge­
bracht, und wegen ihres Ungehorsams 
sind sie gedemütigt worden. Mögen sie 
vor den Menschen Zeugnis ablegen von 
der Gnade und Herrlichkeit des Herrn 
und ihm lobsingen." (Beide Zitate 
nach: KVZ, Die Eroberungszüge ...)
Spanien erobert Amerika 

"Die Entdeckung der Gold- und Sil­
berländer in Amerika, die Ausrottung, 
Versklavung und Vergrabung der ein­
geborenen Bevölkerung in die Berg­
werke, die beginnende Eroberung und 
Ausplünderung von Ostindien, die Ver­
wandlung von Afrika in ein Geheg zur 
Handelsjagd auf Schwarzhäute be­
zeichnen die Morgenröte der kapitali­
stischen Produktionsära", schreibt 
Marx in Kapital Bd. 1. Das Ergebnis 
einer längeren Diskussion in Spanien 
über die Frage, unter welchen Bedin­
gungen der Krieg gegen die indiani­
schen Heidenvölker gerecht sei, ist 
das sog. Requerimiento, das "India­
nermanifest von 1519":

"Im Namen des Königs Ferdinand 
und der Königin Johanna, seiner Toch­
ter, der Königin von Kastilien und Le­
on, der Unterwerfer der barbarischen 
Völker, geben wir, ihre Diener, euch 
nach bestem Können kund und zu wis­
sen, was folgt:... (Wir) bitten und er­
suchen __ euch nach bestem Vermö­
gen, daß ihr auf unsere Rede hört und 
eine angemessene Weile darüber bera­
tet, daß ihr die Kirche als Oberherrn 
der ganzen Welt und den Papst sowie 
in seinem Namen den König und die 
Königin Johanna, unsere Herren, als
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Oberherrn und Könige dieser Inseln 
und dieses Festlandes ... anerkennt 
und daß ihr euch einverstanden erklärt 
und zulasset, daß die hier anwesenden 
Ordensbrüder euch das Gesagte erklä­
ren und verkünden. Handelt ihr da­
nach, dann tut ihr recht und erfüllt eu­
re Pflichten gegen Ihre Hoheiten, 
dann werden wir in ihrem Namen euch 
mit Liebe und Güte behandeln, euch 
eure Frauen und Kinder und eure 
Äcker frei und ohne Dienstbarkeit be­
lassen, damit ihr darüber nach eurem 
Belieben und Gutdünken verfügt. Wir 
werden euch in diesem Falle nicht 
zwingen, Christen zu werden ... Wenn 
ihr das aber nicht tut und böswillig 
Schwierigkeiten in den Weg legt, dann 
werden wir, das versichern wir euch, 
mit Gottes Hilfe gewaltsam gegen 
euch vorgehen, euch überall und auf 
alle nur mögliche Art bekämpfen, 
euch unter das Joch und unter den Ge­
horsam der Kirche und Ihrer Hoheiten 
beugen, euch selbst, eure Frauen und 
Kinder zu Sklaven machen, sie ver­
kaufen und über sie nach Befehl Ihrer 
Hoheiten verfügen. Wir werden euch Grotius (1583—1654): "Die Sache der

General von Trotha in Südwestafrika (Namibia): "Ich vernichte die aufständi­
schen Stämme in Strömen von Blut und Strömen von Geld. Nur auf dieser Aus­
saat kann etwas Neues entstehen, was Bestand hat." Bild: Überlebende Hereros

handeln, die ihrem Herrn nicht gehor­
sam und ergeben, sondern widerspen­
stig und aufsässig sind. Wir bezeugen 
feierlich, daß das Blutvergießen und 
die Schäden, die daraus erwachsen, al­
lein euch zur Last fallen, nicht Ihren 
Hoheiten ..." (zitiert nach: KVZ, 
Quellenheft zum Revolutionären 
Volksbildungsprogramm, Heft 02)
Das christliche Abendland 

erobert die Welt
"Das Bedürfnis nach einem stets aus­
gedehnteren Absatz für ihre Produkte 
jagt die Bourgeoisie über die ganze 
Erdkugel. Überall muß sie sich einni­

sten, überall anbauen, überall Verbin­
dungen herstellen." (Manifest der 
Kommunistischen Partei) Die Rück­
sichtslosigkeit und die Brutalität, mit 
der die Bourgeoisie dabei gegen frem­
de Völker vorging, waren so offenkun­
dig, daß sie nicht gänzlich verschwie­
gen werden konnten, sondern gerecht­
fertigt werden mußten. Die deutschen 
Philosophen nahmen sich dessen an:

Kant (1724—1804): "Auf der Stufe 
der Cultur also, worauf das mensch­
liche Geschlecht noch steht, ist der 
Krieg ein unentbehrliches Mittel, die­
se noch weiter zu bringen." (Vom ewi­
gen Frieden)

Fichte (1762—1814): "So ungerecht 
diese Zwecke (eines Krieges— Red.) 
auch an sich erscheinen mögen, so 
wird dennoch dadurch der erste 
Grundzug des Weltplans, die allge­
meine Verbreitung der Cultur, all- 
mählig befördert." (Die Grundzüge 
des gegenwärtigen Zeitalters)

Der holländische 
Kolonialismus

(De mari Iibero, zitiert nach: H. Goll- 
witzer, Geschichte des weltpoliti­
schen Denkens)
Britischer Kolonialismus 

Cecil Rhodes (1853—1902), zeitweilig 
südafrikanischer Premierminister: 
"Ich behaupte, daß wir die erste Rasse 
auf der Welt sind und daß es für die 
Menschheit um so besser ist, je größe­
re Teile der Welt wir bewohnen ... 
Darüber hinaus bedeutet es einfach 
das Ende aller Kriege, wenn der grö­
ßere Teil der Welt in unserer Herr­
schaft aufgeht." (Draft of Ideas, zi­
tiert nach: W. Mommsen, Imperia­

lismus)
Der deutsche 
Kolonialismus

Mit Vernichtung überzog das Deut­
sche Reich die Afrikaner in seiner 
Kolonie Südwestafrika (Namibia). 
Der Kolonialist und Geistliche Paul 
Rohrbach schrieb 1907, nachdem die 
Kolonialtruppen unter General von 
Trotha die Freiheitskriege der Here­
ros in Blut ertränkt hatte:

"Die Ausbreitung der weißen Ras­
se muß für uns der leitende Gesichts­
punkt bleiben. In dieser Beziehung 
darf keine schwankende Sentimenta­
lität gelten. Der Entschluß, in Südaf­
rika zu kolonisieren, bedeutet nun 
einmal nichts anderes, als daß die 
Eingeborenenstämme von dem Land, 
auf dem sie bisher ihr Vieh haben 
weiden lassen, weichen müssen, da­
mit der weiße Mann auf diesem Land 
sein Vieh weiden läßt."

"Was den Gesichtspunkt der Hu­
manität betraf ... so muß an sich zu­
gegeben werden, daß unter Umstän­
den, um die friedliche Siedlung der 
Weißen vor einem schlechthin kul­
turunfähigen, räuberischen Eingebo­
renenstamm zu sichern, dessen tat­
sächliche Vernichtung erforderlich 
werden kann." (Deutsche Kolonial­
wirtschaft, zitiert nach: H. Jae- 
necke, Die weißen Herren, und: Weiß 
auf Schwarz, 100 Jahre Einmischung 
in Afrika)
Die Neuordnung der Welt 
Der deutsche Faschismus 

Adolf Hitler: "Damit aber war der 
Weg, den der Arier zu gehen hatte, 
klar vorgezeichnet. Als Eroberer un­
terwarf er sich die niederen Men­
schen und regelte dann deren prakti­
sche Betätigung unter seinem Be­
fehl, nach seinem Wollen und für sei­
ne Ziele. Allein, indem er sie so einer 
nützlichen, wenn auch harten Tätig­
keit zuführte, schonte er nicht nur 
das Leben der Unterworfenen, son­
dern gab ihnen vielleicht sogar ein 
Los, das besser war als das ihrer frü­
heren sogenannten 'Freiheit’." (Mein 
Kampf)

Reichskommissar Koch in den be­
setzten Gebieten der UdSSR: "Wir 
sind das Herrenvolk und müssen hart 
aber gerecht regieren. Ich werde das 
Letzte aus diesem Lande herausho­
len ... Die Bevölkerung muß arbei­
ten, arbeiten und nochmals arbeiten 
... Nun regen sich einige Leute auf, 
daß die Bevölkerung vielleicht nicht 
genug zu essen kriegt. Das kann die 
Bevölkerung nicht verlangen ... Wir 
sind ein Herrenvolk, das bedenken 
muß, daß der geringste deutsche Ar­
beiter rassisch und biologisch tau­
sendmal wertvoller ist als die hiesige 
Bevölkerung." (Zitiert nach: Polia- 
kov, Wulf, Das Dritte Reich und sei­
ne Denker)



Im nächsten Heft

Kriegsdrohungen gegen Libyen 
Das Kriegsgeschrei, in das die bürger­
liche Presse sowohl in den USA als 
auch in der BRD in den letzten Tagen 
gegen Libyen ausgestoßen ist, ist kei­
ne leere Drohung. Seit Monaten lassen 
die US-Imperialisten keine Gelegen­
heit aus, um gegen Libyen zu hetzen, 
den Sturz, ja die Hinrichtung Ghadda- 
fiszu fordern. Sie lauern nur auf eine 

Gelegenheit, wo sie diese Ziele ohne 
großen Widerstand im Innern und un­
ter möglichst geringen militärischen 
Verlusten durchsetzen können. Warum 
sollten sie sich da durch die scheinba­
re Zurückhaltung der westeuropäi­
schen Imperialisten und durch die Er­
klärung der arabischen Liga, man wer­
de Libyen im Falle einer US-Interven- 
tion unterstützen, auf einmal zurück­
halten lassen?

Für die Lostrennung Kurdistans?
Für die westdeutsche Bourgeoisie führt die Türkei in "Ostanatolien" einen 
Krieg gegen Terroristen auf eigenem Staatsgebiet. Die türkische Bourgeoisie 
bekämpft die Kurden, die für ein unabhängiges Kurdistan eintreten, als Separa­
tisten und bringt sie in den Gefängnissen um. Für sie existieren keine Kurden, 
nur "Bergtürken". Unter den türkischen und kurdischen revolutionären Organi­
sationen gibt es verschiedene Auffassungen darüber, ob die Lostrennung Kurdi­
stans unterstützt werden soll. Wie sehen diese Auffassungen aus, worauf be­
gründen sie sich? Diesen Fragen soll in dem Artikel im nächsten Heft nachge­
gangen werden.

Stadthaushalt Hannover
Von verschiedenen Seiten ist der 
Haushalt 1986 der Stadt Hannover un­
ter Druck gekommen. Initiativen aus 
dem Kinder- und Jugendbereich for­
dern u. a. bessere finanzielle und per­
sonelle Ausstattung aller Kinder- und 
Jugendeinrichtungen sowie Planstel­
len statt ABM-Kräfte. Letzteres for­
dert auch die ÖTV. Sie kritisiert die

verlangt zusätzliche Stellen für Gar­
ten- und Fuhramt. Die DKP fordert 
die Erhöhung der Gewerbesteuer so­
wie niedrige Gas-, Strom-, Wasser- 
und Fernwärmepreise für Kleinver­
braucher. Die GABL hat ein "ökologi­
sches Umbauprogramm" vorgelegt. 
Darin tritt sie u. a. für die Instandset­
zung städtischer Wohnungen und die 
Schaffung zusätzlicher Kitas ein.

Gewerbeaufsicht und Arbeitszeitpläne der Kapitalisten
Bei den Bestrebungen der Kapitalisten, die Arbeitszeit in den Betrieben immer 
weiter in die Nacht und ins Wochenende auszudehnen, spielen die Gewerbeauf­
sichtsämter eine wichtige Rolle. Immer wieder wenden sich einzelne Kapitali­
sten an sie, um z.B. die Genehmigung für Sonntagsarbeit zu bekommen. Die Ge­
werbeaufsichtsämter unterstehen den Arbeits- und Sozialministern der Länder. 
Faktisch entscheiden also in vielen Fällen die Arbeits- und Sozialminister der 
Länder über das Ausmaß der Sonntagsarbeit in dem jeweiligen Bundesland. Wel­
che Tätigkeit haben z.B. die Gewerbeaufsichtsämter von Bayern und Nord­
rhein-Westfalen in dieser Hinsicht entwickelt?
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